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A. Zielsetzung 

Für die gesetzliche Vertretxmg nichtehelicher Kinder gilt in den 
alten Bundesländern (ohne den Ostteil Berlins) ein anderes Recht 
als in den neuen Bundesländern (und im Ostteil Berlins). In den 
alten Bundesländern wird der Mutter eines nichtehelichen Kindes 
dmrch die gesetzliche Amtspflegschaft die volle elterliche Sorge in 
oft unnötiger Weise vorenthalten. In den neuen Bundesländern 
sind die Hilfsangebote unzureichend, weil ein Beistand mit Vertre- 
tungsmacht zur Vaterschaftsfeststellung nicht bestellt werden 
kann. Diese Mängel müssen beseitigt werden. Außerdem sollen 
diejenigen Formen der Beistandschaft abgeschafft werden, die sich 
in der Praxis als weitgehend bedeutungslos erwiesen haben. 


B. Lösung 

Die gesetzliche Amtspflegschaft wird abgeschafft. An ihre Stelle 
tritt eine freiwillige Beistandschaft mit den Aufgabenkreisen der 
Vaterschaftsfeststellung imd Geltendmachimg von Unterhaltsan- 
sprüchen. Diese Beistandschaft, die alle allein sorgeberechtigten 
Eltemteile beantragen können, ersetzt auch die Beistandschaft des 
bisherigen Rechts. Beistand ist das Jugendamt. Eine Beistandschaft 
ist auch schon vor der Geburt des Kindes möglich. 
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C. AKernativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bxmdeskanzler Bonn, den 9. März 1994 

021 (131) — 400 07 — Am 1/94 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bxmdesregienmg beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Abschaffimg der gesetzlichen Amtspflegschaft xmd Neuordmmg des 
Rechts der Beistandschaft (Beistandschaftsgesetz) mit Begründung (Anlage 1) imd 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerixim der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 665. Sitzxmg am 4. Februar 1994 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Gnmdgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht- 
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassimg der Bimdesregienmg zu der Stellimgnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußenmg dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der gesetzlichen Amtspflegschaft und 
Neuordnung des Rechts der Beistandschaft (Beistandschaftsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerhche Gesetzbuch in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 400-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . wird wie folgt geändert: 

1. In § 1629 Abs, 2 Satz 3 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„dies gilt nicht für die Feststellung der Vater- 
schaft." 

2. Die §§ 1685, 1686, 1689 bis 1692, 1706 bis 1710 
werden aufgehoben. 

3. Nach § 1711 wird folgender Titel eingefügt: 

„SIEBENTER TITEL 
Beistandschaft 

§ 1712 

(1) Auf schriftlichen Antrag eines Eltemteils wird 
das Jugendamt Beistand des Kindes für folgende 
Aufgaben: 

1, die Feststellung der Vaterschaft, 

2. die Geltendmachung von Unterhaltsansprü- 
chen einschließhch der Ansprüche auf eine an 
Stelle des Unterhalts zu gewährende Abfindung 
sowie die Verfügung über diese Ansprüche; ist 
das Kind bei einem Dritten entgeltlich in Pflege, 
so ist der Beistand berechtigt, aus dem vom 
Unterhaltspflichtigen Geleisteten den Dritten zu 
befriedigen. 

(2) Der Antrag kann auf einzelne der in Absatz 1 
bezeichneten Aufgaben beschränkt werden. 

§ 1713 

(1) Den Antrag kann ein Eltemteil stellen, dem 
für den Aufgabenkreis der beantragten Beistand- 
schaft die alleinige elterliche Sorge zusteht oder 
zustünde, wenn das Kind bereits geboren wäre. Der 
Antrag kann nicht durch einen Vertreter gestellt 
werden. 

(2) Vor der Geburt des Kindes kann die werdende 
Mutter den Antrag auch dann stellen, wenn das 
Kind, sofern es bereits geboren wäre, unter Vor- 
mundschaft stünde. Ist die werdende Mutter in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt, so kann sie den 
Antrag nur selbst stellen; sie bedarf hierzu nicht der 


Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters. Für 
eine geschäftsunfähige werdende Mutter kann nur 
ihr gesetzlicher Vertreter den Antrag stellen. 

§ 1714 

Die Beistandschaft tritt ein, sobald der Antrag 
dem Jugendamt zugeht. Dies gilt auch, wenn der 
Antrag vor der Geburt des Kindes gestellt wird. 

§ 1715 

(1) Die Beistandschaft endet, wenn der Antrag- 
steller dies schriftlich verlangt. § 1712 Abs. 2 und 
§ 1714 gelten entsprechend. 

(2) Die Beistandschaft endet auch, sobald der 
Antragsteller keine der in § 1713 genannten Vor- 
aussetzungen mehr erfüllt. 

§ 1716 

Durch die Beistandschaft wird die elterliche 
Sorge nicht eingeschränkt. Im übrigen gelten die 
Vorschriften über die Pflegschaft mit Ausnahme 
derjenigen über die Rechnungslegung siimge- 
mäß. 

§ 1717 

Die Beistandschaft tritt nur ein, weim das Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. 
Dies gilt für die Beistandschaft vor der Geburt des 
Kindes entsprechend." 

4. Im Zweiten Abschnitt des Vierten Buches werden 
die bisherigen Überschriften „SIEBENTER TITEL" 
und „ACHTER TITEL" zu den Überschriften 
„ACHTER TITEL" und „NEUNTER TITEL". 

5. § 1912 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffenüichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 36 Abs. 5 werden die Worte „und die Pfleg- 
schaft nach § 1706 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs" gestrichen. 
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2. § 36a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „oder Pflegers" 
sowie in der Klammer die Angabe „§ 1708," 
gestrichen. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten für Verrichtungen, 
die eine Beistandschaft vor der Geburt eines 
Kindes betreffen, entsprechend." 

3. In § 36b Satz 1 werden die Worte „oder Pfleg- 
schaft" gestrichen. 

4. § 37 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Komma nach dem Wort „Vormimdschaft" 
wird durch das Wort „oder" ersetzt. 

b) Die Worte „oder Pflegschaft nach § 1706 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs" werden gestri- 
chen. 

5. In § 40 werden die Worte „oder die Pflegschaft 
nach § 1706 des Bürgerlichen Gesetzbuchs" 
gestrichen. 

6. In § 43 Abs. 2 werden die Worte „ist dem Vater 
oder der Mutter dieser Person ein Beistand 
bestellt" durch die Worte „besteht für sie eine 
Beistandschaft" ersetzt. 

7. § 47 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Diese Vorschriften gelten auch für die 
Pflegschaft. " 

8. In § 48 werden die Worte „oder die Geburt eines 
nichtehelichen Kindes" gestrichen. 

9. § 49 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe j wird aufgehoben. 

10. § 57 Abs. 1 Nr. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Das Komma nach dem Wort „Vormund" wird 
durch das Wort „oder" ersetzt. 

b) Die Worte „oder Beistand" werden gestri- 
chen. 

11. § 58 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Komma nach dem Wort „Vormünder " wird 
durch das Wort „oder" ersetzt. 

b) Die Worte „oder Beistände" werden gestri- 
chen. 

12. § 60 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Komma nach dem Wort „ Pfleger" wird 
durch das Wort „oder" ersetzt. 

bb) Die Worte „oder Beistand" werden gestri- 
chen. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Komma nach dem Wort „Pflegschaft" 
wird durch das Wort „oder" ersetzt. 

bb) Die Worte „oder Beistandschaft" werden 
gestrichen. 


c) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Komma nach dem Wort „ Pfleger" wird 
durch das Wort „oder" ersetzt. 

bb) Die Worte „oder Beistand" werden gestri- 
chen. 

Artikel 3 

Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und 
Jugendhilfe (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990 
— BGBl. IS. 1163, 1166) in der Fassimg der Bekarmt- 
machimg vom 3. Mai 1993 (BGBl, I S. 637), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 imd 4 werden die 
Absätze 2 und 3. 

c) Der bisherige Absatz 1 Satz 2 wird Absatz 4. 

2. Die Überschrift des Vierten Abschnitts des Dritten 
Kapitels wird wie folgt gefaßt: 

„Vierter Abschnitt 

Beistandschaft, Pflegschaft imd Vormimdschaft 
für Kinder und Jugendliche" 

3. Nach der Überschrift des Vierten Abschnitts des 
Dritten Kapitels wird folgender § 52 a eingefügt; 

.§ 52a 

Beratung und Unterstützung 
von Müttern nichtehelicher Kinder 

(1) Das Jugendamt hat unverzüglich nach der 
Geburt eines nichtehelichen Kindes der Mutter 
Beratimg und Unterstützung bei der Vaterschaf ts- 
feststellimg imd der Geltendmachung von Unter- 
haltsansprüchen des Kindes anzubieten. Hierbei 
hat es hinzuweisen auf 

1. die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellimg, 

2. die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft festge- 
stellt werden kann, insbesondere bei welchen 
Stellen die Vaterschaft anerkannt werden 
kann, 

3. die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Erfül- 
lung von Unterhaltsansprüchen oder zur Lei- 
stung einer an Stelle des Unterhalts zu gewäh- 
renden Abfindung nach § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
beurkunden zu lassen, 

4. die Möglichkeit, eine Beistandschaft zu bean- 
tragen, sowie auf die Rechtsfolgen einer sol- 
chen Beistandschaft. 

Das Jugendamt hat der Mutter ein persönliches 
Gespräch anzubieten. Das Gespräch soll in der 
Regel in der persönlichen Umgebung der Mutter 
stattfinden, wenn diese es wünscht. 

(2) Ist anzunehmen, daß ein Kind nichtehelich 
geboren werden wird, karm das Jugendamt nach 
Absatz 1 tätig werden. " 
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4. § 53 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Gegenvormundschaft gelten die Absätze 
1 und 2 entsprechend. " 

5. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein rechtsfähiger Verein kann Pfleg- 
schaften oder Vormundschaften übernehmen, 
wenn ihm das Landesjugendamt dazu eine 
Erlaubnis erteilt hat. " 

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird das Komma nach dem 
Wort „Einzelvormündem" durch das Wort 
„und" ersetzt und werden die Worte „und 
Beiständen" gestrichen. 

6. § 55 wird wie folgt gefaßt: 

„§55 

Beistandschaft, Amtspflegschaft 
und Amtsvormundschaft 

(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger oder 
Vormund in den durch das Bürgerliche Gesetz- 
buchvorgesehenen Fällen (Beistandschaft, Amts- 
pflegschaft, Amtsvormundschaft). 

(2) Das Jugendamt überträgt die Ausübung der 
Aufgaben des Beistands, des Amtspflegers oder 
des Amtsvormunds einzelnen seiner Beamten 
oder Angestellten. Die Übertragung gehört zu den 
Angelegenheiten der laufenden Verwaltung. In 
dem durch die Übertragung umschriebenen Rah- 
men ist der Beamte oder Angestellte gesetzlicher 
Vertreter des Kindes oder des Jugendlichen." 

7. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Führung der Beistandschaft, 
der Amtspflegschaft 
und der Amtsvormundschaft" 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Auf die Führung der Beistandschaft, der 
Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft 
sind die Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs anzuwenden, soweit dieses Ge- 
setz nicht etwas anderes bestimmt. " 

8. § 57 wird wie folgt gefaßt: 

„§57 

Mitteilungspflichten des Standesbeamten 

Der Standesbeamte hat die Geburt eines nicht- 
ehelichen Kindes unverzüglich dem Jugendamt 
anzuzeigen. Ist die Mutter minderjährig, so ist ihr 
religiöses Bekermtnis anzugeben, wenn es im 
Geburtseintrag enthalten ist." 

9. Nach § 57 wird folgender § 57 a eingefügt: 

„§ 57a 

Mitteilungspflichten des Jugendamts 

Das Jugendamt hat dem Vormundschafts ge- 
richt unverzüglich den Eintritt einer Beistand- 
schaft oder einer Vormundschaft sowie die Been- 


digung einer Beistandschaft nach § 1715 Abs, 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs mitzuteilen." 

10. § 58 wird v^e folgt gefaßt: 

„§58 

Gegenvormundschaft des Jugendamts 

Für die Tätigkeit des Jugendamts als Gegenvor- 
mund gelten die §§55 und 56 entsprechend." 

11. § 85 Abs. 2 Nr. 10 wird wie folgt geändert: 

a) Das Komma nach dem Wort „Pflegschaften" 
wird durch das Wort „oder" ersetzt. 

b) Die Worte „oder Beistandschaft" werden 
gestrichen. 

12. § 87 c wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, 
die Amtspflegschaft und die Amtsvormund- 
schaft" 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Pfleg- 
schaft oder" gestrichen. 

c) Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben. 

d) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte „die 
Amtspflegschaft oder" und nach den Wor- 
ten „die Weiterfühnmg der" die Worte 
„Amtspflegschaft oder" gestrichen. 

bb) In Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte „die 
Amtspflegschaft oder" gestrichen. 

cc) In Satz 2 werden die Worte „Pflegschaft 
oder die" gestrichen. 

e) In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte „die 
Beistandschaft und" gestrichen. 

f) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„Für die Beratung und Unterstützung nach 
§ 52 a sowie für die Beistandschaft gilt Absatz 1 
Satz 1 und 3 entsprechend. Sobald der allein 
sorgeberechtigte Elternteil seinen gewöhnli- 
chen Aufenthalt im Bereich eines anderen 
Jugendamts nimmt, hat das die Beistandschaft 
führende Jugendamt bei dem Jugendamt des 
anderen Bereichs die Weiterführung der Bei- 
standschaft zu beantragen; Absatz 2 Satz 2 und 
4 gilt entsprechend. " 

13. § 87d wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Komma nach dem Wort 
„Pfleger" durch das Wort „oder" ersetzt und 
werden die Worte „oder Beistand" gestri- 
chen. 

b) In Absatz 2 wird das Komma nach dem Wort 
„Pflegschaften" durch das Wort „oder" ersetzt 
und werden die Worte „oder Beistands chat- 
ten" gestrichen. 
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14. § 99 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen 
über die Amtspflegschaft imd die Amtsvormimd- 
schaft sowie die Beistandschaft ist die Zahl der 
Kinder und Jugendlichen imter 

1. gesetzlicher Amtsvormundschaft, 

2. bestellter Amtsvormundschaft, 

3. bestellter Amtspflegschaft sowie 

4. Beistandschaft, 

gegliedert nach Geschlecht, Art des Tätigwerdens 
des Jugendamts sowie nach deutscher imd aus- 
ländischer Staatsangehörigkeit (Deutsche/ Aus- 
länder)." 


Artikel 4 

Änderung sonstigen Bundesrechts 

§ 1 

Änderung des 

Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 

§ 19 Abs. 2 Satz 2 des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch . . , geändert wor- 
den ist, wird aufgehoben. 

§2 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Nach § 53 der Zivilprozeßordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt 
durch . . . geändert worden ist, wird folgender § 53 a 
eingefügt: 

„§ 53a 

Wird in einem Rechtsstreit ein Kind durch einen 
Beistand vertreten, so ist die Vertretung durch den 
sorgeberechtigten Eltemteü ausgeschlossen." 

§3 

Änderung der Kostenordnung 

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 92 Abs. 4 werden die Worte „eine Vormund- 
schaft in eine Pflegschaft oder" gestrichen. 

2. In § 94 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte „ , 1683 Abs. 4 
und in § 1689 Satz 2" durch die Worte „imd in 
§ 1683 Abs. 4" ersetzt. 

§4 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz- 
buche in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede- 
nmgsnummer 400-1, veröffentlichten bereinigten 


Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach Artikel ... [221] wird folgender Artikel . . . 
[222] eingefügt. 

„Artikel . . . [222] 

Übergangsvorschrift 
zum Beistandschaftsgesetz vom . . . 

(1) Bestehende gesetzliche Amtspflegschaften 
nach den §§ 1706 bis 1710 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs werden am . . . [einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens des Gesetzes] zu Beistands chaften 
nach den §§ 1712 bis 1717 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Der bisherige Amtspfleger wird Bei- 
stand. Der Aufgabenkreis des Beistandes ent- 
spricht dem bisherigen Aufgabenkreis; vom . . . 
[einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats] an 
fallen andere als die in § 1712 Abs. 1 des Bürgerli- 
chen Gesetzbuchs bezeichneten Aufgaben weg. 

(2) Soweit dem Jugendamt als Beistand Aufga- 
ben nach § 1690 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs übertragen wurden, werden diese Beistand- 
schaften am . . . [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
des Gesetzes] zu Beistandschaften nach den 
§§ 1712 bis 1717 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Andere Bei- 
standschaften des Jugendamts enden am . . . [ein- 
setzen: Tag des Inkrafttretens des Gesetzes]. 

(3) Soweit anderen Beiständen als Jugendämtern 
Aufgaben nach § 1690 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs übertragen wurden, werden diese 
Beistandschaften am . . . [einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] zu Beistandschaf- 
ten nach den §§ 1712 bis 1717 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 1 gilt 
entsprechend. Diese Beistandschaften enden am 
. . . [einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermo- 
nats]." 

2. In Artikel 230 Abs. 1 werden die Worte „der § 616 
Abs. 2 und 3 und die §§ 622 sowie 1706 bis 1710" 
durch die Worte „der § 616 Abs. 2 und 3 [und der 
§ 622]" ersetzt. 

§5 

Änderung des Soldatengesetzes 

In § 21 Satz 1 des Soldatengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. August 1975 (BGBl. I 

S. 2273), das zuletzt durch . . . geändert worden ist. 
werden die Worte „Beistandes oder" gestrichen. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

A. Gegenstand der Änderung 

Das Recht der gesetzlichen Amtspflegschaft für nicht- 
eheliche Kinder (§§ 1706 ff. BGB), das nur in den alten 
Bundesländern (olme den Ostteil Berüns) gilt (Arti- 
kel 230 Abs. 1 EGBGB), wird schon seit längerem 
kritisiert. Teils wird das Rechtsinstitut als solches in 
Frage gestellt, teils die Automatik des Eintritts und der 
Umfang der Pflegschaft beanstandet. 

Auch das Recht der Beistandschaft (§§ 1685 ff. BGB) 
wird vielfach als überarbeitungsbedürftig angesehen. 
Beanstandet wird, daß es auch in den neuen Bundes- 
ländern imd im Ostteil Berüns nicht möglich ist, einen 
Beistand mit Vertretimgsmacht zur Vaterschaftsfest- 
stellung zu bestellen. Ferner wird der Sinn einer 
Beistandschaft ohne Vertretimgsmacht in Zweifel 
gezogen. Auch die Mögüchkeit, einem Beistand die 
gesamte Vermögenssorge zu übertragen, ist Gegen- 
stand der Kritik. 

(Zur sprachlichen Vereinfachung gilt folgendes: 
Soweit im Entwurf von den alten Bimdesländem die 
Rede ist, ist der Ostteil Berlins nicht einbezogen; 
soweit von den neuen Bundesländern gesprochen 
wird, ist auch der Ostteil Berlins gemeint.) 

Der Entwurf schlägt hierzu folgendes vor: 

Die gesetzliche Amtspflegschaft wird abgeschafft. An 
ihre Stelle tritt eine freiwillige Beistandschaft mit den 
Aufgabenkreisen der Vaterschaftsfeststellung und 
Geltendmachimg von Unterhaltsansprüchen. Diese 
Beistandschaft, die allen allein sorgeberechtigten 
Eltemteilen zusteht, ersetzt auch die Beistandschaft 
des bisherigen Rechts. Beistand ist das Jugendamt. 
Eine Beistandschaft ist auch schon vor der Geburt des 
Kindes mögüch. 


B. Geltendes Recht 

I. Alleinsorge der Mutter 

Das minderjährige nichteheliche Kind steht gnmd- 
sätzüch imter der alleinigen elterüchen Sorge der 
Mutter (§ 1705 Satz 1 BGB). 


IL Gesetzliche Amtspflegschaft 

Die elterüche Sorge erstreckt sich nicht auf Angele- 
genheiten des Kindes, für die ein Pfleger bestellt ist 
(§ 1705 Satz 2, § 1630 Abs. 1 BGB). Mit der Geburt 
eines nichtehelichen Kindes wird im Regelfall das 
Jugendamt kraft Gesetzes für bestimmte Aufgaben- 
kreise Pfleger des Kindes (§ 1706 ff. BGB); dies güt 


nicht in den neuen Bundesländern (Artikel 230 Abs. 1 
EGBGB). 


1. Eintritt 

Die Amtspflegschaft tritt „gesetzlich" (also automa- 
tisch ohne Notwendigkeit der Einzelbestellung eines 
Pflegers) nüt der Geburt eines nichtehelichen Kindes 
ein, wenn das Kind nach § 1705 BGB unter der 
elterüchen Sorge der Mutter steht (§ 1709 Abs. 1 Satz 1 
BGB). Ergibt sich erst später aus einer gerichtlichen 
Entscheidung (im Rahmen eines Ehelichkeitsanfech- 
tungsverfahrens), daß das Kind nichtehelich ist, so 
wird das Jugendamt in dem Zeitpunkt Pfleger, in dem 
die Entscheidung rechtskräftig wird (§ 1709 Abs. 1 
Satz 3, § 1791 c Abs. 1 Satz 2 BGB). Steht ein nicht- 
eheliches Kind unter Vormundschaft des Jugendamts 
und endet die Vormundschaft kraft Gesetzes — etwa 
wegen Eintritts der Volljährigkeit der Mutter — , so 
wird das Jugendamt zum gesetzüchen Amtspfleger, 
sofern die Voraussetzungen für die Pflegschaft vorüe- 
gen (§§ 1710, 1706 BGB), 


2. Ausnahmen 

Die gesetzüche Amtspflegschaft tritt nicht ein (§ 1709 

Abs. 1 Satz 2 BGB), wenn 

— bereits vor der Geburt des Kindes ein Pfleger oder 
Vormund bestellt ist (vgl. §§ 1708, 1706 BGB), 

— angeordnet ist, daß die Pflegschaft nicht eintritt 
(vgl. hierzu § 1707 Satz 1 Nr. 1 BGB), 

— das Kind eines Vormunds bedarf (etwa wegen 
Minderjährigkeit oder Geschäftsunfähigkeit der 
Mutter). Das Kind „bedarf" im Sinn dieser Rege- 
limg auch dann eines Vormunds, wenn gesetzüche 
Amtsvormundschaft besteht (§ 1791c BGB). 


3. Wirkungskreis 

Zum Wirkungskreis des gesetzlichen Amtspflegers 

gehören 

— die Feststellung der Vaterschaft imd aUe sonstigen 
Angelegenheiten, die die Feststellung oder Ände- 
rung des Eltem-Kind- Verhältnisses oder des Fami- 
üermamens des Kindes betreffen (§ 1706 Nr. 1 
BGB), insbesondere die Zustimmimg zur Vater- 
schaftsanerkennung, die Anfechtung der Vater- 
schaftsanerkennung und die Klage auf Feststel- 
lung der Vaterschaft, 

— die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
einschließüch der Ansprüche auf eine an SteUe des 
Unterhalts zu gewährende Abfindimg sowie die 
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Verfügung über diese Ansprüche; ist das Kind bei 
einem Dritten unentgeltlich in Pflege, so ist das 
Jugendamt berechtigt, aus dem vom Unterhalts- 
pflichtigen Geleisteten den Dritten zu befriedigen 
(§ 1706 Nr. 2 BGB), 

— die Regelung von Erb- und Pflichtteüsrechten, die 
dem Kind im Falle des Todes des Vaters und seiner 
Verwandten zustehen (§ 1706 Nr. 3 BGB). 

Zur „Feststellung der Vaterschaft" zählt sowohl die 
Feststellimg durch Vaterschaf tsanerkenmmg als auch 
die gerichtliche Feststellung (§ 1600 a Satz 1 BGB). 
Das Jugendamt wird also auf eine Vaterschaftsaner- 
kennimg hinwirken ; es kann der Anerkennung im 
Namen des Kindes zustimmen (§ 1600 c Abs. 1 BGB). 
Zur gerichtlichen Vaterschaftsfeststellimg kann es die 
Klage im Namen des Kindes erheben; es vertritt das 
Kind in den seltenen Fällen einer Vaterschaftsfeststel- 
limgsklage des Erzeugers. 

Praktisch so gut wie bedeutimgslos sind Fälle der 
Vaterschaftsfeststellung bei Identitätszweifeln. Es 
geht hier um Sachverhalte, bei denen der Vater durch 
Anerkennung oder Gerichtsentscheidung festgestellt, 
jedoch unklar ist, ob ein bestimmter Maim mit dem 
festgestellten Vater identisch ist. 

Zu den „sonstigen Angelegenheiten, die die Feststel- 
limg oder Ändenmg des Eltern- Kind- Verhältnisses" 
betreffen, zählen insbesondere 

— die Vertretimg bei Klage auf Unwirksamkeit der 
Vaterschaftsanerkennimg (§ 1600 f Abs. 1 Alterna- 
tive 1 BGB), 

— die Vertretung bei Anfechtung der Vaterschafts- 
anerkennung (§ 1600f Abs. 1 Alternative 2 
BGB), 

— die Einwilligung des geschäftsunfähigen oder 
noch nicht vierzehn Jahre alten Kindes in die 
Ehelicherklänmg auf Antrag des Vaters (§ 1726 
Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 1729 Abs. 1 Satz 1 BGB), 

— die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters zur 
Einwilligung des beschränkt geschäftsfähigen und 
mindestens vierzehn Jahre alten Kindes in die 
Ehelicherklänmg auf Antrag des Vaters (§ 1726 
Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 1729 Abs. 1 Satz 2 BGB), 

— der Antrag des geschäftsunfähigen oder noch nicht 
vierzehn Jahre alten Kindes auf Ehelicherklärung 
(§ 1740 a Abs. 1 Satz 1, § 1740 c Satz 1 BGB), 

— die Zustimmimg des gesetzlichen Vertreters zu 
einem Antrag des beschränkt geschäftsfähigen 
und mindestens vierzehn Jahre alten Kindes auf 
Ehelicherklärung (§ 1740 c Satz 2 BGB), 

— die Einwilligimg des geschäftsunfähigen oder 
noch nicht vierzehn Jahre alten Kindes in eine 
Adoption (§ 1746 Abs. 1 Satz 1 imd 2 BGB), 

— die Zustimmimg des gesetzlichen Vertreters zur 
Einwilligung des beschränkt geschäftsfähigen und 
mindestens vierzehn Jahre alten Kindes in eine 
Adoption (§ 1746 Abs. 1 Satz 3 BGB). 

Umstritten ist, ob der Aufgabenkreis des gesetzlichen 
Amtspflegers auch den Antrag des Kindes auf Erset- 
zung der Einwilligung der Mutter in den Fällen 


— der Ehelicherklärung auf Antrag des Vaters 
(§ 1726 Abs. 1 Satz 1, § 1727 Abs. 1 BGB) und 

der Adoption (§ 1747 Abs. 2, § 1748 BGB) 

umfaßt. Gleiches gilt für den Antrag des Kindes auf 
Ersetzung der Einwilligung der Ehefrau des Vaters in 
die Ehelicherklärung auf dessen Antrag (§1726 Abs. 1 
Satz 2, § 1727 Abs. 2 BGB). 

Praktisch bedeutungslos ist im deutschen Recht die 
Klage auf Feststellimg oder Nichtfeststellung der 
Mutterschaft. Es geht hier zum einen um Fälle von 
Identitätszweifeln. Zum anderen sind Fälle der Ei- 
oder Embryonenspende denkbar, die in Deutschland 
aber ebenfalls keine praktische Bedeutung erlangt 
haben. 

Soweit der Wirkungskreis des gesetzlichen Amtspfle- 
gers die Feststellung oder Änderung des Familienna- 
mens betrifft, geht es vor allem um Fälle 

— der Anschließung des nichtehelichen Kindes an 
eine Namensänderung der Mutter (§ 1617 Abs. 2 
BGB), 

— der Einwilligung zur Einbenermung (§ 1618 
BGB), 

— der Namens ändenmg bei Legitimation durch Hei- 
rat (§1720 BGB) oder Ehelicherklärung auf Antrag 
des Kindes (§ 1740 f Abs. 2 und 3, § 1617 Abs. 2 
BGB), solange die Pflegschaft nicht aufgehoben 
ist, 

— der Namensänderung in Adoptionsfällen (§ 1757 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, § 1765 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. 
§ 1617 Abs. 2 und 4 BGB), 

— der öffentlich-rechtlichen Ändenmg des Familien- 
namens nach dem Gesetz über die Änderung von 
Familiennamen und Vornamen (NamÄndG). 

In seinem Aufgabenkreis vertritt der gesetzliche 
Amtspfleger das Kind auch in Verwaltimgs- und 
Gerichtsverfahren. 


4, Antragsrechte der Mutter 

Auf Antrag der Mutter des nichtehelichen Kindes hat 
das Vormundschaftsgericht gemäß § 1707 BGB 

— anzuordnen, daß die Pflegschaft nicht eintritt 
(§ 1707 Satz 1 Nr. 1 BGB), 

— die Pflegschaft aufzuheben (§ 1707 Satz 1 Nr. 2 
BGB) oder 

— den Wirkimgskreis des Pflegers zu beschränken 
(§ 1707 Satz 1 Nr. 3 BGB), 

werm die beantragte Anordmmg dem Wohl des Kin- 
des nicht widerspricht (§ 1707 Satz 2 BGB). Nicht 
erforderlich ist, daß die beantragte Anordnung dem 
Kindes wohl dient. Dem Vormimdschaftsgericht steht 
bei der Entscheidimg über den Antrag kein Ermessen 
zu. Seine Entscheidimg kaim das Vormundschaftsge- 
richt ändern, werm dies zum Wohl des Kindes erfor- 
derlich ist (§ 1707 Satz 3 BGB). 
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Zur Frage einer Aufhebung der Amtspflegschaft bei 
Verschweigen des Vaters durch die Mutter geht die 
wohl ganz herrschende Meinung nach wie vor von der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 11. No- 
vember 1981 (BGHZ 82, 173) aus. Danach wider- 
spricht es in der Regel dem Wohl des Kindes, die 
Amtspflegschaft vollständig aufzuheben, wenn die 
Mutter eines nichtehelichen Kindes den Namen des 
Vaters verschweigt. Der BGH verweist auf die Bedeu- 
tung der Vaterschaftsfeststellung nicht nur für die 
materielle, sondern auch für die ideelle Lage des 
Kindes. Zwar bleibe dem Jugendamt bei Weigerung 
der Mutter, den Namen des Vaters zu nennen, oft nur 
eine geringe Chance zur Vaterschaf tsfeststellimg. 
Aber bereits die Vereitelimg dieser Chance wider- 
spreche grundsätzlich dem Wohl des Kindes. Be- 
sonders gelagerte Einzelfälle, in denen die Tätig- 
keit des Amtspflegers die Mutter-Kind-Beziehung in 
einer dem Kindeswohl schädlichen Weise nachhal- 
tig beeinträchtigen würde, könnten ausnahms- 
weise durch Aufhebimg der Amtspflegschaft gelöst 
werden. 

Nach herrschender Meimmg sind diese Grundsätze 
auch dann anzuwenden, wenn die Mutter den Namen 
des Vaters zwar nicht verschweigt, aber auf Grund 
eigener Unkenntnis keine hinreichenden Angaben 
machen kaim. 

Der BGH ging in seiner Entscheidimg davon aus, in 
Rechtsprechimg und Schrifttum habe sich die Auffas- 
sung durchgesetzt, daß es zu dem grundrechtlich 
geschützten Bereich der Intimsphäre der Mutter 
gehöre, den Namen des Vaters nicht preisgeben zu 
müssen (a. a. O. Seite 175 mit Nachweisen). Aufgrund 
der Entscheidung des Bimdesverfassimgsgerichts 
vom 31. Januar 1989 (BVerfGE 79, 256) billigen 
neuere Entscheidungen aber dem Kind einen Aus- 
kimftsanspruch gegenüber der Mutter zu (LG Passau 
NJW 1988, 144; LG Münster FamRZ 1990, 1031; 
geklagt hatte jeweils das volljährige Kind). Das 
Bundesverfassungsgericht hat die Verfassungsbe- 
schwerde gegen die erste dieser beiden Entscheidun- 
gen nicht zur Entscheidung angenommen (NJW 1988, 
3010). Es hat hierbei ausgeführt, zumindest das nicht- 
eheliche Kind habe einen Anspruch auf Kenntnis des 
leiblichen Vaters. Die grundgesetzlich geschützten 
Rechte der Mutter und des Kindes seien gegeneinan- 
der abzuwägen, wobei grundsätzlich die Kindesinter- 
essen vorrangig seien. 

Da auch das mindeijährige Kind Giundrechtsträger 
ist, spricht einiges dafür, auch ihm einen Auskimfts- 
anspruch gegen die Mutter zuzubilligen. Ein solcher 
Auskunftsanspruch könnte aber nicht von der Mutter 
als gesetzlicher Vertreterin geltend gemacht werden, 
da sie eine entsprechende Klage gegen sich selbst 
richten müßte. Ob dies bereits aus § 1705 Satz 2, § 1629 
Abs. 2 Satz 1, § 1795 Abs. 2, § 181 BGB folgt, ist zwar 
umstritten. Der Streit hat aber keine praktische Bedeu- 
tung, da die ablehnende Meinung von einem allge- 
meinen verfahrensrechtlichen Gnmdsatz ausgeht, 
daß in einem Prozeß niemand auf beiden Seiten Partei 
oder Parteivertreter sein kann. Im Ergebnis besteht 
deshalb Einigkeit darüber, daß ein etwaiger Aus- 
kunftsanspruch des minderjährigen Kindes gegen die 
Mutter nicht von dieser geltend gemacht werden 


könnte. Ob die Vertretimg durch eine andere Person, 
insbesondere das Jugendamt, mit dem höchstpersön- 
lichen Charakter des Auskunftsanspruchs vereinbar 
wäre, erscheint in der Rechtsprechimg noch rücht 
abschließend geklärt. 


5. Ende der gesetzlichen Amtspflegschaft 

Die gesetzliche Amtspflegschaft endet 

— mit jeder Beendigung der elterlichen Sorge der 
Mutter (§ 1918 Abs. 1 BGB), so bei Tod der Mutter, 
Ehelicherklärung des Kindes auf Antrag des 
Vaters, Adoption, Entziehimg der elterlichen 
Sorge, Volljährigkeit des Kindes, Tod des Kin- 
des, 

— durch gerichtliche Aufhebung auf Antrag der Mut- 
ter (§ 1707 Satz 1 Nr. 2 BGB), 

— durch Entlassung des Jugendamts gemäß § 1915 
Abs. 1, § 1887 BGB (Entlassung, weil dies dem 
Wohl des Kindes dient imd eine andere als Pfleger 
geeignete Person vorhanden ist), 

— bei Legitimation durch nachfolgende Ehe der 
Eltern oder bei Verschollenheit des Kindes erst 
dann, wenn das Vormundschaftsgericht die Pfleg- 
schaft aufhebt (§ 1915 Abs. 1, §§ 1883, 1884 Abs. 1 
Satz 1 BGB), 

— mit Rechtskraft eines Beschlusses über die Todes- 
erklänmg oder die Feststellung der Todeszeit des 
Kindes (§ 1915 Abs. 1, § 1884 Abs. 2 BGB). 

Eine Beendigimg der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft auf Antrag des Jugendamts ist nicht vorge- 
sehen. Auch gibt es keine Beendigung durch 
„Zweckerreichung", da auch nach der Vater- 
schaftsfeststellimg imd dem Vorliegen eines 
Unterhaltstitels die Notwendigkeit einer weiteren 
Tätigkeit des Pflegers (z. B. Unterhaltserhöhung, 
Vollstreckung) rücht ausgeschlossen werden 
kann. 


IIL Verwandte Rechtsinstitute 

1. Gesetzliche Amtsvormundschaft 

In bestimmten Fällen wird das Jugendamt gesetzli- 
cher Amtsvormund eines minderjährigen nichteheli- 
chen Kindes (§ 1791 c BGB). Die gesetzliche Amts- 
pflegschaft tritt dann rücht ein (§ 1709 Abs. 1 Satz 2 
imd 3 BGB). 

a) Eintritt 

Gesetzliche Amtsvormimdschaft des Jugendamts tritt 
ein 

— mit der Geburt eines nichtehelichen Kindes, das 
— etwa wegen Todes der Mutter bei der Geburt 
oder Minderjährigkeit oder Geschäftsimfähigkeit 
der Mutter — eines Vormimds bedarf (§ 1791 c 
Abs. 1 Satz 1 BGB), 

— mit der Rechtskraft einer gerichtlichen Entschei- 
dung, nach der ein bisher als ehelich geltendes 
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Kind nichtehelich ist, wenn das Kind (etwa aus den 
oben genannten Gründen) zu diesem Zeitpunkt 
eines Vormimds bedarf (§ 1791 c Abs. 1 Satz 2 
BGB), 

— bei Beendigung der Pflegschaft des Jugendamtes 
für ein nichteheliches Kind kraft Gesetzes, wenn 
das Jugendamt bisher Pfleger war und das Kind 
nunmehr — etwa bei Tod, nachträglichem Eintritt 
der Geschäftsunfähigkeit der Mutter oder Sorge- 
rechtsentzug — eines Vormimds bedarf (§ 1791 c 
Abs. 2 BGB). 

b) Ausnahmen 

Die gesetzliche Amtsvormundschaft tritt nicht ein, 
wenn das nichteheliche Kind bereits einen Vor- 
mimd hat (§ 1791 c Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2, Satz 2 
BGB). 

c) Ende 

Die gesetzliche Amtsvormundschaft endet nach 
§ 1882 BGB mit dem Wegfall der Eintrittsvorausset- 
zimgen (etwa Tod oder Volljährigkeit des Kindes, 
Wiedereintritt der elterlichen Sorge der Mutter, Ehe- 
licherklärung, Adoption). Besonderheiten gibt es für 
die Legitimation des Kindes durch nachfolgende Ehe 
seiner Eltern und für die Verschollenheit des Kindes. 
Wird das Kind durch nachfolgende Ehe seiner Eltern 
ehelich, so endet die Vormundschaft erst dann, wenn 
ihre Aufhebung vom Vormimdschaftsgericht ange- 
ordnet wird (§ 1883 BGB). Bei Verschollenheit des 
Kindes endet die Vormundschaft erst mit der Aufhe- 
bung durch das Vormundschaftsgericht (§ 1884 Abs. 1 
Satz 1 BGB); ist das Kind aber für tot erklärt oder wird 
seine Todeszeit nach den Vorschriften des Verschol- 
lenheitsgesetzes festgestellt, so endet die Vormund- 
schaft mit der Rechtskraft des Beschlusses über die 
Todeserklärung oder die Feststellimg der Todeszeit 
(§ 1884 Abs. 2 BGB). 


2. Bestellte Pflegschaft vor Geburt 

Gemäß § 1708 BGB kann das Vormundschaftsgericht 
schon vor der Geburt des nichtehelichen Kindes einen 
Pfleger zur Wahrnehmung der sonst dem Amtspfleger 
zustehenden Angelegenheiten bestellen. Die Bestel- 
lung wird mit der Geburt des Kindes wirksam. Eine 
Bestellimg des Jugendamtes kommt deshalb nicht in 
Betracht, da dieses ohnehin mit der Geburt des Kindes 
zum gesetzlichen Pfleger würde und eine Bestellimg 
vor der Geburt daher sinnlos wäre. § 1708 BGB 
bezweckt also lediglich, anstelle des Jugendamtes 
eine Einzelperson oder einen zugelassenen Verein 
zum Pfleger zu bestehen. Die praktische Bedeutung 
einer solchen Pflegerbestellung vor der Geburt ist 
gering. 


3. Pflegschaft für eine Leibesfrucht 

Gemäß § 1912 Abs. 1 Satz 1 BGB erhält eine Leibes- 
frucht zur Wahrung ihrer künftigen Rechte, soweit 


diese einer Fürsorge bedürfen, einen Pfleger. Auch 
ohne diese Voraussetzungen kann für eine Leibes- 
frucht auf Antrag des Jugendamtes oder der werden- 
den Mutter ein Pfleger besteht werden, wenn anzu- 
nehmen ist, daß das Kind nichtehelich geboren wer- 
den wird (§ 1912 Abs. 1 Satz 2 BGB). Die Pflegschaft 
endet mit der Geburt des Kindes (§918 Abs. 2 BGB). 
Eine Konkurrenz zur gesetzhchen Amtspflegschaft 
oder zur vor der Geburt bestehten Pflegschaft nach 
§ 1708 BGB tritt daher nicht ein. Die Pflegschaft für 
eine Leibesfrucht hat nur eine geringe praktische 
Bedeutung. 


4. Bestellte Pflegschaft auf Grund 

Sorgerechtsentzugs oder Vertretungsausschlusses 

Die Forderungen, die gesetzhche Amtspflegschaft 
abzuschaffen oder einzuschränken, zielen darauf ab, 
die elterliche Sorge der Mutter eines nichtehehchen 
Kindes zu stärken. Die Erreichimg dieses Ziels wäre 
gefährdet, soweit bei Fehlen einer gesetzlichen Amts- 
pflegschaft in aher Regel ein Pfleger durch gerichtii- 
che Einzelentscheidung besteht werden müßte. In 
solchen Fähen würde der Effekt des geltenden Rechts 
auf kompliziertere imd mit einer zeitlichen Verzöge- 
rung verbxmdenen Weise herbeigeführt, ohne daß die 
Mutter letzthch einen Vorteil hätte — die mit einem 
etwaigen Verfahren auf Sorgerechts entzug verbim- 
denen Nachteile wären sogar als Belastimg anzuse- 
hen, Von besonderer Bedeutimg ist hierbei die Frage, 
ob das Unterlassen der Vaterschaftsfeststehung durch 
die Mutter praktisch immer dazu führen würde, daß 
ihr die Personensorge für den Bereich der Vater- 
schaftsfeststehung zu entziehen ist. Wegen dieser 
Problematik soll hier auf die Möghchkeiten eines 
Vertretungsausschlusses oder vormimdschaftsge- 
richthchen Sorgerechtsentzugs mit nachfolgender 
Einzelbestehimg eines Pflegers eingegangen wer- 
den. 

Folgende Möghchkeiten sind zu beachten; 

— Sorgerechtsentzug nach § 1705 Satz 2, § 1666 
Abs. 1 BGB und Pflegerbestehimg nach § 1909 
BGB, 

— Vertretimgsausschluß nach § 1705 Satz 2, § 1629 
Abs. 2 Satz 1, § 1795 Abs. 2, § 181 BGB und 
Pflegerbestehimg nach § 1909 BGB, 

— Vertretimgsentzug nach § 1705 Satz 2, § 1629 
Abs. 2 Satz 3, § 1796 BGB imd Pflegerbestehimg 
nach § 1909 BGB. 

a) § 1705 Satz 2, § 1666 Abs. 1, § 1909 BGB 

Nach § 1705 Satz 2, § 1666 Abs. 1 BGB kann das 
Vormunds chaftsgericht der Mutter die Personensorge 
entziehen und damit die Voraussetzung für eine 
Pflegerbestehimg schaffen, soweit das körperhche, 
geistige oder seehsche Wohl des Kindes durch miß- 
bräuchliche Ausübung der elterhchen Sorge, durch 
Vernachlässigung des Kindes, durch unverschuldetes 
Versagen der Mutter oder durch das Verhalten eines 
Dritten gefährdet wird. 
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Eine solche Kindeswohlgefährdung kann auch 
dadurch herbeigeführt werden, daß die Vaterschaft 
nicht festgestellt wird. Auf die Bedeutung der Kennt- 
nis der genetischen Abstammung hat das Bundesver- 
fassimgsgericht insbesondere in der Entscheidung 
vom 31. Januar 1989 (BVerfGE 79, 256) hingewiesen. 
Es sind aber auch Fälle denkbar, in denen die Vater- 
schaf tsf es ts’tellung nicht dem Wohl des Kindes ent- 
spricht oder das Unterlassen der Feststellimg da^ 
Kindeswohl jedenfalls nicht gefährdet. Dies kann 
etwa der Fall sein, wenn das Kind aus einer inzestuö- 
sen Verbindung hervorgegangen ist. Auch gibt es 
Fälle, in denen die Preisgabe des Namens des Erzeu- 
gers für die Mutter eine derartige seelische Belastimg 
wäre, daß hierdurch die Beziehung zum Kind zerbre- 
chen oder nachhaltig gestört würde. § 1666 Abs. 1 
BGB, bei dessen Anwendung der Erforderlichkeits- 
grundsatz von besonderer Bedeutung ist, läßt hierbei 
eine Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles 
zu und führt deshalb in Fällen unterbhebener Vater- 
schaftsfeststellung nicht zwangsläufig zu einem Sor- 
gerechtsentzug bei der Mutter. 

b) § 1705 Satz 2, § 1629 Abs. 2 Satz 1, § 1795 BGB 

Gemäß § 181 BGB, der nach § 1705 Satz 2, § 1629 
Abs. 2 Satz 1, § 1795 Abs. 2 BGB auf die Vertretung 
des minderjährigen nichtehehchen Kindes durch die 
Mutter anzuwenden ist, kann die Mutter gnmdsätz- 
hch nicht im Namen des Kindes mit sich im eigenen 
Namen oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtsge- 
schäft vornehmen. Ob § 181 BGB auf die Klageerhe- 
bung unmittelbar anzuwenden ist, ist zwar umstritten. 
Der Streit hat aber — wie oben unter B II 4 dargelegt — 
keine praktische Bedeutung, da die ablehnende Mei- 
nung von einem allgemeinen verfahrensrechtiichen 
Grundsatz ausgeht, daß in einem Prozeß niemand auf 
beiden Seiten Partei oder Parteivertreter sein kann. 

Bejaht man einen Auskimftsanspruch des minderjäh- 
rigen Kindes gegenüber der Mutter auf Benenmmg 
des Vaters, so ist die Mutter von der Geltendmachung 
dieses Anspruchs ausgeschlossen. Läßt man die Gel- 
tendmachung durch einen Vertreter zu, so ist — soweit 
das Kind nicht ohnehin durch einen Vormund oder 
Pfleger vertreten wird — erforderlichenfalls gemäß 
§ 1909 BGB ein Pfleger zu bestellen. Dabei ist eine 
Pflegerbestellung schon erforderlich, wenn ein Für- 
sorgebedürfnis besteht. Ob die beabsichtigte Klage 
für das Kind günstig oder ungünstig ist, ist nicht vom 
Vormundschafts gericht, sondern vom Pfleger zu prü- 
fen. Nur dann, wenn die Klage offensichtlich mutwil- 
hg wäre, kann das Vormundschaftsgericht die Pfle- 
gerbestellung ablehnen. Wenn man einen Auskunfts- 
anspruch des Kindes gegenüber der Mutter bejaht 
und eine Vertretung durch Dritte zuläßt, so ist — wenn 
nicht ohnehin Pflegschaft oder Vormundschaft 
besteht — eine Pflegerbestellung für das minderjäh- 
rige Kind praktisch unvermeidhch. 

Nach ganz herrschender Meinung betrifft die auf 
§§ 1795, 1909 BGB beruhende Pflegerbestellung nur 
das Gerichtsverfahren als solches; für die vorgelagerte 
Entscheidung, ob ein Verfahren eingeleitet werden 
soll, gelten die §§ 1796, 1909 BGB über den Vertre- 
timgsentzug und die Pflegerbestellung wegen erheb- 
üchen Interessengegensatzes. 


c) § 1705 Satz 2, § 1629 Abs. 2 Satz 3, §§ 1796, 

1909 BGB 

Gemäß § 1705 Satz 2, § 1629 Abs. 2 Satz 3, § 1796 BGB 
kann das Vormundschaftsgericht der Mutter des 
nicht ehelichen Kindes die Vertretung für einzelne 
Angelegenheiten oder für einen bestimmten Kreis von 
Angelegenheiten entziehen, wenn das Interesse des 
Kindes zu dem Interesse der Mutter in erheblichem 
Gegensatz steht. Bei der Beurteilung, ob ein solcher 
erhebücher Interessengegensatz vorhegt, hat das Vor- 
mimdschafts gericht keinen Ermessensspielraum. Ein 
Interessengegensatz besteht, wenn die Förderung des 
einen Interesses nur auf Kosten des anderen möghch 
ist. Ist zu erwarten, daß die Mutter trotz des Interes- 
sengegensatzes ihre eigenen Interessen zurücksteUen 
imd im Sinne des Kindes handeln wird, ist ihr die 
Sorge nicht zu entziehen. Zeichnet sich je doch hinrei- 
chend konkret ab, daß die Förderung der Interessen 
des Kindes nur auf Kosten der Interessen der Mutter 
erfolgen kann, so genügt für einen Sorgerechtsentzug 
bereits eine Gefährdimg des Kindesinteresses. § 1796 
BGB ist nicht nur auf Rechtsgeschäfte oder Gerichts- 
verfahren anwendbar, sondern auch dann, wenn zu 
entscheiden ist, ob ein Rechtsgeschäft oder Gerichts- 
verfahren im Interesse des Mündels betrieben werden 
soU. 

Die ganz herrschende Meinung, wonach der Vertre- 
tungsentzug schon dann in Betracht kommt, wenn 
eine von Interessengegensätzen freie Entscheidung 
darüber, ob ein Rechtsgeschäft getätigt oder ein 
Verfahren eingeleitet werden soll, erforderüch ist, 
fügt sich nahtlos in allgemeine Grundsätze des Pfleg- 
schafts- und Betreuungsrechts ein. Die Erforderlich- 
keit einer Pfleger- oder Betreuerbestellimg verlangt 
nicht, daß ein aktives Tun des Pflegers oder Betreuers 
erforderlich ist. Das Vormundschaftsgericht soll sich 
bei der Entscheidung, ob etwas zu veranlassen ist, 
nicht an die Stelle des Pflegers oder Betreuers setzen. 
Das Betreuimgsgesetz hat dies sehr deutlich gemacht, 
indem es in § 1896 Abs. 4 BGB von der „Entschei- 
dung" über den Femmeldeverkehr des Betreuten und 
über die Entgegennahme, das Öffnen und das Anhal- 
ten seiner Post und in § 1899 Abs. 2, § 1900 Abs. 5 BGB 
von der „Entscheidung" über die Einwilligung in eine 
Sterilisation des Betreuten spricht. Mit der Bestellung 
eines Betreuers für den Aufgabenkreis „Entscheidung 
über die Einwilligung in eine Sterilisation des Betreu- 
ten" bringt das Vormundschaftsgericht also nicht ziun 
Ausdruck, daß es die Einwilligung für erforderlich 
hält. Diese Frage prüft der Betreuer, nicht das Vor- 
mundschal ts gericht. Ebenso prüft nach ganz herr- 
schender Meinimg das Vormundschaftsgericht beim 
Sorgerechtsentzug nach § 1629 Abs. 2 Satz 3, § 1796 
BGB nicht, ob es erforderlich ist, das fragliche Rechts- 
geschäft zu tätigen oder das in Betracht kommende 
Verfahren einzuleiten. 

In einer neueren Entscheidung (Beschluß des OLG 
Karlsruhe vom 21. August 1990 — FamRZ 1991, 1337) 
wird allerdings abweichend von der herrschenden 
Meinung die Auffassung vertreten, im Falle des § 1796 
BGB komme ein Sorgerechtsentzug nur in Betracht, 
wenn ein etwaiges Verfahren (hier; Ehelichkeitsan- 
fechtimg) zum Wohle des Kindes geboten sei; der 
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Prüfungsmaßstab sei sachlich mit dem des § 1666 BGB 
identisch. 

Geht man von der herrschenden Meinung aus, so ist 
§ 1796 BGB wegen der erheblichen Bedeutung der 
Vaterschaftsfeststellung nur eine sehr niedrige Hürde 
in Fällen, in denen die Mutter diese Feststellimg 
unterläßt. Hierbei ist auch zu bedenken, daß die 
Vaterschaftsfeststellung für das Kind nicht nur wegen 
der Kenntnis der genetischen Abstammung, sondern 
auch im Hinblick auf Unterhaltsrecht und Erbrecht 
sehr wichtig ist. Die Anwendung des § 1796 BGB 
dürfte deshalb auf der Grundlage der herrschenden 
Meinimg in nahezu allen Fällen, in denen die Vater- 
schaftsfeststellung von der Mutter nicht hinreichend 
betrieben wird, zu einem Sorgerechtsentzug und 
einer hierauf gegründeten Pflegerbestellimg führen. 


5. Beistandschaft 

Gemäß § 1685 Abs. 1 BGB hat das Vormundschafts- 
gericht dem Eltemteil eines ehehchen Kindes, dem 
die elterliche Sorge, die Personensorge oder die 
Vermögenssorge allein zusteht, auf seinen Antrag 
einen Beistand zu bestellen. Der Beistand kann für alle 
Angelegenheiten, für gewisse Arten von Angelegen- 
heiten oder für einzelne Angelegenheiten bestellt 
werden (§ 1685 Abs, 2 BGB). Der Beistand hat inner- 
halb seines Wirkungskreises den Vater oder die 
Mutter bei der Ausübimg der elterlichen Sorge zu 
imterstützen (§ 1686 BGB); die elterliche Sorge und 
die gesetzliche Vertretung durch Vater bzw. Mutter 
bleiben hiervon unberührt. Auf Antrag des Vaters 
oder der Mutter kann das Vormimdschaftsgericht dem 
Beistand die Geltendmachung von Unterhaltsansprü- 
chen sowie ganz oder teilweise die Vermögenssorge 
übertragen (§ 1690 Abs. 1 BGB). Der Beistand hat 
dann insoweit die Rechte und Pflichten eines Pflegers 
(§ 1690 Abs. 2 Satz 1 BGB), insbesondere Vertretungs- 
macht für die ihm übertragenen Aufgaben (§ 1915 
Abs. 1, § 1793 Satz 1 BGB). Er soll in den ihm 
übertragenen Angelegenheiten mit dem Eltemteil, 
dem er bestellt ist, Fühlung nehmen (§ 1690 Abs. 2 
Satz 2 BGB). 

Aus dem Wortlaut des § 1685 Abs. 1 BGB („hat") wird 
abgeleitet, daß das Vormundschaftsgericht die Bestel- 
lung eines Beistandes ohne Vertretungsmacht unab- 
hängig davon vorzunehmen hat, ob es die Beistand- 
schaft für zweckmäßig, erforderlich oder sinnvoll 
erachtet. Bei der Übertragung der Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen oder der Vermögenssorge 
(§ 1690 Abs. 1 BGB) kann das Vormimdschaftsgericht 
hingegen unter Berücksichtigimg des Kindesinteres- 
ses nach pflichtgemäßem Ermessen entscheiden. Es 
kann insbesondere das tatsächliche Fürsorgebedürf- 
nis prüfen und die Übertragung mit der Begründung 
ablehnen, der sorgeberechtigte Eltemteil könne die 
Angelegenheiten ohne weiteres selbst erledigen. 

Die Vorschriften über die Beistandschaft gelten 
grundsätzlich auch für die Mutter eines nichteheli- 
chen Kindes (§ 1705 Satz 2 BGB). Wegen der in aller 
Regel bestehenden Einschränkung der elterlichen 
Sorge durch die gesetzliche Amtspflegschaft ist dies 
aber praktisch kaum von Bedeutung. 


IV. Systemzusammenhänge 

1, Vaterschaftsfeststellung 

Die Rechts Wirkungen der Vaterschaft können nach 
§ 1600 a Satz 2 BGB grundsätzlich erst ab dem 
Zeitpunkt der Feststellung der Vaterschaft (durch 
Anerkennung oder gerichtliche Entscheidung) gel- 
tend gemacht werden. Dies bedeutet insbesondere, 
daß Sozialhilfe träger und Unterhai tsvorschußkassen 
nicht in der Lage sind, gegen einen nicht festgestellten 
Vater aus einem auf sie übergegangenen Unterhalts- 
anspmch zu klagen und hierbei die Vaterschaft inzi- 
denter feststellen zu lassen. Wäre dies anders, so 
hätten die genannten Stellen insbesondere bei der 
Vaterschaftsfeststellung faktisch die Funktion eines 
gesetzlichen Amtspflegers, da die inzidenter getrof- 
fene Vaterschaftsfeststellung wohl auch für andere 
Verfahren den Beweis des ersten Anscheins für die 
Vaterschaft erbringen würde. 

2. Hilfen durch das Jugendamt 

Im Zusammenhang mit den dargestellten Rechtsinsti- 
tuten sind folgende Aufgaben und Befugnisse des 
Jugendamts von besonderer Bedeutung: 

a) Beratung und Unterstützung 

§ 18 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
sieht imter anderem folgendes vor: 

— Mütter und Väter, die allein für ein Kind zu sorgen 
haben oder tatsächlich sorgen, haben Anspruch 
auf Beratung imd Unterstützung bei der Ausübung 
der Personensorge einschließlich der Geltendma- 
chung von Unterhalts- oder Unterhaltsersatzan- 
sprüchen des Kindes. 

— Ist anzunehmen, daß ein Kind nichtehelich gebo- 
ren wird, so hat die Mutter einen Anspruch darauf, 
daß vor der Geburt die Feststellimg der Vaterschaft 
durch geeignete Ermittlungen oder sonstige Maß- 
nahmen vorbereitet wird; dies gilt nicht, wenn mit 
dieser Aufgabe ein Pfleger für das noch nicht 
geborene Kind betraut ist oder wenn das Vor- 
munds chaftsgericht angeordnet hat, daß eine 
Pflegschaft nicht eintritt. 

b) Beurkundung, Beglaubigung, 
vollstreckbare Urkunden 

Nach näherer Maßgabe der §§ 59 f. SGB VIII können 
Jugendamtsbedienstete 

— die Vaterschaftsanerkennung und die erforderli- 
chen Zustimmungen beurkunden bzw. beglaubi- 
gen, 

— die Verpflichtung zur Erfüllung von Kindesunter- 
halt beurkunden und 

— hierbei auch vollstreckbare Urkunden hersteilen. 

c) Mitteilungen an das Gericht 

Gemäß § 50 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII hat das Jugendamt 
das Vormundschaftsgericht bzw. das Familiengericht 
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anzurufen, wenn es ein Tätigwerden des Gerichts zur 
Abwendung einer Gefährdung des Wohls eines Min- 
derjährigen für erforderlich hält. Unter Tätigwerden 
des Gerichts ist jedes Handeln zu verstehen, also nicht 
nur der Sorgerechts entzug, sondern auch mildere 
Maßnahmen wie etwa eine gerichtliche Ermahnung 
an den Sorgeberechtigten. Die Mitteilung an das 
Gericht ist nicht erforderlich, wenn das Jugendamt die 
Gefährdung des Kindeswohls durch eigene Tätigkeit 
(Beratung, Hilfe) abwenden kaim. 


3. Beratungshihe und Prozeßkostenhilfe 

Das Beratungshilfegesetz sichert Bürgern mit gerin- 
gem Einkommen eine nahezu kostenlose Rechtsbera- 
tung und Rechtsvertretung außerhalb eines gerichtli- 
chen Verfahrens. Für das gerichtliche Verfahren 
selbst erleichtert das Gesetz über die Prozeßkosten- 
hilfe die Rechtsverfolgimg. Soweit für die Gewährung 
von Beratungshilfe oder Prozeßkostenhilfe das Ein- 
kommen und Vermögen entscheidend ist, kommt es in 
Fällen, in denen die Mutter als gesetzliche Vertreterin 
des Kindes tätig wird, auf das Einkommen und Ver- 
mögen des Kindes an; ein etwaiger unterhaltsrechtli- 
cher Anspruch des Kindes auf Prozeßkostenvorschuß 
ist zu berücksichtigen. 


C. Rechtstatsachen 

Die Gesamtzahl der Geburten in ganz Deutschland 
betrug 1989 880 459 und 1990 905 676. Sie ging 

1991 auf 830 019 imd 1992 auf 809 083 zurück. Hier- 
vonwaren 1989 15,5%, 1990 15,3%, 1991 15,1% und 

1992 14,9% nichtehelich. Der Anteil nichtehelicher 
Geburten blieb also in etwa konstant. Der Prozentsatz 
der nichteheltch Geborenen lag in den neuen Bundes- 
ländern wesentlich höher als in den alten. Er betrug im 
früheren Bundesgebiet 1989 10,2% und 1990 10,5%, 

1991 und 1992 11,1% bzw. 11,6%. In den neuen 
Ländern stieg die Zahl von 33,6% im Jahr 1989 auf 
35 % im Jahr 1990. 1991 waren es bereits 41,7 % und 

1992 41,8 %. Der Anteil nichtehelicher Kinder in ganz 
Deutschland ist gesunken, obwohl die jeweiligen 
Prozentsätze in den alten und neuen Ländern gestie- 
gen sind. Dies ist darauf zurückzuführen, daß die 
absolute Zahl der in den neuen Ländern Geborenen 
stark zurückgegangen ist. 

Statistisches Material darüber, in wievielen Fällen die 
Eltern bei der Geburt eines Kindes in nichtehelicher 
Gemeinschaft zusammengelebt haben, liegt nicht vor. 
Das Statistische Bundesamt gibt auf Grund von Schät- 
zungen auf der Basis der Ergebnisse des Mikro zensus 
die Zahl der nichtehelichen Lebensgemeinschaften 
mit — nicht notwendig gemeinsamen — Kindern im 
früheren Bundesgebiet für April 1991 mit 198 000 an. 
In den neuen Bundesländern ist der Anteil nichtehe- 
licher Lebensgemeinschaften mit Kindern im Verhält- 
nis zur Bevölkerungszahl noch höher. Die Zahl nicht- 
ehelicher Lebensgemeinschaften mit Kindern wird für 
April 1991 in den neuen Bundesländern und in Ost- 
Berlin mit 180 000 angegeben. 


Über die Zahl der allein Sorgeberechtigten macht die 
amtliche Statistik keine Angaben, sondern weist 
lediglich die Zahl der Alleinerziehenden aus. Die 
Gesamtzahl der Alleinerziehenden ist in den letzten 
Jahren angestiegen. Während es im April 1989 im 
früheren Bundesgebiet noch 1 839 000 waren, betrug 
ihre Zahl im April 1991 bereits 1 868 000 und im Med 
1992 1 904 000. In ganz Deutschland gab es im April 
1991 2 540 000 und im Mai 1992 2 585 000 Alleiner- 
ziehende, davon 2 192 000 Frauen und 393 000 Män- 
ner. 361 000 davon hatten Kinder unter 6 Jahren 
(323 000 Frauen und 38 000 Männer). 

Ende 1989 betrug die Zahl der gesetzlichen Amts- 
pflegschaften, die es nur in den alten Ländern gibt, 
442 053, Ende 1990 bereits 475 319. 1989 standen 
3,87 % aller Minderjährigen unter gesetzlicher Amts- 
pflegschaft, 1990 waren es bereits 4,17%. Insgesamt 
nahm die Zahl der gesetzlichen Amtspflegschaften 
von 1987 bis 1990 um über 75 000 zu. Daneben gab es 
in den alten Bundesländern Ende 1989 31 862 und 
Ende 1990 31 817 bestellte Amtspflegschaften sowie 
14 929 (1989) bzw. 14 785 (1990) gesetzliche und 
30 762 (1989) bzw. 30 296 (1990) bestellte Amtsvor- 
mundschaften. Diese Zahlen machen deutlich, daß 
der Schwerpunkt der Tätigkeit der Jugendämter in 
diesem Bereich eindeutig bei den gesetzlichen Amts- 
pflegschaften lag und demgegenüber bestellte Amts- 
pflegschaften und Amtsvormundschaften zahlenmä- 
ßig kaum ins Gewicht fielen. Für 1991 weist die 
amtliche Statistik einen weiteren Anstieg der gesetz- 
lichen Amtspflegschaften, aber einen erheblichen 
Rückgang der Zahlen bei den gesetzlichen imd 
bestellten Amtsvormundschaften aus. Insbesondere 
für den Rückgang sind Gründe nicht ersichtlich, so 
daß anzunehmen ist, daß die Zahlendifferenzen auf 
die wegen der Einbeziehung der neuen Bundesländer 
seit 1991 geänderte Erfassung zurückzuführen sind. 
Da die Ursache für die Zahlenabweichungen derzeit 
nicht geklärt werden kann, sollen die Zahlen für 1991 
hier außer Betracht bleiben. 

Von den 52 671 Beistandschaften der Jugendämter 
Ende 1989 waren 93,19% (49 083) reine Unterhalts- 
beistands chaften, 1990 95,06% (50 289 von 52 900). 
Lediglich 2 685 (1989) bzw. 2 201 (1990) Beistand- 
schaften betrafen andere Aufgabenbereiche als die 
Unterhaltssicherung. Die Gesamtzahl der Beistand- 
schaften ist nach der Zusammenstellung der 
Geschäftsübersichten der Amtsgerichte (GÜ2) deut- 
lich niedriger (Ende 1989: 39 727; Ende 1990: 42 671) 
als die obige Zahl der Beistandschaften des Jugend- 
amtes nach der Jugendhilfestatistik. Worin die Ur- 
sache für diese Abweichung liegt, konnte nicht ge- 
klärt werden. Jedenfalls legt die höhere Zahl der 
Beistandschaften nach der Jugendhilfestatistik die 
Vermutung nahe, daß Beistandschaften durch Ein- 
zelpersonen oder Vereine keine erwähnenswerte 
Rolle spielen. Erörterungen des Bundesjustizmini- 
steriums mit Praktikern haben diese Vermutung 
bestätigt. 

Im Jahre 1989 entstanden 83 934 neue gesetzliche 
Amtspflegschaften, davon 73 562 auf Grund nichtehe- 
licher Geburt; für das Jahr 1990 lauten die entspre- 
chenden Zahlen: 95 547 bzw. 81 130. Beendet wurden 
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1989 58 234 Amtspflegschaften und 57 736 im Jahre 
1990. Hauptgründe für die Beendigung waren Aufhe- 
bung (1989: 13 854, 1990: 14 915), Legitimation des 
Kindes durch nachfolgende Heirat von Vater imd 
Mutter (1989: 22 497, 1990: 21 665) und VoUjährigkeit 
des Kindes (1989: 15 491, 1990: 14 729). Der hohe 
Anteil der Beendigimg durch Legitimation an der 
Gesamtzahl der Beendigimgsgründe zeigt deutiich, 
daß die mit der gesetzlichen Amtspflegschaft verbun- 
dene Sorgerechtsvorenthaltimg für die Mutter des 
nichtehehchen Kindes in einer Vielzahl von Fällen 
unnötig ist. 

Die Jugendämter der alten Bundesländer betrieben 
im Rahmen der gesetzlichen Amtspflegschaft 1989 
66 407 erfolgreiche Vaterschaftsfeststellungen, 1990 
73 693. Darunter waren 1989 60 009 imd 1990 67 367 
Vaterschaftsanerkenmmgen. Demgegenüber be- 
ruhte die Vaterschaftsfeststellung 1989 in 6 398 Fäl- 
len imd 1990 in 6 326 Fällen auf einer erfolg- 
reichen Klage. Ledighch 465 Vaterschaftsfeststel- 
lungsklagen im Jahre 1989 und 417 im Jahre 1990 
wurden abgewiesen. Nicht festzustellen oder her- 
anzuziehen war der Vater in 3 274 Fällen (1989) 
und 3 566 Fällen (1990). Die mangelnde Mit^vir- 
kung der Mutter war nur in 971 Fällen im Jahre 
1989 und in 1 055 Fällen im Jahre 1990 Grund für das 
Scheitern der Vaterschaftsfeststellung. Hinsichtlich 
der Zeitdauer, die zwischen Geburt und Vaterschafts- 
anerkennung verstreicht, hegen keine repräsentati- 
ven Zahlen vor. 

Für die frühere DDR hegen amtliche Statistiken zur 
Tätigkeit der Jugendhilfeorgane nicht vor. Eine in 
Berlin 1987 durchgeführte LFmfrage hat ergeben, daß 
die Quoten der erfolgreichen Vaterschaftsfeststel- 
lungen in den großen Berliner Stadtbezirken zwi- 
schen 65% und 80% und 1988 im Schnitt bei 70% 
lagen. 

Das Deutsche Institut für Vormundschaftswesen hat 
von den Jugendämtern Bamberg, Lingen (Ems) und 
Gotha ermittelte Zahlen mitgeteilt. Danach war bei 
den 1991 in Bamberg geborenen nichtehehchen Kin- 
dern in 85 % der Fähe nach einem Jahr die Vaterschaft 
anerkannt, in Lingen bei 98%, demgegenüber in 
Gotha nur bei 77 %. 

Der Deutsche Städtetag in Köln hat für das Bundesju- 
stiznünisterium eine Umfrage bei ausgewählten Städ- 
ten lind Landkreisen in den alten und neuen Bundes- 
ländern durchgeführt. Gegenstand war die Tätigkeit 
der Jugendämter im Rahmen der Beistandschaft 
(§§ 1685, 1690 BGB), gesetzlichen Amtspflegschaft 
(§ 1706 BGB) und bestellten Amtspflegschaft (§ 1909 
BGB). Die Umfrage ergab, daß in den befragten 
Gebietskörperschaften Beistandschaften fast nur 
durch das Jugendamt wahrgenommen wurden und 
nur in seltenen Fällen andere Aufgaben als die 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen betra- 
fen. Die Beistandschaft ohne Vertretungsmacht spielt 
in der Praxis nur eine geringe Rohe. Bei der gesetzli- 
chen Amtspflegschaft lag der Schwerpunkt der Tätig- 
keit bei der Vaterschaftsfeststellung und der Geltend- 
machung von Unterhaltsansprüchen. Für die Anfech- 
tung von Vaterschaftsanerkenntnissen, die Zustim- 
mung zur Einbenennung sowie die Regelung 


erbrechtlicher Ansprüche wurden jeweils nur geringe 
Fallzahlen angegeben. Die Städte in den neuen Bun- 
desländern teilten jeweils hohe Zahlen für die Bera- 
tungstätigkeit nach § 18 SGB VIII mit, die sie ohne 
Bestellung des Jugendamtes zum Beistand ausüb- 
ten. 

Darüber hinaus wurde die sozialwissenschaftliche 
Forschungsstelle der Universität Bamberg vom Bun- 
desjustizministerium beauftragt, ein Gutachten zur 
Lebenslage nichtehelicher Kinder zu erstellen. Die 
Vorabauswertung von Teilerhebungen hat ergeben, 
daß von den befragten Sorgeberechtigten im ganzen 
Bundesgebiet 51 % als Alleinerziehende mit ihrem 
nichtehelichen Kind zusammenlebten. In den alten 
Bundesländern war der Anteil der Alleinerziehenden 
mit 56% höher als in den neuen Ländern, wo er 
lediglich 45 % betrug. Demgegenüber lebten in den 
neuen Bundesländern 31% der befragten Sorgebe- 
rechtigten mit dem leibhchen Vater ihres Kindes 
zusammen, während es in den alten Bundesländern 
nur 18 % waren. 

Bei 83,5 % in den alten Bundesländern hatte der Vater 
die Vaterschaft anerkannt, in den neuen Bundeslän- 
dern lag die Quote bei 87,9 % . Für die höhere Quote in 
den neuen Ländern dürften die unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Gegebenheiten in der früheren 
DDR sowie der wesentlich höhere Anteil nichteheli- 
cher Lebensgemeinschaften maßgeblich sein. Bei 
13% der Befragten in den alten Bundesländern und 
7,1% der Befragten in den neuen Ländern waren 
Verfahren zur Vaterschaftsfeststellung im Gange. In 
den alten Bundesländern wirkte das Jugendamt bei 
95,1 % der Verfahren mit. Nur 2,9 % wurden von der 
Mutter und 2 % vom Vater allein geführt. In den neuen 
Bundesländern war das Jugendamt in 8 1 ,3 % der Fälle 
am Verfahren beteiligt, in 18,7% betrieb die Mutter 
dieses allein. Die Anerkennungserklänmg des Vaters 
wurde bei etwa einem Drittel vor der Geburt und bei 
zwei Dritteln nach der Geburt abgegeben. In den 
meisten Fällen wurde die Vaterschaft in den ersten 
sechs Monaten nach der Geburt anerkannt. Bei den 
Befragten aus den alten Bundesländern wurden 
35,6% derjenigen, die die Vaterschaft anerkaimt 
haben, durch die Tätigkeit des Jugendamtes dazu 
veranlaßt, in den neuen Ländern nur 20,2%. Diese 
Zahlen machen deutlich, daß es sinnvoll ist, künftig 
auch in den neuen Ländern ein Rechtsinstitut einzu- 
richten, wonach die Jugendämter — auch schon vor 
der Geburt des Kindes — als gesetzliche Vertreter mit 
der Aufgabe der Vaterschaftsfeststellung betraut wer- 
den können. Bei 77,5 % der befragten Sorgeberechtig- 
ten in den alten Bundesländern und 67,2% in den 
neuen Bundesländern bestand ein Unterhaltstitel, der 
vom Jugendamt beurkundet worden war. Bei 2 1 % der 
Befragten in den alten Bundesländern wurde eine 
gerichtliche Vaterschaftsfeststellung durch das Ju- 
gendamt eingeleitet. Schließlich setzte das Jugend- 
amt bei 57,4 % der Fälle in den alten Bundesländern 
Unterhaltsansprüche durch, bei 7,6% anstelle des 
Unterhalts eine Abfindung. 

Wegen der für Österreich ermittelten Zahlen wird auf 
E III Bezug genommen. 
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D. Geschichtliche Entwicklung 

Die Rechtslage in Deutschland hat sich seit Inkrafttre- 
ten des BGB folgendermaßen entwickelt: 


1. Rechtslage vor der deutschen Teilung: 

1 . In der ursprünglichen Fassung des BGB stand nach 
§ 1707 BGB der Mutter die „elterliche Gewalt" 
über das „uneheliche Kind" nicht zu. Zwar hatte sie 
das Recht imd die Pflicht, für die Person des Kindes 
zu sorgen; zur Vertretung des Kindes war sie nicht 
berechtigt. Das Kind erhielt einen Vormund (§1773 
BGB); auch die Mutter konnte Vormünderin wer- 
den. Soweit die Mutter die tatsächliche Fürsorge 
für die Person des Kindes ausübte, koimte der 
Vormund in dieser Hinsicht keine selbständigen 
Anordnungen erlassen; insoweit hatte er nur die 
Stellung eines mit der Unterstützung imd Überwa- 
chung der Mutter betrauten Beistandes. 

Die Auswahl des Vormunds erfolgte nach den 
allgemeinen Regelungen für die Bestellung eines 
Vormunds. In Artikel 136 EGBGB wurde eine 
Ausnahme für Berufsvormünder (Anstaltsvormund 
oder Gemeindevormund) gemacht. Landesrecht 
konnte bestimmen, daß der Vorstand einer unter 
staatlicher Verwaltung oder Aufsicht stehenden, 
für die Erziehung oder Verpflegung von Minder- 
jährigen bestimmten Anstalt oder ein Beamter (der, 
falls er nicht zu den Beamten der Anstalt gehörte, 
nach den Ausführungsgesetzen fast durchweg ein 
Beamter der Gemeinde sein mußte) kraft Gesetzes 
Vormund der Minderjährigen wurde, welche dau- 
ernd in dieser Anstalt oder einer von dem Vorstand 
oder Beamten ausgewählten Familie oder Anstalt 
untergebracht waren. Von diesem Vorbehalt hat- 
ten die meisten Bundesländer auch Gebrauch 
gemacht. Die Anstaltsvormundschaft war meist 
beschränkt auf die unter Verwaltung des Staates 
oder einer Gemeinde stehenden Anstalten. Unter 
die Gemeindevormundschaft fielen meist nur die 
Minderjährigen, die voraussichtlich dauernd Ar- 
menunterstützung erhalten würden (Armenamts- 
vormundschaft) . 

Die §§ 1847 ff. BGB sahen einen sogenannten 
Gemeinde waisenrat als Helfer für das Vormund- 
schaftsgericht vor. 

Die elterliche Gewalt über eheliche Kinder stand 
an sich gleichmäßig beiden Eltemteilen zu. Das 
Recht der Mutter trat j edoch — abgesehen von ihrer 
Mitwirkung auf dem Gebiet der tatsächlichen 
Sorge für die Person des Kindes — erst aushilfs- 
weise bei der Verhinderung des Vaters an der 
Ausübung der elterlichen Gewalt und beim Tod 
des Vaters oder im Falle der Verwirkung seiner 
elterlichen Gewalt, wenn in diesem Fall die Auflö- 
sung der Ehe hinzugekommen war, in Wirksam- 
keit. 

2. Das am 1. Januar 1924 in Kraft getretene Reichsju- 
gendwohlfahrtsgesetz vom 9. Juli 1922 bestimmte, 
daß mit der Geburt eines unehelichen Kindes das 
Jugendamt die Vormundschaft erlangt; gleichzei- 


tig wurde der in Artikel 136 EGBGB enthaltene 
Vorbehalt für das Landesrecht aufgehoben. Nach 
der amtlichen Begründung stellte diese Vorschrift 
„einen erheblichen Fortschritt für die Rechtsstel- 
lung des imehelichen Kindes dar. . . . Damit wird 
für die Hauptgruppe der zu bevormundenden Kin- 
der das langwierige und zeitraubende Bestellungs- 
verfahren beseitigt, das den Mündel imd die Mün- 
delmutter gerade in der Zeit der höchsten Schutz- 
bedürftigkeit, der Geburt und den Wochen unmit- 
telbar nach der Geburt, ohne geeignete Hilfe 
läßt." 


II. Rechtslage während der deutschen Teilung 

1. Bundesrepublik vor dem 3. Oktober 1990 

a) Das Grundgesetz vom 23. Mai 1949 brachte in 
Artikel 6 bedeutsame Regelungen für das Nicht- 
ehelichenrecht. Ehe und Familie wurden unter den 
besonderen Schutz der staatlichen Ordnung 
gestellt. Jeder Mutter würde ein Anspruch auf den 
Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft zuer- 
kannt. Außerdem wurde bestimmt, daß den „un- 
ehelichen" Kindern durch die Gesetzgebung die 
gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seeli- 
sche Entwicklung und ihre Stellung in der Gesell- 
schaft zu schaffen seien wie den ehelichen Kin- 
dern. 

b) Durch das Familienrechtsänderungsgesetz vom 
11. August 1961 wurde in § 1707 BGB ein Absatz 2 
eingefügt, womit die Möglichkeit geschaffen 
wurde, daß das Vormundschaftsgericht der Mutter 
des „unehelichen" Kindes die elterliche Gewalt 
übertrug, wobei aber auch einzelne Angelegenhei- 
ten oder ein bestimmter Kreis von Angelegenhei- 
ten ausgenommen werden keimten. 

c) Durch das Gesetz über die Stellung nichtehelicher 
Kinder vom 19. August 1969 wurde § 1705 Satz 1 
BGB dahingehend abgeändert, daß das nichteheli- 
che Kind, solange es minderjährig ist, unter der 
elterlichen Gewalt der Mutter steht. Nach §§ 1706 
ff. BGB tritt für bestimmte Angelegenheiten (Ab- 
stammung, Unterhalt, Erbrecht) des nichteheli- 
chen Kindes eine Amtspflegschaft ein, die das 
Jugendamt führt; insoweit ist die elterliche Gewalt 
der Mutter eingeschränkt (§ 1705 Satz 2. § 1630 
Abs. 1 BGB). 

Referentenentwurf wie Regierungsentwurf sahen 
zunächst vor, daß das Jugendamt gesetzlicher 
Beistand wird mit der Aufgabe, die Mutter bei der 
Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterstützen. 
Bei der Feststellung der Vaterschaft und der Gel- 
tendmachung von Unterhaltsansprüchen sollte das 
Jugendamt als Beistand an Stelle der Mutter han- 
deln; in diesen Angelegenheiten hätte der Beistand 
Rechte und Pflichten eines Pflegers gehabt. Der 
Bundesrat lehnte diesen Vorschlag ab, soweit es 
um die umfassende gesetzliche Beistandschaft 
ging; dem Jugendamt sollte nur die Aufgabe als 
Pfleger bleiben. Der Bundestag beharrte jedoch auf 
dem Vorschlag der Bundesregierung: Bei einem 
Wegfall der Beistandschaft würden die Jugendäm- 
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ter ihre Aktivitäten einschränken; damit würde 
sich die Lage der Kinder verschlechtern. Der Ver- 
mittlimgsausschuß schloß sich aber dann dem 
Bimdesrat an. 

d) Durch Artikel 9 § 2 des Gesetzes zur Neuregelimg 
des Rechts der elterlichen Sorge vom 18. Juli 1979 
wurde in § 1705 BGB der Begriff „elterliche 
Gewalt" durch den der „elterlichen Sorge" 
ersetzt. 


2. Ehemalige DDR 

a) Nach Artikel 33 der Verfassung der DDR vom 
7, Oktober 1949 durfte die außereheliche Geburt 
weder dem Kind noch seinen Eltern zum Nachteil 
gereichen. Entgegenstehende Gesetze und Be- 
stimmimgen wurden aufgehoben. 

b) § 17 des Gesetzes über den Mutter- imd Kinder- 
schutz und die Rechte der Frau vom 27. September 
1950 (MKSchG) bestimmte, daß der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes die vollen elterlichen 
Rechte zustehen; diese Rechte durften nicht durch 
die Einsetzimg eines Vormimdes für das Kind 
geschmälert werden. Zur Regelimg der Ansprüche 
gegen den Vater sollten die unteren Verwaltimgs- 
behörden nur noch als Beistand der Mutter tätig 
werden. 

c) Das Familiengesetzbuch vom 20. Dezember 1965 
verwandte nicht mehr den Begriff des „nichteheli- 
chen Kindes", sondern sprach von „Kindern, deren 
Eltern bei der Geburt nicht miteinander verheiratet 
sind" (§ 46 Abs. 1 FGB). Das elterliche Erziehungs- 
recht stand allein der Mutter zu, die es eigenve- 
rantwortlich xmd in vollem Umfang ausüben 
konnte, ohne durch einen Vormimd oder Beistand 
beschränkt zu werden. Auf Antrag der Mutter 
konnte das Organ der Jugendhilfe gemäß § 17 
MKSchG als Beistand zur Regelung der Ansprüche 
gegen den Vater tätig werden; dies war aber nicht 
mehr der gesetzliche Regelfall, sondern die Aus- 
nahme. 

d) Das 1 . Familienrechtsänderungsgesetz vom 20. Juli 
1990 brachte keine Änderung der bisherigen Sor- 
geberechtigimg der Mutter. 


E. Ausländisches Recht 
1. Allgemeines 

Im Auftrag des Buridesministeriums der Justiz hat das 
Max-Planck-Institut für ausländisches und internatio- 
nales Privatrecht, Hamburg, ein rechtsver gleichendes 
Gutachten zu aktuellen Fragen im Bereich des Kind- 
schaftsrechts erstellt. Das Gutachten, das in Kürze 
veröffentlicht werden wird, imtersucht Rechtsordnun- 
gen aus dem deutschsprachigen Raum {Österreich, 
Schweiz), aus dem nordischen Rechtskreis (Däne- 
mark, Norwegen, Schweden), aus dem sogenannten 
romanischen Rechtskreis (Etnflußgebiet des Code 
Napoleon: Frankreich, Italien, Spanien, Niederlande), 
aus dem anglo-amerikaiüschen Rechtskreis (England, 
USA) sowie aus Osteuropa (Polen, ehemalige Tsche- 


choslowakei, Ungarn). Für den Bereich der gesetzli- 
chen Amtspflegschaft ergibt sich folgendes Bild: Die 
meisten Länder kennen kein Rechtsinstitut, das der 
gesetzlichen Amtspflegschaft des deutschen Rechts 
ähnlich ist. Bei einer rechts vergleichenden Betrach- 
timg darf aber nicht übersehen werden, daß es nicht 
entscheidend auf die formelle Etnordmmg eines 
Rechtsinstituts in den Bereich des Pflegschaftsrechts 
ankommen kann. Entscheidend ist vielmehr, ob es 
Behörden gibt, die insbesondere die Vaterschaftsfest- 
stellimg imd die Geltendmachimg von Unterhaltsan- 
sprüchen vom Amts wegen imd ohne Einverständnis 
der Mutter betreiben. Hierbei zeigt sich, daß in vielen 
Ländern eine amtswegige Feststellung der Vater- 
schaft bei nichtehelichen Kindern vorgesehen ist. 
Besondere Vorkehrungen zur Sicherung des Kindes- 
unterhalts und der Vermögenssorge sind dagegen 
selten auf nichteheliche Kinder beschränkt; häufig 
kommen sie allen in einer Ein-Elternteil- Familie 
lebenden Kindern zugute. Nachfolgend soll auf die 
Regelungen in der Schweiz, in Norwegen und in 
Schweden näher eingegangen werden. Im Anschluß 
daran wird die österreichische Regelung vorgestellt, 
die für den vorliegenden Entwurf von besonderer 
Bedeutung ist, weil dort bereits seit 1. Juli 1989 
praktische Erfahrungen mit einer Kindschaftsrechts- 
reform vorliegen, die u. a. die damalige gesetzliche 
Amtsvormundschaft durch eine freiwillige, also nur 
auf Antrag der sorgeberechtigten Mutter eintretende 
Sachwalterschaft ersetzt hat. 


II. Einzelne Länder 

1. Schweiz 

Die „elterliche Gewalt" für ein nichteheliches Kind 
steht der Mutter zu (Artikel 298 Abs. 1 ZGB). Sobald 
eine unverheiratete Frau während der Schwanger- 
schaft die Vormundschaftsbehörde darum ersucht 
oder diese von der Niederkunft Kenntnis erhält, wird 
dem Kind ein Beistand ernannt, der für die Feststel- 
lung des Kindesverhältnisses zum Vater zu sorgen 
und die Mutter in der nach den Umständen gebotenen 
Weise zu beraten und zu betreuen hat (Artikel 309 
Abs. 1 ZGB). Der Beistand ist zur Erhebung der 
Vaterschaftsklage neben der Mutter befugt (Arti- 
kel 261 Abs. 1 ZGB). Ist das Kindesverhältnis festge- 
stellt oder die Vaterschaftsklage binnen zwei Jahren 
seit der Geburt nicht erhoben worden, so hat die 
Vormundschaftsbehörde auf Antrag des Beistandes 
darüber zu entscheiden, ob die Beistandschaft aufzu- 
heben ist oder andere Kindesschutzmaßnahmen 
anzuordnen sind (Artikel 309 Abs. 3 ZGB). 

Die Vormundschaftsbehörde hat die Beistandschaft 
ebenfalls zu errichten, wenn ein Kindesverhältnis 
infolge der Anfechtung (Artikel 256 ff., 260 a ff. ZGB) 
beseitigt worden ist (Artikel 309 Abs. 2 ZGB). 

Ansonsten ernennt die Vormundschaftsbehörde dem 
Kind einen Beistand, der die Eltern in ihrer Sorge um 
das Kind mit Rat und Tat unterstützt, wenn es die 
Verhältnisse erfordern (Artikel 308 Abs. 1 ZGB). 
Dabei kann dem Beistand insbesondere die Vertre- 
tung bei der Wahrung seines Unterhaltsanspruches 
und anderer Rechte übertragen werden (Artikel 308 
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Abs. 2 ZGB). In der Regel wird die Beistandschaft 
nach Artikel 309 ZGB mit der Beistandschaft nach 
Artikel 308 Abs. 2 ZGB zur Wahnmg des Unterhalts- 
anspruchs verbunden; die Unterhaltsklage kann mit 
der Vaterschaftsklage verbunden werden (Artikel 280 
Abs. 3 ZGB). 


2. Norwegen 

In Norwegen steht der Mutter eines nichtehelichen 
Kindes das Personensorgerecht allein zu {§ 35 Kinder- 
gesetz); die Eltern können jedoch aufgrund einer 
Vereinbanmg dem Einwohnerregister mitteilen, daß 
sie das Personensorgerecht gemeinsam ausüben wer- 
den oder daß dem Vater das Personensorgerecht 
allein zustehen soll (§ 35 Abs. 2 Kinder gesetz). 

Wenn ein Kind geboren wird, haben der Arzt oder die 
Hebamme die Geburt beim Einwohnerregister anzu- 
zeigen. In der Anzeige ist anzugeben, ob die Vater- 
schaft aufgrund einer Ehe vermutet wird, ob bei nicht 
miteinander verheirateten Eltern der Vater die Vater- 
schaft anerkannt hat oder wen die Mutter als Vater des 
Kindes angegeben hat, falls die Vaterschaft noch nicht 
festgestellt ist (§ 1 Abs. 1 Kindergesetz). In dieser 
Anzeige ist auch anzugeben, ob die Eltern Zusammen- 
leben. 

Wenn die Eltern nicht Zusammenleben, ist die 
Anzeige der Geburt sowohl an das Einwohnerregister 
wie auch an den Beitragsvogt (bidragsfoget) zu sen- 
den, falls die Vaterschaft noch nicht festgestellt ist (§ 1 
Abs. 4 Kindergesetz). Der Beitragsvogt hat dies dem 
als Vater Benannten mitzuteilen (§ 10 Abs. 1 Satz 1 
Kindergesetz). Wird die Vaterschaft jetzt nicht aner- 
kannt, hat er die Angelegenheit unverzüglich dem 
Fylkesmann zuzuleiten. Der Fylkesmann ist ein von 
der Regierung eingesetzter Leiter der staatlichen 
Verwaltung in einem der zwanzig Verwaltungsbe- 
zirke („Fylke") Norwegens. 

Der Fylkesmann kann verlangen, daß die Mutter oder 
diejenigen, welche Vater des Kindes sein können, 
eine Erklärung abgeben. Er kann bei ihnen und dem 
Kind eine Blutentnahme anordnen. Der Arzt oder die 
Hebamme, die bei der Mutter die Schwangerschafts- 
kontrolle durchgeführt haben, sind verpflichtet, dem 
Fylkesmann Auskünfte über die Vaterschaft zu ertei- 
len. Wenn der als Vater Benannte die Vaterschaft 
nicht anerkannt hat, der Fylkesmann es jedoch als 
wahrscheinlich ansieht, daß er der Vater ist, so ist 
gegen ihn eine Vaterschaftsverfügung (farskapsfore- 
legg) zu erlassen (§11 Kinder gesetz). Darin wird der 
vermutete Vater auf gefordert, die Vaterschaft binnen 
eines Monats anzuerkennen (§12 Kindergesetz). Der 
Fylkesmann hat nach § 13 Kinder gesetz die Vater- 
schaftsklage zu erheben, wenn 

— keine Vaterschaftsverfügung erlassen werden 
konnte, 

— die Verfügung nicht zugesandt werden konnte 
oder 

— der in der Verfügung Genannte nicht binnen eines 
Monats die Vaterschaft anerkannt hat. 


Der Beitragsvogt hat von sich aus sowohl die Mutter 
wie auch den als Vater Benannten darüber zu unter- 
richten, welche wirtschaftlichen und sonstigen Rechte 
und Pflichten sie im Hinblick auf das Kind haben (§10 
Abs. 2 Satz 1 Kindergesetz). 

Der Beitragsvogt, der vom Familien- und Verbrau- 
cherministerium ernannt wird, hat noch weiterge- 
hende Aufgaben. Wenn die Eltern keine Vereinba- 
rung über den Unterhaltsbeitrag (fester Geldbetrag 
für die Versorgung und Ausbildung des Kindes, § 52 
Abs. 1 Satz 1 Kindergesetz) getroffen haben, hat der 
Beitragsvogt Ermittlungen über ihre Arbeit, ihre Aus- 
bildung, ihr Einkommen, ihr Vermögen und ihre 
sonstigen Verhältnisse durchzuführen, um dann von 
sich aus einen Unterhaltsbeitrag für das Kind festzu- 
setzen (§ 54 Abs. 5 Kinder gesetz). 


3. Schweden 

Bei Geburt eines nichtehelichen Kindes ist es Sache 
des Jugendamtes (bamavardsnämnd), Ermittlungen 
darüber anzustellen, wer der Vater des Kindes ist, und 
dafür zu sorgen, daß die Vaterschaft festgestellt wird 
(Kapitel 2 § 1 Eltemgesetz). Dabei hat das Jugendamt 
unter anderem Auskünfte von seiten der Mutter und 
von anderen Personen einzuholen (Kapitel 2 § 4 
Eltemgesetz) sowie dafür zu sorgen, daß die Blutun- 
tersuchung bei der Mutter, beim Kind und beim 
vermuteten Vater vorgenommen wird (Kapitel 2 § 6 
Eltemgesetz). 

Die Klage auf Feststellung der Vaterschaft ist vom 
Kind zu erheben; es wird dabei vom Jugendamt 
vertreten. Steht der Mutter das Sorgerecht über das 
Kind zu, so kaim auch sie jederzeit die Klage des 
Kindes einreichen, selbst wenn sie noch nicht volljäh- 
rig ist. Die Klage kann außerdem von einem für das 
Kind besonders bestellten Vormund eingereicht wer- 
den (Kapitel 3 § 5 Eltemgesetz). 

Das Jugendamt, das dafür zu sorgen hat, daß die 
Vaterschaft zu einem Kind festgestellt wird, hat auch 
darauf zu achten, daß der Unterhalt des Kindes 
gesichert ist (Kapitel 7 § 11 Eltemgesetz). Neben der 
Mutter ist auch das Jugendamt berechtigt, die Unter- 
haltsklage für das Kind zu erheben (Kapitel 7 § 4 Satz 1 
Eltemgesetz). 


111. Die Reform in Österreich 

In Österreich wurde die bis dahin bestehende gesetz- 
liche Amtsvormundschaft über das „uneheliche" Kind 
durch das am 1. Juli 1989 in Kraft getretene Kind- 
schaftsrecht-Änderungs-Gesetz abgeschafft. Die — 
volljährige — Kindesmutter hat seither die uneinge- 
schränkte elterliche Sorge (§166 ABGB). Sie ist damit 
gesetzliche Vertreterin ihres Kindes (§ 144 ABGB). 
Der Jugendwohlfahrtsträger ist jedoch gesetzlicher 
Sachwalter für die Feststellung der Vaterschaft eines 
nichtehelichen Kindes, wenn der gesetzliche Vertre- 
ter (in der Regel also die Mutter) hierzu seine schrift- 
liche Zustimmung erteilt (§ 212 Abs. 2 Alternative 2 
ABGB). Der Jugendwohlfahrtsträger hat die Mutter 
darauf aufmerksam zu machen, welche Folgen es hat. 
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wenn die Vaterschaft nicht festgestellt wird (§ 163 a 
Abs. 2 ABGB). Im übrigen aber hat die Mutter aus- 
drücklich das Recht, den Namen des Vaters nicht 
bekarmtzugeben (§ 163 a Abs. 1 ABGB). 

Die gesetzliche, an die Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters geknüpfte Sachwalterschaft des Jugend- 
wohlfahrtsträgers besteht auch für die Durchsetzung 
der Unterhaltsansprüche des — ehelichen wie nicht- 
ehelichen — Kindes (§ 212 Abs. 2 Alternative 1 
ABGB). In anderen Angelegenheiten ist der Jugend- 
wohlfahrtsträger Sachwalter des Kindes, wenn er sich 
hierzu bereit erklärt und der gesetzliche Vertreter 
schriftlich zugestimmt hat (§ 212 Abs. 3 ABGB). Das 
Einverständnis des gesetzlichen Vertreters und das 
Einverständnis des Jugendwohlfahrtsträgers sind 
widerruflich (§ 212 Abs. 5 Alternative 1 und 2 ABGB). 
Die Möglichkeit des gesetzlichen Vertreters, das Ein- 
verständnis zu widerrufen, findet ihre Grenze aller- 
dings darin, daß das Gericht seinerseits die Sachwal- 
terschaft (wieder) einrichten kann, falls der Widerruf 
das Kindeswohl gefährdet (§§ 176, 213 ABGB). Die 
Sachwalterschaft des Jugendwohlfahrtsträgers und 
die damit verbundene gesetzliche Vertretungsbefug- 
nis schränken die Vertretungsbefugnis des gesetzli- 
chen Vertreters nicht ein (§ 212 Abs. 4 Satz 1 ABGB). 
Beide Vertreterstellimgen stehen vielmehr nebenein- 
ander. 

Die österreichischen Erfahrungen mit dieser Neure- 
gelung sind sehr gut. Die Statistik für die Jahre 1990 
und 1991 weist eine sehr hohe Quote von Vater- 
schaftsanerkennungen bzw. erhobenen Vaterschafts- 
klag^n auf (1990: nahezu 99%; 1991: über 97% — 
jeweils bezogen auf die Zahl der in diesen Jahren 
geborenen nichtehelichen Kinder). Der leichte Rück- 
gang im Jahre 1991 wird dadurch erklärt, daß im Jahre 
1990 noch ein Überhang aus der Zeit nach Inkrafttre- 
ten des Gesetzes, während der sich die neue Praxis 
einspielen mußte, zu beseitigen war. 

Die Vaterschaftsfeststellung erfolgt nach Auskünften 
österreichischer Praktiker meist verhältnismäßig 
schnell nach der Gebvut. Dies läßt es zu, die Zahl der 
nichtehelichen Geburten eines Jahres mit der Zahl der 
Vaterschaftsfeststellungen im selben Jahr zu verglei- 
chen, zumal die absolute Zahl der nichtehelichen 
Gebmten in den genannten Jahren nicht abgenom- 
men, sondern sogar zugenommen hat (1990: 21 303; 
1991: 23463). 


F. Änderungsbedarl 

Daß das gegenwärtige Recht geändert werden muß, 
ergibt sich schon aus der Tatsache, daß gegenwärtig 
noch unterschiedliches Recht in den alten und neuen 
Bundesländern besteht. Auch andere Gründe machen 
eine Neuregelung unumgänglich: 

I. Die gesetzliche Amtspflegschaft kann in ihrer 
jetzigen Ausgestaltung nicht aufrechterhalten 
bleiben. Sie hat sich zwar als sehr effektiv erwie- 
sen. So zeigt insbesondere die hohe Quote der 
Vaterschaftsfeststellungen, daß die Jugendämter 
hier gute Arbeit leisten. Es ist jedoch nicht zu 
verkennen, daß die gesetzliche Amtspflegschaft, 


die grundsätzlich bei jeder Gebvut eines nicht- 
ehelichen Kindes eintritt und das Sorgerecht der 
Mutter einschränkt, in einer Vielzahl von Fällen 
zu einem unnötigen Eingriff in das Elternrecht 
führt. Kinder werden heute oft in intakte nicht- 
eheliche Gemeinschaften hineingeboren, in de- 
nen weder die Vaterschaftsfeststellung noch der 
Unterhalt Probleme bereiten. Aber auch außer- 
halb nichtehelicher Gemeinschaften sind die 
Väter häufig bereit, ihre Vaterschaft anzuerken- 
nen und ihren gesetzlichen Unterhaltspflichten 
nachzukommen. Selbst wo dies nicht der Fall ist, 
sind die Mütter oft selbstbewußt genug, die 
Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltssiche- 
rung von sich aus zu betreiben. Soweit sie sich 
hierzu nicht in der Lage sehen, genügt es, ihnen 
freiwillige Hilfen anzubieten. Die Erfahnmgen in 
Österreich (hierzu oben E III) zeigen, daß dies 
ausreicht. 

II. Unzulänglich sind allerdings Hilfen, bei denen 
dem Jugendamt nicht die Stellung eines gesetz- 
lichen Vertreters zukommt. Mit einer lediglich 
beratenden und helfenden Tätigkeit mag es dem 
Jugendamt zwar oft gelingen, eine Vaterschafts- 
anerkennung zu erreichen. In nicht ganz weni- 
gen Fällen wird es aber sinnvoll sein, daß das 
Jugendamt den Vater auch darauf hinweisen 
kann, daß es im Namen des Kindes eine mit nicht 
unbeträchtlichen Kosten verbundene Vater- 
schaftsfeststellungsklage erheben karm. Es wäre 
auch nicht ratsam, die Möglichkeit des Jugend- 
amtes zur Klageerhebung im Namen des Kindes 
zu streichen, da das Jugendamt dann die Mutter, 
die um eine solche Hilfe bittet, darauf verweisen 
müßte, selbst im Namen des Kindes zu klagen. Es 
ist anzunehmen, daß Klage erhebungen dann 
teüweise unterbleiben würden. 

III. Die Beistandschaft des geltenden Rechts erweist 
sich deshalb als ungeeignet zur Lösimg des 
Problems. Eine Beistandschaft ohne Vertretungs- 
macht läßt eine Klageerhebung durch das 
Jugendamt nicht zu. Eine Beistandschaft mit 
Vertretungsmacht zur Vaterschaftsfeststellung 
ist aber nach geltendem Recht nicht möglich 
(§ 1690 BGB). 

IV. Die bestellte Amtspflegschaft (§§ 1909, 1915 
Abs. 1, § 1791 b BGB) stellt ebenfalls keine 
hinreichende Hilfsmöglichkeit dar. Sie setzt ein 
gerichtliches Verfahren voraus und ist deshalb zu 
umständlich und zeitraubend angesichts der Tat- 
sache, daß die Vaterschaftsfeststellung schon im 
Interesse des Kindes möglichst schnell betrieben 
werden soll. Hinzu kommt, daß im Einzelfall oft 
zweifelhaft sein wird, ob die Mutter im Siime des 
§ 1909 Abs. 1 Satz 1 „verhindert" ist, die Vater- 
schaftsfeststellung im Namen des Kindes zu 
betreiben. 

V. Daß Beistandschaft und bestellte Amtspfleg- 
schaft nicht ausreichen, um die Vaterschafts f es t- 
stellung vergleichbar erfolgreich zu betreiben 
wie in den alten Bimdesländern oder in Öster- 
reich, zeigen die Erfahrungen in den neuen 
Bundesländern. Zwar liegen dort noch keine 
repräsentativen Zahlen vor, die eine Prognose für 
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eine langfristige Entwicklung zulassen. Stimmen 
aus der dortigen Praxis berichten aber oft von 
Schwierigkeiten, die sich aus dem Fehlen einer 
gesetzlichen Vertretungsmacht des Jugendam- 
tes ergeben. Die Vaterschaftsanerkennungs- 
quote des Jugendamtes Gotha, die niedriger ist 
als bei vergleichbaren Jugendämtern in den 
alten Bundesländern {hierzu oben unter C), mag 
zwar nicht repräsentativ sein, rundet aber die 
dem Bundesministerium der Justiz bekannt 
gewordenen Äußenmgen von Praktikern aus den 
neuen Bimdesländem ab. 

VI. Ändenmgsbedürftig sind auch die Regelungen 
über die Vaterschaftsfeststellung vor der Geburt. 
Zwar ist die Vaterschaftsanerkennung schon vor 
der Geburt des Kindes zulässig (§ 1600 b Abs. 2 
BGB). Die für die Wirksamkeit erforderliche 
Zustimmung des Kindes {§ 1600 c Abs. 1 BGB) 
kann aber vor der Geburt — sofern nicht ange- 
ordnet wurde, daß die gesetzliche Amtspfleg- 
schaft nicht eintritt (§ 1707 Satz 1 Nr. 1 BGB) — 
nur durch einen Leibesfruchtpfleger (§ 1912 
BGB) erklärt werden. Dies ist umständlich, da der 
Leibesfruchtpfleger durch eine gerichtliche Ein- 
zelentscheidung bestellt werden muß. Eine sol- 
che Pflegschaft dauert überdies nur bis zur 
Geburt des Kindes (§ 1918 Abs. 2 BGB). Die 
vorgebiutliche Vaterschaftsfeststellung hat im 
Hinblick auf diese Umstände keine größere prak- 
tische Bedeutung erlangt. Die Schwangere kann 
gegenwärtig einer Vaterschaftsanerkennung 
gnmdsätzlich nicht zustimmen, da ihr bei der 
Geburt des Kindes die elterliche Sorge hierfür 
wegen der mit der gesetzhchen Amtspflegschaft 
verbimdenen Einschränkimgen nicht zusteht 
(§ 1706 Nr. 1, § 1705 Satz 2, § 1630 Abs. 1 BGB). 
Das Jugendamt als gesetzlicher Amtspfleger 
kann die Zustimmimg ebenfalls nicht vor der 
Geburt erteilen, da die gesetzliche Amtspfleg- 
schaft erst mit der Geburt eintritt (§ 1709 Abs. 1 
Satz 1 BGB). Unmöglich ist auch die vorgeburtli- 
che Einwilligung durch einen bestellten Pfleger, 
da die Bestellimg selbst dann erst mit der Geburt 
des Kindes wirksam wird, wenn das Gericht sie 
vor der Geburt ausgesprochen hat (§ 1708 Satz 2 
BGB). Auch § 18 Abs. 2 SGB VIII schafft hier 
keine Abhilfe. Nach dieser Vorschrift hat die 
Schwangere zwar einen Anspruch darauf, daß 
vor der Geburt die Feststellimg der Vaterschaft 
durch geeignete Ermittlimgen oder sonstige 
Maßnahmen vorbereitet wird, wenn anzimeh- 
men ist, daß das Kind nichtehelich geboren wird. 
Eine gesetzliche Vertretimgsmacht wird dem 
Jugendamt durch diese Vorschrift aber nicht 
gegeben. 

VII. Ändenmgsbedürftig sind auch die Regelimgen 
über die jetzige Beistandschaft. Die Beistand- 
schaft ohne Vertretimgsmacht (§ 1685 BGB) wird 
von der Praxis nicht angenommen und spielt so 
gut wie keine Rolle. Von den Beistandschaften 
mit Vertretimgsmacht hat nur die reine Unter- 
haltsbeistandschaft durch das Jugendamt eine 
größere praktische Bedeutung erlangt (siehe 
hierzu oben unter C). 


G. Stand der Reformdiskussion 

1. Modelle 

In der Fachöffentlichkeit werden vor allem die nach- 
folgenden Lösungsmodelle erörtert, die teilweise mit- 
einander kombinierbar sind: 


1. Erstreckungsmodell 

Nach diesem Modell soll die gesetzliche Amtspfleg- 
schaft unverändert auf die neuen Bundesländer 
erstreckt werden. 


2. Abschaffungsmodell 

Danach soll die gesetzliche Amtspflegschaft in den 
alten Bundesländern ersatzlos abgeschafft werden. 


3. Einschränkungsmodell 

Es sieht vor, die gesetzliche Amtspflegschaft auf die 
neuen Bimdesländer zu erstrecken, aber die Wir- 
kungskreise des gesetzlichen Amtspflegers zu redu- 
zieren, etwa auf die Vaterschaf tsfeststellimg imd die 
Geltendmachimg von Unterhaltsansprüchen. 


4, Antragserleichterungsmodell 

Hierzu wird vorgeschlagen, die Erfolgsaussichten des 
Antrags der Mutter auf Nichteintritt, Aufhebimg oder 
Reduzienmg der gesetzlichen Amtspflegschaft zu 
erhöhen, etwa durch ausdrücklichen Ausschluß eines 
Anspruchs auf Vaterbenenmmg oder durch eine 
Regelimg, wonach die mangelnde Mitwirkimg an der 
VaterschaftsfeststeUimg dem Antrag der Mutter nicht 
entgegensteht. 


5. Widerspruchsmodell 

Die gesetzliche Amtspflegschaft tritt nicht ein oder 
endet, wenn die Mutter widerspricht. 


6. Antragsmodell 

Die gesetzliche Amtspflegschaft oder eine Beistand- 
schaft mit Vertretungsmacht tritt nur auf Antrag der 
Mutter ein. (Soweit der Eintritt von einer „EinwiUi- 
gimg" der Mutter abhängig gemacht werden soU, 
handelt es sich nur um eine sprachliche Abwandlimg 
des Modells.) 


7. Zeitschrankenmodell 

Nach diesem Modell tritt die gesetzliche Amtspfleg- 
schaft erst nach Ablauf einer bestimmten Zeit nach 
Geburt des Kindes ein, wenn bis dahin die Vaterschaft 
nicht festgestellt ist. 
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8. Modell „Zweite Welle“ 

Es handelt sich um eine Ergänzung des Antragsmo- 
dells. Der Standesbeamte soll verpflichtet werden, das 
Jugendamt zu benachrichtigen, wenn eine bestimmte 
Zeit nach der Geburt des Kindes der Vater noch nicht 
im Geburtenbuch bei geschrieben ist. Das Jugendamt 
kann dann prüfen, aus welchen Gründen die Vater- 
schaftsfeststellung unterblieb. Zur Abwendung einer 
Gefährdung des Kindes wohls kann es das Vormund- 
schaftsgericht anrufen. 


9. SGB VIII — Modeii 

Das Rechtsinstitut, das die gesetzliche Amtspfleg- 
schaft ersetzen soll, wird nicht im BGB, sondern in dem 
durch das Kinder- und Jugendhilfegesetz geschaffe- 
nen Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) gere- 
gelt. 


II. Äußerungen 

Von den zahlreichen Äußerungen zur Problematik 

sollen hier nur einige besonders bedeutsame beispiel- 
haft wiedergegeben werden: 

— Der 59. Deutsche Juristentag 1992 hat mit großer 
Mehrheit ein Zeitschrankenmodell abgelehnt und 
empfohlen, auf den automatischen Eintritt der 
Amtspflegschaft zu Gunsten eines vom Jugendamt 
zu imterbreitenden Angebots einer Beistandschaft 
zu verzichten. 

— Die Konferenz der Jugendminister und -Senatoren 
der Länder hat sich am 12. Juni 1992 einstimmig 
für die Abschaffung der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft und die Einführung eines Rechtsanspruchs 
für nichteheliche Kinder auf Einrichtung einer 
Pflegschaft oder Beistandschaft ausgesprochen. 

— Der Antrag der Fraktion der SPD im Deutschen 
Bundestag zur Reform des Kindschaftsrechts vom 
17. Dezember 1992 (Bundestags- Drucksache 12/ 
4024) befürwortet ebenfalls ein AntragsmodeU. 

— Ein Antragsmodell wird auch von der interdiszipli- 
nären Arbeitsgruppe „Nichtehelichenrecht", wel- 
che die Arbeiten des Bundesministeriums der 
Justiz an der Reform des Kindschaftsrechts bera- 
tend begleitet, vorgeschlagen. 

— Das Zeitschrankenmodell wird vor aUem von 
einem Teil der Fachliteratur und einem Teil der 
Praktiker an den Jugendämtern bevorzugt. 


H. Verhältnis des Entwurfs zur Gesamtreform 
des Kindschaftsrechts 

I. Allgemeines 

Im Bundesministerium der Justiz wird seit geraumer 
Zeit an einer Neuregelung des Kindschaftsrechts 
gearbeitet. 


1. Anlaß der Reform 

Für diese Arbeiten gibt es verschiedene Anlässe; 

— Die Koalitionsvereinbanmg für die 12. Legislatur- 
periode sieht eine umfassende Überprüfung des 
Nichtehelichenrechts vor. 

— Das Nichtehelichenrecht in den neuen Bundeslän- 
dern weicht vom Recht in den alten Bundesländern 
ab. 

— Aus einer Reihe von Entscheidungen des Bundes- 
verfassungsgerichts ergibt sich die Notwendigkeit 
zu gesetzgeberischem Handeln. 

— Weitere Impulse gibt die UN-Kinderkonvention. 

Die Arbeiten körmen sich nicht auf das Recht der 
nichtehelichen Kinder beschränken. Wegen des Sach- 
zusammenhangs muß auch das für die ehelichen 
Kinder geltende Recht in die Überprüfung mit einbe- 
zogen werden. 


2. Ziele der Reform 

Das Vorhaben verfolgt vor allem folgende Ziele: 

— Das Kindeswohl soU auf bestmögliche Art und 
Weise gefördert werden. 

— Rechtliche Unterschiede zwischen ehelichen und 
nicht ehelichen Kindern, die in Teilbereichen noch 
vorhanden sind, sollen soweit wie möglich abge- 
baut werden. 

— Die Unterschiede im Kindschaftsrecht der alten 
und der neuen Bundesländer sollen beseitigt wer- 
den, 

— Außerdem soll den Aufträgen des Bundesverfas- 
sungsgerichts Rechnung getragen werden. 


3. Schwerpunkte der Prüfung 

Gegenstand der Arbeiten sind vor allem 

— das Abstammungsrecht, 

— das Sorgerecht (insbesondere gemeinsame Sorge 
geschiedener Eltern eines ehelichen Kindes oder 
nicht miteinander verheirateter Eltern eines nicht- 
ehelichen Kindes), 

— das Umgangsrecht, 

— das Unterhaltsrecht (insbesondere Kindesunter- 
halt und Betreuungsunterhalt der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes), 

— das Erbrecht, 

— die Auswirkungen der in Betracht kommenden 
Lösungen auf das Vormundschaftsrecht, das Adop- 
tionsrecht, das Pflegschaftsrecht, das Pflegekind- 
schaftsrecht, die nichtehelichen Gemeinschaften 
und das Verfahrensrecht. 
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IL Vorabregelung 

Die Gesamtreform des Kindschaftsrechts ist so um- 
fangreich, daß die Verabschiedung eines Gesetzes in 
der laufenden Legislaturperiode nicht möglich ist. Der 
Entwurf schlägt vor, die Abschaffimg der gesetzlichen 
Amtspflegschaft und die Neuordnung der Beistand- 
schaft aus der Gesamtreform auszugliedem und 
bereits in der laufenden Legislaturperiode ein ent- 
sprechendes Gesetz zu erlassen. Zwar bestehen Wer- 
tungszusammenhänge mit anderen Teilen der Ge- 
samtreform, die allerdings keine zwingende gemein- 
same Verabschiedung erfordern. Überwiegende 
Gründe, insbesondere die Notwendigkeit einer baldi- 
gen Herstellimg der deutschen Rechtseinheit und die 
Unzulänglichkeit der Hilfsangebote in den neuen 
Bimdesländern, sprechen jedoch für eine Vorabrege- 
lung. 


1. Abstammungsrecht 

Eine zentrale Aufgabe des Jugendamtes bei der 
gesetzlichen Amtspflegschaft des geltenden Rechts 
und der vom Entwurf vorgeschlagenen Beistandschaft 
neuen Rechts ist die Kläumg der Abstammimg eines 
nichtehelichen Kindes. Der Entwurf geht hier vom 
geltenden Abstammimgsrecht aus, das in vielerlei 
Hinsicht änderungsbedürftig ist. So verweigert es 
etwa der Mutter eines nichtehelichen Kindes das 
Recht, selbst die Vaterschaftsfeststellimgsklage zu 
erheben (§ 1600 n Abs. 1 BGB). Lediglich nach dem 
Tod des Kindes, durch den die gesetzliche Amtspfleg- 
schaft erlischt, kann sie beim Vormundschaftsgericht 
einen Antrag auf Vaterschaftsfeststellung stellen 
(§ 1600 n Abs. 2 BGB). 

Der Entwurf bezieht diese \md zahlreiche andere 
Fragen des Abstammimgsrechts nicht in seine Rege- 
lungsvorschläge ein. Die Arbeiten würden andernfalls 
so stark verzögert, daß eine Verabschiedimg in der 
laufenden Legislaturperiode nicht mehr möglich 
wäre. Der Verzicht auf eine Vorwegregelung zum 
Abstammimgsrecht kann auch in der Sache hinge- 
nommen werden. So gibt der Entwurf der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes die Möglichkeit, die Vater- 
schaftsfeststellungsklage zwar nicht im eigenen 
Namen, aber im Namen des Kindes zu erheben 
(hierzu Einzelbegründimg zu § 1713 BGB-E). Es 
ist daher nicht erforderlich, die Frage einer eige- 
nen Klagebefugnis der Mutter bereits jetzt zu re- 
geln. 


2. Wertungszusammenhänge 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, unnötige Eingriffe in 
Elternrechte zu vermeiden. Dieses Ziel ist auch in 
anderen wichtigen Teilen der Gesamtreform von 
besonderer Bedeutung, so insbesondere im Sorge- 
recht. Diese Wertungszusammenhänge stehen aber 
einer Vorabregelung nicht entgegen, da es sich hier 
um abgrenzbare Rechtsgebiete handelt. 


3. Notwendigkeit einer Vorabregelung 

Die Notwendigkeit einer Vorabregelimg ergibt sich 
vor allem aus der bereits dargestellten Unzulänglich- 
keit der Hilfsangebote, die in den neuen Bundeslän- 
dern für die Vaterschaftsfeststellung zur Verfügimg 
stehen. In den alten Bimdesländern sollte mit der 
Abschaffung der gesetzlichen Amtspflegschaft, wel- 
che die Mütter nichtehelicher Kinder oft unnötig 
entrechtet, nicht bis zur nächsten Legislaturperiode 
gewartet werden. Die Vollendung der deutschen 
Rechtseinheit im Familienrecht ist auch im übrigen 
eine vordringliche Aufgabe. 


J, Die Vorschläge des Entwurfs 

Der Entwurf schlägt auf der Grundlage des Antrags- 
modells folgendes vor: 

Die gesetzliche Amtspflegschaft wird abgeschafft. An 
ihre Stelle tritt eine freiwillige Beistandschaft mit den 
Aufgabenkreisen der Vaterschaftsfeststellung und 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen. Diese 
Beistandschaft, die alle allein sorgeberechtigten 
Elternteile beantragen können, ersetzt die Beistand- 
schaft des bisherigen Rechts. Beistand ist das Jugend- 
amt. Eine Beistandschaft ist auch schon vor der Geburt 
des Kindes möglich. 

Die wichtigsten Gründe,' warum der Entwurf ein 
solches Antragsmodell vorschlägt, werden nachfol- 
gend dargestellt. Im übrigen wird auf die Einzelbe- 
gründung verwiesen. 


I. Kein Erstreckungsmodell 
oder Abschaffungsmodell 

Die Gründe gegen diese Modelle sind bereits oben 
unter F dargestellt. 


11. Kein reines Einschränkungsmodell 

Der Entwurf schlägt zwar aus den in der Einzelbe- 
gründimg zu § 1712 Abs. 1 BGB-E aufgeführten 
Gründen vor, den Aufgabenkreis der freiwilligen 
Beistandschaft gegenüber demjenigen der gesetzli- 
chen Amtspflegschaft zu beschränken. Dies allein 
vermag jedoch die auf gezeigten Probleme nicht zu 
lösen. Die gesetzliche Amtspflegschaft würde auch in 
diesen eingeschränkten Aufgabenkreisen zu unnöti- 
gen Entrechtungen von Müttern nichtehelicher Kin- 
der führen, da sie automatisch auch in denjenigen 
Fällen eintreten würde, in denen — etwa bei intakten 
nichtehelichen Gemeinschaften — Vaterschaftsfest- 
stellung und Unterhaltssicherung auch ohne Ein- 
schaltimg des Jugendamts keine Schwierigkeiten 
bereiten. 
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111. Kein Antragserleichterungsmodell 

Ein Antragserleichterungsmodell würde in jeder 
denkbaren Ausgestaltung nichts daran ändern, daß 
Mütter nichtehelicher Kinder von sich aus tätig wer- 
den müßten, um die Vorenthaltung des vollen elterli- 
chen Sorgerechts abzuwenden. Dies ist nicht hin- 
nehmbar. Bereits die nichteheliche Geburt als solche 
würde — ohne Anhaltspimkt für eine konkrete Kin- 
des wohlgefährdimg im Einzelfall — als Anlaß für eine 
gesetzliche Sorgerechtsvorenthaltung ausreichen; die 
Mutter müßte ein Gerichtsverfahren einleiten, um die 
volle Sorge zu bekommen. Diese Abkehr vom sonst im 
Kindschaftsrecht üblichen Regel-Ausnahme-Verhält- 
nis wäre allenfalls gerechtfertigt, wenn die nichtehe- 
liche Geburt in aller Regel zu einer erhebhchen 
Gefährdimg von Vaterschaftsfeststellung und Unter- 
haltssicherung führen würde. Hiervon kann aber 
keine Rede sein. Dies zeigen nicht nur die guten 
österreichischen Erfahrungen mit dem dortigen 
Antragsmodell (hierzu oben imter E III), sondern auch 
die Erfahrungen in den neuen Bimdesländem. Zwar 
ist anzunehmen, daß dort die Quote der Vaterschafts- 
feststellungen geringer ist als in den alten Bimdeslän- 
dem (hierzu oben imter C), jedoch wird man nach den 
bisher vorliegenden Äußerungen aus der Praxis auch 
in den neuen Bundesländern davon aus gehen kön- 
nen, daß die Vaterschaftsfeststellung in der überwie- 
genden Zahl der Fälle auch dort — trotz des Fehlens 
der gesetzlichen Amtspflegschaft — möglich ist. 


TV. Kein Widerspruchsmodell 

Das Widerspmchsmodell ist aus ähnlichen Gründen 
wie das Antragserleichterungsmodell abzulehnen. Im 
Gegensatz zu diesem verlangt es zwar kein gerichtli- 
ches Verfahren zur Abwendung einer teil weisen Vor- 
enthaltung des Sorgerechts. Dies ist aber nur ein 
gradueller Unterschied. Die Tatsache, daß die Mutter 
von sich aus tätig werden muß, um eine im Einzelfall 
imgerechtfertigte Sorgerechtsvorenthaltung zu ver- 
meiden, zeichnet auch das Widerspmchsmodell aus. 


V. Kein reines Zeitschrankenmodell 

Beim Zeitschrankenmodell tritt die gesetzliche Amts- 
pflegschaft nur ein, wenn die Vaterschaft iimerhalb 
einer bestimmten Zeit nach der Geburt noch nicht 
festgestellt ist. In vielen Fällen werden die Mütter aber 
froh sein, wenn das Jugendamt ihnen die Arbeit der 
Vaterschaftsfeststellung imd Unterhaltssicherung 
möglichst früh abnimmt. Den Müttern sollen deshalb 
die Hilfen, wie sie etwa eine freiwillige Beistandschaft 
nüt Vertretimgsmacht bietet, nicht imter Hinweis auf 
die erst später eintretende gesetzliche Amtspfleg- 
schaft verweigert werden. Das ZeitschrankenmodeU 
kaim daher von vornherein nur als Ergänzung des 
Antragsmodells in Betracht kommen. Dies sehen auch 
die Befürworter des Zeitschrankenmodells weitge- 
hend so. 


VI. Kein Antragsmodell mit Zeitschranke 

Der Entwurf greift auch den Vorschlag nicht auf, das 
Antragsmodell mit dem ZeitschrankenmodeU zu kom- 
binieren. Nach diesem Vorschlag wird die gesetzliche 
Amtspflegschaft zwar grundsätzlich durch das Ange- 
bot einer freiwilligen Beistandschaft abgelöst. Ist die 
Vaterschaft aber zu einem bestimmten Zeitpunkt 
nach der Geburt noch nicht festgesteUt und auch eine 
Beistandschaft nicht beantragt worden, so soll die 
gesetzliche Amtspflegschaft eintreten. 

Dieses ModeU würde nicht zu unüberwindlichen 
rechtstechnischen Schwierigkeiten führen. In der 
geschilderten Ausgestaltung wäre es freilich proble- 
matisch. Da die ganz überwiegende Zahl der Vater- 
schaftsanerkenntnisse iimerhalb der ersten sechs 
Monate nach der Geburt erfolgt (hierzu oben imter C), 
sollte die Zeitschranke nicht zu einem späteren Zeit- 
punkt festgesetzt werden. Diese Zeitschranke erweist 
sich aUerdings als verfrüht, wenn es erforderlich ist, 
die Vaterschaft im Klagewege feststeUen zu lassen. 
Innerhalb von sechs Monaten nach der Geburt wird 
ein Abschluß des gerichtlichen Verfahrens nur in 
Ausnahmefällen mögUch sein. 

Die hierdurch entstehenden Probleme ließen sich aber 
lösen, indem das ZeitschrankenmodeU dahin gehend 
modifiziert wird, daß die gesetzliche Amtspflegschaft 
auch bei Erreichen der Zeitschranke noch nicht ein- 
tritt, solange ein gerichtliches Verfahren auf Vater- 
schaf tsfeststellimg anhängig ist. Es wäre daim aUer- 
dings nötig, daß das Jugendamt vom Gericht über die 
Anhängigkeit einer Vaterschaftsfeststellungsklage 
imd den Ausgang des Verfahrens informiert wird, 
damit es weiß, ob die gesetzUche Amtspflegschaft 
eingetreten ist. 

Obwohl die rechtstechnischen Probleme einer Kombi- 
nation von Antragsmodell und ZeitschrankenmodeU 
lösbar sind, sieht der Entwurf davon ab, eine solche 
Kombination vorzuschlagen. Angesichts der hohen 
Quote von Vaterschaftsfeststellimgen, die sich in 
Österreich auf der Grundlage eines Antragsmodells 
ergeben hat (hierzu oben imter E III), wird davon 
auszugehen sein, daß die FäUe, in denen nach dem 
kombinierten Antrags -/ZeitschrankenmodeU eine ge- 
setzliche Amtspflegschaft eintritt, weitgehend solche 
Sachverhalte umfassen, in denen entweder die Vater- 
schaf tsf es tsteUung aus praktischen Gründen nicht 
möglich ist (etwa wegen unbekannten Aufenhaltes 
des Vaters) oder die Mutter verständUche Gründe hat, 
den Vater zu verschweigen (z. B. weil das Kind aus 
einer inzestuösen Verbindimg stammt). Nach dem 
ZeitschrankenmodeU würde hier die gesetzliche 
Amtspflegschaft eintreten, ohne daß es möglich wäre, 
vor dem damit für die Mutter verbundenen Sorge- 
rechtsentzug im Einzelfall zu prüfen, weshalb die 
Mutter die Vaterschaftsfeststellimg nicht betrieben 
hat. Dadurch bestünde die Gefahr, daß in das Sorge- 
recht der Mutter vielfach schematisch und ohne 
innere Rechtfertigung eingegriffen würde. Die Mutter 
hätte insbesondere keine Möglichkeit, vor Eintritt der 
gesetzUchen Amtspflegschaft die Gründe darzulegen, 
aus denen sie die Vaterschaftsfeststellimg nicht 
betrieben hat. Auch einer Kombination aus Antrags- 
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modell und Zeitschrankenmodell würde es daher 
an der notwendigen EinzelfaUgerechtigkeit erman- 
geln. 

Hinzu kommt, daß die Kombination mit dem Zeit- 
schrankenmodell dazu führen könnte, daß die vom 
AntragsmodeU angebotene freiwillige Beistandschaft 
von den Müttern nichtehelicher Kinder nicht mehr als 
Hilfsangebot, sondern lediglich als Alternative zu 
einer mit Ablauf der Zeitschranke drohenden Ent- 
rechtung angesehen würde. Dies könnte die Akzep- 
tanz der freiwilligen Beistandschaft beeinträchtigen. 
Insbesondere bestünde die Gefahr, daß Mütter nicht- 
ehelicher Kinder die freiwillige Beistandschaft nicht in 
Anspruch nehmen in dem Wissen, daß das Jugendamt 
ohnehin nach Ablauf der Zeitschranke tätig wird. 
Damit wäre aber wertvolle Zeit für die Feststellung der 
Vaterschaft verloren. 


VII. Antragsmodell 

Der Entwurf gibt einem reinen AntragsmodeU den 
Vorzug, da es die oben dargesteUten Nachteüe der 
anderen Modelle vermeidet. Das AntragsmodeU ist 
einerseits nicht mit einem Eingriff in Rechte der 
Mutter verbunden, weil die Beistandschaft nur auf 
ihren Antrag eintritt imd auf ihr Verlangen auch 
wieder endet. Andererseits sind die Kindesinteressen 
hinreichend gewahrt, wie die guten österreichischen 
Erfahrungen (hierzu oben imter E III) zeigen. 

Nachfolgend sollen lediglich die Gnmdzüge der Neu- 
regelung aufgezeigt werden. Wegen der Überlegun- 
gen, die zur Ausgestaltung der im Entwurf vorge- 
schlagenen Regelung geführt haben, wird auf die 
Einzelbegründimg verwiesen. 


1. Abschaffung der gesetzlichen Amtspflegschaft 

Die Regelungen über die gesetzliche Amtspfleg- 
schaft, insbesondere die §§ 1706 bis 1710 BGB, 
werden aufgehoben (Artikel 1 Nr. 2). 


2. Neue Beistandschaft 

Auch die bisherige Beistandschaft, die im Fünften 
Titel („Elterliche Sorge für eheliche Kinder") des 
Zweiten Abschnitts des Vierten Buches des BGB in 
§§ 1685 bis 1692 geregelt ist, wird abgeschafft (Artikel 
1 Nr. 2). An die SteUe der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft, die nur für nichteheliche Kinder güt (§ 1705 
Satz 2 BGB), und der Beistandschaft, die sowohl für 
eheliche als auch für nichteheliche Kinder eingerich- 
tet werden kann, tritt eine für eheliche und nichtehe- 
liche Kinder möghche Beistandschaft, die in einem 
neuen Siebenten Titel des Zweiten Abschnitts des 
Vierten Buchs des BGB eingeordnet wird. 

Durch den Begriff Beistandschaft wird das neue 
Rechtsinstitut bewußt von der automatisch eintreten- 
den gesetzlichen Amtspflegschaft, die mit einem Ein- 


griff in das Sorgerecht der Mutter eines nicht eheli- 
chen Kindes verbvmden ist, abgegrenzt. 


3, Freiwilligkeit 

Die Beistandschaft des neuen Rechts ist — ebenso wie 
die bisherige Beistandschaft — lediglich ein freiwilli- 
ges Hilfsangebot. Sie tritt nur auf Antrag ein (§ 1713 
BGB-E). Sie endet ohne weiteres, wenn der Antrag- 
steller dies schriftlich verlangt (§ 1715 Abs. 1 Satz 1 
BGB-E). Sie tritt auch nur in dem Umfang ein, in dem 
der Antragsteller dies wünscht (§1712 Abs. 2 BGB-E). 
Die Mutter eines nichtehelichen Kindes kann also 
ihren Antrag auf eine Beistandschaft zur Vaterschafts- 
feststellung beschränken, so etwa, wenn sie im 
Gegensatz zum Vater in sehr guten wirtschaftlichen 
Verhältnissen lebt und deshalb von der Geltendma- 
chung ohnehin schwer realisierbarer Unterhaltsan- 
sprüche absehen will. 


4. Keine Sorgerechtseinschränkung 

Während die gesetzliche Amtspflegschaft stets zu 
einer Einschränkung der elterlichen Sorge der Mutter 
eines nichtehelichen Kindes geführt hat (§ 1705 Satz 2, 
§ 1630 Abs. 1 BGB), wird die elterliche Sorge durch die 
neue Beistandschaft nicht eingeschränkt (§ 1716 
Satz 1 BGB-E). Dies entspricht der österreichischen 
Regelung (§ 212 Abs. 4 ABGB). In Österreich hat diese 
Regelung zu keinen Schwierigkeiten geführt. Ein 
Nebeneinander zweier Handlungsbefugnisse ist auch 
dem deutschen Recht nicht fremd. Schon bei der 
früheren Gebrechlichkeitspflegschaft für einen voll- 
jährigen Geschäftsfähigen (§ 1910 BGB a.F.) konnte 
der Pflegebefohlene neben dem Pfleger wirksame 
rechtsgeschäftliche Erklärungen abgeben. Bei der 
Betreuung (§§ 1896 ff. BGB) für einen Geschäftsfähi- 
gen ist dies auch heute noch so. Eine Ausnahme gilt 
für den Zivilprozeß und andere gerichthche Verfah- 
ren, in denen die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
entsprechend anwendbar sind (§ 53 ZPO). Dement- 
sprechend bestimmt § 53 a ZPO-E (Artikel 4 § 2), daß 
die Vertretung durch den sorgeberechtigten Eltemteil 
ausgeschlossen ist, soweit das Kind in einem Rechts- 
streit durch einen Beistand vertreten wird. 


5. Keine gerichtliche Entscheidung 

Entsprechend der Regelung des österreichischen 
Rechts (§ 212 Abs. 2 ABGB) soU die Beistandschaft mit 
den Aufgabenkreisen der Vaterschaf tsfeststellimg 
und Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
ohne vorherige Prüfimg eines Fürsorgebedürfnisses 
eintreten und von der Zustinummg des Jugendamtes 
nicht abhängig sein. Es handelt sich vielmehr um ein 
unbedingtes Hilfsangebot, das lediglich vom Antrag 
des allein sorgeberechtigten Eltemteils abhängig ist. 
Unter diesen Umständen erübrigt sich eine gerichtli- 
che BesteUimg des Beistands. Die Beistandschaft tritt 
vielmehr schon ein, sobald der Antrag dem Jugend- 
amt zugeht (§ 1714 Satz 1 BGB-E). 
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6. Jugendamt 

Die gegenüber der Beistandschaft zahlenmäßig weit- 
aus bedeutsamere gesetzliche Amtspflegschaft wird 
nur durch das Jugendamt geführt. Aber auch die 
Beistandschaft durch andere Beistände als das 
Jugendamt hat keine nennenswerte praktische 
Bedeutung erlangt (hierzu oben unter C). Hinzu 
kommt, daß es wünschenswert ist, die Aufgaben der 
Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltssicherung 
(hierzu nachfolgend unter 7) bei dem in diesen Ange- 
legenheiten erfahrenen Jugendamt zu konzentrieren. 
Als Beistand sieht der Entwurf daher lediglich das 
Jugendamt, nicht aber Einzelpersonen oder Verbände 
vor (§ 1712 Abs. 1 BGB-E). 


7. Vaterschaftsfeststellung und Unterhalt 

Die künftige Beistandschaft beschränkt sich auf die 
Aufgabenkreise der Vaters chaftsfeststellimg und Gel- 
tendmachung von Unterhalts ansprüchen. Bei den 
Beistands chaften mit Vertretungsmacht (§ 1690 BGB) 
spielt in der Praxis im wesentlichen nur die Unter- 
haltsbeistandschaft eine Rolle. Beistandschaf ten im 
Bereich der Vermögenssorge — die Unterhaltssiche- 
rung zählt zur Personensorge (vgl. § 1690 Abs. 1 
BGB) — sind weitgehend bedeutungslos. Auch die 
Regelung von Erb- und Pflichtteüsrechten, die dem 
Kind im Falle des Todes des Vaters und seiner 
Verwandten zustehen, hat in der Praxis der gesetzli- 
chen Amtspflegschaft (§ 1706 Nr. 3 BGB) keine 
Bedeutung erlangt, die es rechtfertigen würde, diesen 
Aufgabenkreis aufrechtzuerhalten. Gleiches gilt für 
andere Angelegenheiten der Personensorge — außer 
der Vaterschaftsfeststellung — , die gegenwärtig zu 
den Aufgaben des gesetzlichen Amtspflegers gehören 
(§ 1706 Nr. 1 BGB). Es ist wichtig, die Tätigkeit des 
Jugendamts auf die bisher bedeutsamen Aufgaben, 
bei deren Erledigung es auch besonders erfahren ist, 
zu konzentrieren. Auf die Einzelbegründung zu 
§1712 Abs. 1 BGB-E wird verwiesen. 


8, Eheliche Kinder 

Die §§ 1712 bis 1717 BGB-E unterscheiden nicht 
zwischen ehelichen und nichtehelichen Kindern. Die 
Begriffe „ehelich" und „nichtehelich" werden nicht 
erwähnt. Kinder, für die eine gemeinsame elterliche 
Sorge besteht (das sind derzeit bis zum Erlaß ander- 
weitiger Regelungen im Rahmen der beabsichtigten 
Gesamtreform des Kindschaftsrechts nur eheliche 
Kinder), können — wie im geltenden Recht — keinen 
Beistand erhalten, da sich hierfür kein hinreichendes 
Bedürfnis gezeigt hat. Für eheliche Kinder unter 
Alleinsorge wird die Beistandschaft insbesondere 
nach der Scheidung ihrer Eltern vor allem für die 
Unterhaltssicherung bedeutsam sein. Eine Vater- 
schaftsfeststellimg für eheliche Kinder kommt nur in 
folgenden besonderen Ausnahmefällen in Betracht: 

— bei Identitätszweifeln, 

— wenn ein nichteheliches Kind adoptiert wird, ohne 
daß vorher die Vaterschaft festgestellt wurde. 


Nach wohl einhelliger Meinung kann in diesem 
Fall die Vaterschaftsfeststellung betrieben wer- 
den, obwohl das Kind durch die Adoption den 
Status eines ehelichen Kindes erlangt hat (§ 1754 
BGB). 


9. Besondere Pflichten des Jugendamts 

Mit der freiwilligen Beistandschaft will der Entwurf 
die bisherigen Erfolge des Jugendamtes bei der 
Vaterschaftsfeststellung auf eine Art und Weise 
sichern, die nicht mit einem Eingriff in das Sorgerecht 
der Mutter verbunden ist. Dies kann nur gelingen, 
wenn den betroffenen Müttern die durch die Beistand- 
schaft gebotene Hüfe und ihre Bedeutung überhaupt 
bekannt ist. Der Entwurf sieht deshalb folgendes 
vor: 

Wie bisher hat der Standesbeamte die Geburt eines 
nichtehelichen Kindes unverzüglich dem Jugendamt 
anzuzeigen (§ 57 SGB VIII-E). 

Das Jugendamt hat dann unverzüglich der Mutter 
Beratung und Unterstützung bei der Vaterschaftsfest- 
stellung und der Geltendmachung von Unterhaltsan- 
sprüchen des Kindes anzubieten (§ 52 a Abs. 1 Satz 1 
SGB VIII-E). Hierbei hat es hinzuweisen auf 

— die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung, 

— die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft festgestellt 
werden kann, insbesondere bei welchen Stellen 
ein Vaterschaftsanerkenntnis abgegeben werden 
kann, 

— die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Erfüllung 
von Unterhaltsansprüchen oder zur Leistung einer 
an Stelle des Unterhalts zu gewährenden Abfin- 
dung nach § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII 
beurkunden zu lassen, 

— auf die Möglichkeit, eine Beistandschaft zu bean- 
tragen, sowie auf die Rechtsfolgen einer solchen 
Beistandschaft. 

Die Mütter werden es nicht selten vorziehen, den 
Vater nur in einem persönlichen Gespräch zu offen- 
baren. Das Jugendamt hat deshalb der Mutter ein 
solches Gespräch anzubieten (§ 52 a Abs. 1 Satz 3 SGB 
VIII-E). Ein solches Gespräch wird auch vielfach 
geeignet sein, Bedenken und Ängste der Mutter 
auszuräumen und die Grimdlage für eine vertrauens- 
volle Zusammenarbeit mit dem Jugendamt zu schaf- 
fen. 

In der Zeit nach der Geburt ist es für die Mutter oft mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden, das Jugend- 
amt aufzusuchen. Das Gespräch soll deshalb in der 
Regel in der persönlichen Umgebung der Mutter 
stattfinden, wenn diese es wünscht (§ 52 a Abs. 1 
Satz 4 SGB VIII-E). 

Mitunter wird das Jugendamt schon während der 
Schwangerschaft der werdenden Mutter in Erfahrung 
bringen, daß das Kind lüchtehelich geboren werden 
wird. Es kann dann zur Beschleunigimg der angebo- 
tenen Hilfen bereits vor der Geburt in der beschriebe- 
nen Weise tätig werden (§ 52a Abs. 2 SGB VIII-E). 
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10. Keine „zweite Welle“ 

Bei den Arbeiten am Entwurf wurde erwogen, eine 
zusätzliche Pflicht des Standesbeamten einzuführen, 
das Jugendamt dann zu benachrichtigen, wenn eine 
bestimmte Zeit — etwa ein Jahr — nach der Geburt 
eines nichtehelichen Kindes verstrichen und der Vater 
noch nicht im Geburtenbuch beigeschrieben ist. Diese 
„zweite Welle" von Mitteilimgen würde einige Nach- 
teile des Zeitschrankenmodells vermeiden. So würde 
die Beistandschaft bzw. gesetzhche Amtspflegschaft 
nicht automatisch nach Erreichen einer Zeitschranke 
eintreten. Das Jugendamt könnte vielmehr nachfor- 
schen, aus welchen Gründen die Vaterschaftsfeststel- 
limg bisher imterbÜeben ist. Sind dies anerkennens- 
werte Gründe (über die Vaterschaftsfeststellimgs- 
klage ist wegen der schwierigen Beweiserhebimg 
noch nicht entschieden/der Aufenthalt des Vaters ist 
nicht feststellbar/die Mutter hat ein Recht, die Aus- 
kunft über den Vater zu verweigern), so wird das 
Jugendamt die Sache auf sich beruhen lassen. Im 
übrigen freilich wird es prüfen, ob es zur Abwendimg 
einer Gefährdung des Kindes wohls das Vormund- 
schaftsgericht anrufen muß (§ 50 Abs. 3 Satz 1 SGB 
VIII). Das Vormundschaftsgericht wird dann seiner- 
seits prüfen, ob es im Interesse des Kindeswohls 
erforderlich ist, die Vaterschaftsfeststellung dadurch 
zu sichern, daß es der Mutter insoweit die elterliche 
Sorge entzieht und einem Pfleger überträgt. 

Es ist nicht zu verkennen, daß diese Lösimg in der 
deutlichen Minderzahl der Fälle, in denen die Vater- 
schaft im ersten Jahr nach der Geburt nicht festgestellt 
wird, die Vaterschaftsfeststellung durch stärkere 
staatliche Aktivitäten sichert als ein reines Antrags- 
modell. Dabei vermeidet die „zweite Welle" die 
Automatik und mangelnde Flexibilität des Zeit- 
schrankenmodells. Trotz dieser Vorteile des Modells 
„zweite Welle" spricht sich der Entwurf nicht für eine 
entsprechende Ausweitung der in § 57 SGB VIII-E 
enthaltenen Mitteilimgspflichten des Standesbeam- 
ten aus. Zum einen würden die Mitteilungen vielfach 
in Fällen ergehen, in denen die Vaterschaftsfeststel- 
limg nicht möghch ist oder dem Kindes wohl nicht 
dient (hierzu oben imter VI). Zum anderen bestünde 
— ebenso wie bei der Ergänzimg des Antragsmodells 
durch ein Zeitschrankenmodell — die Gefahr, daß die 
Akzeptanz der freiwilhgen Beistandschaft beeinträch- 
tigt würde. So körmte insbesondere die Beistandschaft 
nur als Vorstufe zu einer staatlichen Intervention 
begriffen werden, wenn der Verweigerung der 
Antragstellung ein flächendeckendes Informationssy- 
stem vom Standesamt über das Jugendamt bis erfor- 
derlichenfalls hin zum Vormundschaftsgericht folgen 
würde. Auch für Stellung und Selbstverständnis des 
Jugendamts wäre es problematisch, wenn es einer- 
seits eine Beratungs- und Hilfsfunktion hätte, ande- 
rerseits aber eine Überwachimgsfunktion für den Fall 
der Nichtarmahme der dargebotenen Hilfen. 


11. Weitere Stärkung des Sorgerechts der Mutter 

Wie oben unter B III 4 c dargestellt, karm das Vor- 
mundschaftsgericht der Mutter eines nichtehehchen 
Kindes gemäß § 1705 Satz 2, § 1629 Abs. 2 Satz 3, 


§ 1796 BGB die Vertretung für die Vaterschaftsfest- 
stellung entziehen und gemäß § 1909 BGB einem 
Pfleger übertragen, werm das Interesse des Kindes zu 
dem Interesse der Mutter in erhebhchem Gegensatz 
steht. An der angegebenen Stelle wurde auch darge- 
tan, daß der Sorgerechtsentzug nach herrschender 
Meinimg nicht davon abhängt, ob die Vaterschafts - 
feststellimg aufgrund der Umstände des Einzelfalles 
besser unterbleiben sollte; eine solche Prüfung steht 
nur dem Pfleger zu. Damit würde in nahezu allen 
Fällen, in denen die Mutter eine Beistandschaft nicht 
beantragt imd die Vaterschaf tsfeststellimg nicht 
betreibt, ein Sorgerechts entzug möglich sein, ohne 
daß eine Einzelfallprüfung wie beim Sorgerechtsent- 
zug nach § 1705 Satz 2, § 1666 BGB stattfinden würde. 
Die mit der Abschaffung der gesetzlichen Pflegschaft 
verbundenen Vorteile wären dadurch weitgehend 
wieder aufgehoben. Der Entwurf sieht daher in Arti- 
kel 1 Nr. i vor, daß der kraft Verweisung (§ 1629 
Abs. 2 Satz 3, § 1705 Satz 2 BGB) auch im Sorgerecht 
anwendbare § 1796 BGB nicht für die Feststellimg der 
Vaterschaft gilt. 


12. Beistandschaft vor der Geburt 

Der Freistaat Bayern hat im Bundesrat einen Geset- 
zesantrag eingebracht (Entwurf eines Gesetzes zur 
Verbesserung der Rechtsstellimg des ungeborenen 
Kindes — Bundesrats-Drucksache 686/92), der unter 
anderem zum Ziel hat, die vorgeburtliche Vater- 
schaftsfeststellimg zu erleichtern. Die Bimdesregie- 
nmg hat bei den Beratungen darauf hingewiesen, daß 
sie insoweit die Ziele des Gesetzesantrags teile, die 
Lösung aber für unzureichend halte, da auch nach 
dem bayerischen Vorschlag eine wirksame vorge- 
burtliche Vaterschaftsanerkermung nur möglich sei, 
werm für das Kind ein Leibesfruchtpfleger bestellt 
werde. 

Der bayerische Gesetzesantrag ist im Bundesrat nicht 
abschließend behandelt worden. 

Der vorhegende Referentenentwurf schlägt Regelim- 
gen vor, durch die eine wirksame Vaterschafts aner- 
keimimg schon vor der Geburt ermöglicht wird, ohne 
daß es der Bestellung eines Leibesfruchtpflegers 
(hierzu oben unter F) bedarf. Dies geschieht dadurch, 
daß in allen Fällen eine Zustimmung des Kindes zur 
Vaterschaftsanerkermung (§§ 1600 c, 1600 d BGB) 
entweder durch Erklärung der Mutter selbst oder 
durch einen Beistand möglich ist. 

— Ist die Mutter volljährig und nicht geschäftsunfä- 
hig, so karm sie die schon vor der Geburt mögliche 
Zustimmimg (§ 1600b Abs. 2 BGB) selbst im 
Namen des Kindes erklären, da ihr im Falle der 
Geburt die volle elterhche Sorge zustünde. Sie hat 
aber auch die Möglichkeit, durch einen entspre- 
chenden Antrag bereits vor der Geburt eine Bei- 
standschaft herbeizuführen (§ 1713 Abs. 1 Satz 1 
Alternative 2 BGB-E). 

— Auch die minderjährige imd beschränkt geschäfts- 
fähige werdende Mutter karm die vorgeburtliche 
Beistandschaft beantragen; sie bedarf hierzu nicht 
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der Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters 
(§ 1713 Abs. 2 Satz 2 BGB-E). 

— Für eine geschäftsunfähige werdende Mutter kann 
der gesetzliche Vertreter den Antrag stellen 
(§ 1713 Abs. 2 Satz 3 BGB-E). 

In § 1714 Satz 2 BGB-E wird ergänzend klargestellt, 
daß mit dem Zugang des Antrags die Beistandschaft 
auch dann eintritt, wenn der Antrag vor der Geburt 
des Kindes gestellt wird. 

Damit geht die Neuregelung deutlich über § 18 Abs. 2 
SGB VIII hinaus. Nach dieser Vorschrift hat die 
Mutter, deren Kind voraussichtlich nichtehehch gebo- 
ren wird, einen Anspruch darauf, daß vor der Geburt 
die Feststellung der Vaterschaft durch geeignete 
Ermittlungen oder sonstige Maßnahmen vorbereitet 
wird. Der Entwurf erlaubt nicht nur die Vorbereitung, 
sondern die vorgeburtliche Durchfühnmg der Vater- 
schaftsfeststellung und gewährt dem Jugendamt 
überdies im Gegensatz zu § 18 Abs. 2 SGB VIII eine 
gesetzliche Vertretungsmacht. 

Der oben genannte bayerische Entwurf sieht eine 
Regelung vor, wonach die Vaterschaftsfeststellungs- 
klage schon vor der Geburt erhoben werden kann. Der 
vorliegende Referentenentwurf greift diese Anregimg 
derzeit nicht auf. Die gerichtlichen Verfahren auf 
Abstammungsklärung, insbesondere das Verfahren 
auf Feststellung der Vaterschaft, bedürfen im Rahmen 
der Gesamtreform des Kindschaftsrechts einer Über- 
prüfung. Dabei wird auch zu erörtern sein, ob ein 
praktisches Bedürfnis für den bayerischen Vorschlag 
besteht. 


13. Verweisung auf Pflegschaftsrecht 

Wie bei der gesetzlichen Amtspflegschaft (§ 1706 ff. 
BGB) und weitgehend auch bei der Beistandschaft mit 
Vertretungsmacht (§ 1690 BGB) soU auch für die neue 
Beistandschaft das Pflegschaftsrecht maßgebend sein. 
Eine entsprechende Verweisung enthält § 1716 Satz 2 
BGB-E. Hierdurch kann eine Reihe zusätzlicher Ein- 
zelregelimgen für die Beistandschaft vermieden wer- 
den. Unter Berücksichtigung der Weiterverweisung 
des Pflegschaftsrechts auf das Vormundschaftsrecht 
(§ 1915 Abs. 1 BGB) gilt insbesondere folgendes: 

— Das Jugendamt ist — unbeschadet der Vertre- 
tungsbefugnis des antragstellenden Eltemteils 
(§1716 Satz 1 BGB-E) — gesetzlicher Vertreter des 
Kindes (§ 1793 Satz 1 BGB). 

— Dem Jugendamt kann keine Vergütung bewilligt 
werden (§ 1915 Abs. 1, § 1836 Abs. 4 BGB). Ihm 
steht auch keine Aufwandsentschädigung zu 
(§ 1836 a Satz 4, § 1836 Abs. 4 BGB). 

— Das Jugendamt steht unter der Aufsicht des Vor- 
mundschaftsgerichts, das gegen das Jugendamt 
aber kein Zwangsgeld festsetzen kann (§ 1837 
Abs. 2 und 3 Satz 2 BGB). 

— Ist die Beistandschaft wegen eines eingeschränk- 
ten Antrags nur für eine einzelne Angelegenheit 
(etwa die Vaterschaftsfeststellung) eingetreten, so 


endet sie mit der Erledigung dieser Angelegenheit 
(§ 1918 Abs. 3 BGB). 

Die Vorschriften über die Rechnungslegung sind von 
der Verweisung auf das Plegschaftsrecht ausgenom- 
men, da für eine Rechnungslegung durch das Jugend- 
amt angesichts der Beschränkung auf die Aufgaben- 
kreise der Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltssi- 
cherung kein praktisches Bedürfnis besteht. Die 
Bedeutung der Rechnungslegung würde sich ohnehin 
auf die Geltendmachung und Durchsetzung von 
Unterhaltsansprüchen beschränken. Dort sind aber 
Unregelmäßigkeiten kaum vorstellbar, weil der 
antragstellende Eltemteil, in der Regel die Mutter, 
von sich aus eine hinreichende Kontrolle gewährlei- 
stet. 

Wegen der weiteren Bedeutung der Verweisung auf 
das Pflegschaftsrecht wird auf die Einzelbegründung 
zu § 1716 Satz 2 BGB-E verwiesen. 

Es ist nicht zu verkennen, daß die pauschale Verwei- 
sung auf das Pflegschafts- und Vormundschaftsrecht 
vielfach ins Leere geht, so etwa hinsichtlich des 
Emtritts und des Umfangs der Beistandschaft sowie 
der Person des Beistandes. Die Anwendbarkeit des 
Pflegschaftsrechts bei der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft und weitgehend auch bei der Beistandschaft 
mit Vertretungsmacht hat aber in der Praxis — abge- 
sehen von den Punkten, in denen der Entwurf Sonder- 
regelungen vorsieht — keine Schwierigkeiten berei- 
tet. Mit der Erörterung der Frage, wie die im vorlie- 
genden Entwurf vorgeschlagene Pauschalverweisung 
durch eine Verweisung auf einzelne Vorschriften des 
Vormundschafts- und Pflegschaftsrechts ersetzt wer- 
den könnte, kann daher gewartet werden, bis nähere 
Vorstellungen zur beabsichtigten Reform des Vor- 
mundschafts- und Pflegschaftsrechts für Minderjäh- 
rige, die im Anschluß an die Reform des Kindschafts- 
rechts erarbeitet werden soll, vorliegen. 


14. Übergangsregelungen 

Die Übergangsregelungen werden durch folgende 

Grundsätze bestimmt: 

— Gesetzliche Amtspflegschaften und Beistand- 
schaften des Jugendamts mit Vertretungsmacht 
werden ohne weiteres in Beistandschaften des 
neuen Rechts umgewandelt, ohne daß es einer 
gerichtlichen Entscheidung bedarf. Der Aufgaben- 
kreis beschränkt sich allerdings auf diejenigen 
Verrichtungen, die den neuen Aufgabenkreisen 
der Beistandschaft (Vaters chaftsf es tsteUung und 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen) ent- 
sprechen. Nur für eine Übergangszeit von etwa 
sechs Monaten soU der bisherige Aufgabenkreis 
fortgeführt werden. 

— Beistandschaften mit Vertretungsmacht, bei denen 
nicht das Jugendamt Beistand ist, werden für eine 
Übergangszeit von etwa sechs Monaten mit dem 

^ bisherigen Aufgabenkreis fortgeführt und enden 
dann. 

— Beistandschaften ohne Vertretungsmacht erlö- 
schen mit Inkrafttreten des Gesetzes. 
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— Wegen der näheren Ausgestaltung wird auf die 
Einzelbegründung zu Artikel 4 § 4 verwiesen. 


15, Einordnung in das BGB 

Der Entwurf greift den Vorschlag, das neue Rechtsin- 
stitut, das die gesetzliche Amtspflegschaft ablöst, in 
das Achte Buch Sozialgesetzbuch einzustellen, nicht 
auf. 

Eine solche Einordnimg wäre zwar naheliegend, 
wenn die Tätigkeit des Jugendamts auf eine bloße 
Beratimgsfunktion beschränkt würde. Die Erfahrun- 
gen in den neuen Bimdesländem haben aber gezeigt, 
daß sich das Fehlen einer Vertretimgsmacht des 
Jugendamts nachteilig auf die Vaterschaftsfeststel- 
limgsquote aus wirkt (hierzu oben imter C). 

Auch bei der neuen Beistandschaft handelt es sich um 
eine Form der „Fürsorge im zivilrechtlichen Ge- 
wände", die ebenso wie die Vormimdschaft, Pfleg- 
schaft imd Betreuung in das BGB einzuordnen ist. 
Entscheidend für die Zuordnimg zum Bürgerlichen 
Recht ist das Vorliegen der (gesetzlichen) Vertre- 
tungsmacht, die dem Vormimd, Pfleger oder Beistand 
auch dann eine eltemähnliche Stellxmg verschafft, 
wenn das Jugendamt mit dieser Aufgabe betraut ist. 
Andere Abgrenzimgskriterien sind aus folgenden 
Gründen nicht tragfähig: 

— Daß die Beistandschaft künftig ohne Zutim des 
Gerichts eintreten wird, steht einer Zuordnung 
zum Bürgerlichen Recht nicht entgegen. Auch die 
gesetzliche Amtsvormimdschaft imd die gesetzli- 
che Amtspflegschaft des geltenden Rechts treten 
ohne vorherige Gerichts entscheidimg ein. 

— Auch andere Rechtsinstitute aus dem Bereich der 

zivilrechtlichen Fürsorge treten nur auf Antrag ein, 
so die Beistandschaft des geltenden Rechts 
(§§ 1685, 1690 BGB) imd die Betreuimg für einen 
äußerungsfähigen Körperbehinderten (§ 1896 

Abs. 1 Satz 3 BGB). 

— Die Tatsache, daß die gesetzliche Vertretungs- 
macht des Beistands künftig nicht zum Wegfall der 
Vertretimgsmacht des Antragstellers führen soll 
(§ 1716 Satz 1 BGB-E), steht zur zivilrechtlichen 
Einordnimg der neuen Beistandschaft nicht im 
Widerspruch. Auch bei der Betreuimg (§§ 1896 ff. 
BGB) bleibt die rechtiiche Handlungsfähigkeit 
eines Antragstellers von der gesetzlichen Vertre- 
tungsmacht des Betreuers (§ 1902 BGB) unbe- 
rührt. 

— Auch der Vorschlag des Entwurfs, künftig nur das 
Jugendamt als Beistand zuzulassen, hat Vorbilder 
im geltenden Recht. So sieht die gesetzliche Amts- 
pflegschaft derzeit lediglich das Jugendamt als 
Pfleger vor. Entsprechendes gilt für die gesetzliche 
Amtsvormundschaft, die nach den Vorschlägen 
des Entwurfs weitergelten soll. 

— Zur Verhinderung einer uimötigen Doppelrege- 
limg und zur Vermeidung von Lücken ist eine 
Verweisung der Neuregelung auf das Pflegschafts- 
recht des BGB, wie sie der Entwurf in § 1716 Satz 2 
BGB-E vorsieht, unverzichtbar (hierzu oben unter J 


VII 13). Die Verweisung wird den Inhalt der neuen 
Beistandschaft wesentlich prägen, und zwar bis in 
Einzelfragen wie etwa der Verjährung von Scha- 
densersatzansprüchen (hierzu Einzelbegründung 
zu § 1716 Satz 2 BGB-E). Auch dies spricht für eine 
Einordnimg in das BGB. 


K. Kosten 
1. Allgemeines 

1. Keine Einsparungen 

Der Entwurf legt auf den ersten Blick die Aimahme 
nahe, daß seine Regelungen mit nicht unbeträchtli- 
chen Einsparungen verbunden sind. In Österreich 
wurden im Jahre 1991 14 649 Vaters chaftsanerkermt- 
nisse vor dem Standesamt und nur 6 752 vor dem 
Jugendwohlfahrtsträger abgegeben. Es ist deshalb 
anzimehmen, daß die Abschaffung der gesetzlichen 
Amtspflegschaft zu Gunsten einer freiwilligen Bei- 
standschaft durch das Jugendamt zu einer Verringe- 
rung der Fallzahlen bei den Jugendämtern in den 
alten Bundesländern auf weniger als die Hälfte führen 
wird. Für die neuen Bundesländer liegt die Aimahme 
nahe, daß durch verbesserte Vaterschaftsfeststel- 
lungsquoten in nicht unerheblichem Maße Sozialhil- 
feleistungen an nichteheliche Kinder vermieden wer- 
den können. Aus wohlerwogenen Gründen, die im 
folgenden dargestellt werden, geht der Entwurf hin- 
gegen davon aus, daß insgesamt mit nennenswerten 
Einsparungen nicht gerechnet werden karm. 


2. Weitere Daten 

Die vorliegende Kostenschätzung wird dadurch 
erschwert, daß nicht für alle kostenrelevanten Berei- 
che repräsentative Daten vorliegen. Dies gilt insbe- 
sondere für die neuen Bundesländer. So wird insbe- 
sondere nicht statistisch erfaßt, 

— in wie vielen Fällen und mit welchem Erfolg das 
Jugendamt als gesetzlicher Amtspfleger in ande- 
ren Bereichen als bei der Vaterschaftsfeststellung 
und der Geltendmachung von Unterhaltsansprü- 
chen tätig geworden ist, 

— wie viele Beistandschaften ohne Vertretungs- 
macht es gibt, 

— wie stark die Vaterschaftsfeststellungsquote in den 
neuen Bimdesländem von derjenigen in den alten 
Bundesländern abweicht und 

— welche Unterschiede in der personellen Ausstat- 
tung der Jugendämter zwischen den alten Bundes- 
ländern und den neuen Bundesländern beste- 
hen. 

Die gegenwärtig vorliegenden Zahlen (hierzu oben 
unter C) bilden jedoch eine gute Basis für die Überle- 
gungen. Wertvolle Hinweise haben die in der Arbeits- 
gmppe „Nichtehelichenrecht" vertretenen Praktiker 
gegeben. Das Bundesministerium der Justiz hat 
zusätzlich durch Gespräche mit Verbänden und Prak- 
tikern sowie auf Tagungen weitere Informationen 
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erhalten. So wird insbesondere als gesichert angese- 
hen werden können: 

— Bei den Tätigkeiten des Jugendamts im Rahmen 
der gesetzlichen Amtspflegschaft steht die Vater- 
schaftsfeststellung und die Geltendmachimg von 
Unterhaltsansprüchen ganz im Vordergnmd. 

— Beistandschaf ten ohne Vertretimgsmacht haben 
nur eine ganz geringe praktische Bedeutung. 

— Gleiches gilt für Beistandschaf ten, die nicht durch 
das Jugendamt geführt werden. 

— Beistandschaf ten mit Vertretungsmacht für andere 
Aufgaben als die Feststellimg der Vaterschaft imd 
die Geltendmachimg von Unterhaltsansprüchen 
spielen — gemessen an der Gesamtzahl der 
gesetzlichen Amtspflegschaften und Beistand- 
schaften — nur eine ganz geringe Rolle. 

Das Bundesministerium der Justiz hat die Länder und 
die beteiligten Verbände um Stellungnahme zur 
Kostenschätzung und gegebenenfalls Mitteilung von 
ergänzendem Zahlenmaterial gebeten. Aussagekräf- 
tiges Zahlenmaterial, das für eine Präzisienmg der 
Kostenschätzung geeignet wäre, konnte hierbei 
jedoch nicht gewonnen werden. Gegen die Kosten- 
schätzung des Entwurfs wurden ganz überwiegend 
keine Einwendungen erhoben. Einige Verbände 
befürchten — nicht quantifizierbare — Mehrkosten 
für die Kommunen dadurch, daß die Beistandschaft 
auch für eheliche Kinder gilt und eine Bedürfnisprü- 
fung nicht vorgesehen ist. Demgegenüber warnen 
einige andere Verbände vor der Gefahr, daß die 
Kommunen die Abschaffung der gesetzlichen Amts- 
pflegschaft zum Anlaß nehmen könnten, das Personal 
der Jugendämter zu verringern. 


11. Einzelheiten 

1. Bund 

Der Entwurf enthält keine Regelungen, die zu einer 
Mehrbelastung des Bundesgerichtshofs führen könn- 
ten. Mehrkosten für den Bund sind also nicht zu 
erwarten. 


2. Länder 

Für die Länder entsteht eine gewisse Entlastung der 
Vormundschaftsgerichte zunächst dadurch, daß die 
Zahl der künftigen Beistandschaften, die nur noch auf 
Antrag eintreten, deutlich geringer sein wird als die 
Zahl der gesetzlichen Amtspflegschaften. Berücksich- 
tigt man die oben unter I 1 dargestellten Zahlen aus 
Österreich, so liegt die Annahme nahe, daß der 
Rückgang deutlich mehr als 50 % betragen wird. 

Der hierdurch bedingte Rückgang der Arbeitsbela- 
stung bei den Vormundschafts gerichten ist aber nicht 
sehr hoch, da sich die Tätigkeit des Vormunds chafts - 
gerichts weitgehend auf Hilfsmaßnahmen beschränkt 
(z. B. Erteilung einer Bescheinigung über den Eintritt 
der gesetzlichen Amtspflegschaft — § 1915 Abs. 1, 
§ 1791 c Abs. 3 BGB) und mit der Aufsicht über das 


Jugendamt (§ 1915 Abs. 1, § 1837 Abs. 2 BGB) in der 
Regel keine besondere Belastimg verbimden ist. 

Durch die Konzentration des Aufgabenkreises auf 
Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen werden künftig bestimmte 
Aufgaben (hierzu Einzelbegründung zu § 1712 Abs. 1 
BGB-E) nicht mehr vom Jugendamt wahr genommen 
werden können; andere Beistände als das Jugendamt 
wird es nicht mehr geben. Es ist nicht auszuschließen, 
daß es hierdurch vereinzelt zu einer erhöhten Inan- 
spruchnahme von Beratimgshilfe imd Prozeßkosten- 
hilfe kommen wird. Wie aus dem Allgemeinen Teil der 
Begründung imter C hervorgeht, ist die zahlenmäßige 
Bedeutung der vorgesehenen Änderung hier aber 
recht gering. Anhaltspunkte dafür, daß etwaige 
geringe Mehrkosten bei der Beratimgshilfe und Pro- 
zeßkostenhilfe die ebenfalls nicht hoch zu veranschla- 
genden Einsparungen bei den Vormundschaftsge- 
richten überschreiten könnten, bestehen nicht. 

Insgesamt ist deshalb davon auszugehen, daß den 
Ländern keine Mehrkosten erwachsen werden. 


3. Gemeinden 

a) Die Zahl der Beistandschaften neuen Rechts wird 
erheblich unter der Gesamtzahl der gesetzlichen 
Amtspflegschaften und Beistandschaften des bis- 
herigen Rechts liegen. Unter Berücksichtigung der 
österreichischen Erkenntnisse über die Häufigkeit 
von Vaterschaftsanerkennungen vor dem Standes- 
amt bzw. dem Jugendwohlfahrtsträger (hierzu 
oben unter 1 1) wird man davon ausgehen müssen, 
daß die neuen Fallzahlen deutlich unter der Hälfte 
der bisherigen Fallzahlen liegen werden. Die 
Beschränkung der Aufgabenkreise auf die Vater- 
schaftsfeststellung und die Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen wird allerdings im Gegen- 
satz zu den Auswirkungen des Freiwilligkeitsprin- 
zips keine große Rolle spielen, da die übrigen 
Aufgabenkreise schon heute nur geringe Bedeu- 
tung erlangt haben (hierzu oben unter C der 
Allgemeinen Begründung). 

Nicht ausgeschlossen werden karm, daß der Rück- 
gang der Fallzahlen dadurch etwas vermindert 
wird, daß bei den Unterhaltsbeistandschaften für 
eheliche Kinder künftig keine Bedürfnisprüfung 
mehr stattfindet (hierzu unter B III 5 der Allgemei- 
nen Begründung sowie der Einzelbegründung zu 
§ 1712 Abs. 1 BGB-E). An der Tatsache, daß die 
Fallzahlen insgesamt sehr stark zurückgehen wer- 
den, wird dies voraussichtlich nichts ändern. 

b) Mit dem Rückgang der Fallzahlen wird aber nicht 
eine gleich starke Arbeitsentlastung des Jugend- 
amts bei seiner Tätigkeit als Beistand des neuen 
Rechts einhergehen. Anträge auf Beistandschaft 
werden in erster Linie dort nicht gestellt werden, 
wo die Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltssi- 
cherung schon heute keine Schwierigkeiten berei- 
tet (etwa bei intakten nichtehelichen Gemein- 
schaften). Was dem Jugendamt verbleiben wird, 
sind vor allen Dingen Fälle, in denen die Va- 
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terschaftsfeststellung und Unterhaltssicherung 
Schwierigkeiten bereitet. 

c) Das Ziel des Entwurfs, Vaterschaftsfeststellung 
und Unterhaltssicherung nicht durch automatische 
Entrechtung, sondern durch freiwillige Hilfen zu 
sichern, kann nur erreicht werden, wenn eine 
hinreichende Information und Beratung sicherge- 
stellt ist. Eine solche sieht § 52 a SGB VIII-E vor. Die 
hiermit verbundene Tätigkeit erfordert einen nicht 
unerheblichen Personaleinsatz. Dieser wird letzt- 
lich nur dadurch sichergestellt werden können, daß 
das bisherige Personal ohne zahlenmäßige Redu- 
zieiung seine Tätigkeit stärker auf Information und 
Beratung verlagert. Der Entwurf geht daher nicht 
davon aus, daß seine Vorschläge zu einer nennens- 
werten quantifizierbaren Verringerung der für die 
Gemeinden bestehenden Kosten führen werden. 

d) Besonderheiten für die neuen Bundesländer 

Die Kostenschätzung für die neuen Bundesländer 
ist mit besonderen Schwierigkeiten verbunden. 
Zum einen hegen keine repräsentativen Zahlen 
über die Personalausstattung der dortigen Jugend- 
ämter (im Verhältnis zur Personalausstattung in 
den alten Bimdesländern) vor. Zum anderen ist 
nicht im einzelnen absehbar, inwieweit die in den 
neuen Bundesländern geplante Kommunalreform 
und die damit verbundene Konzentration der 
Arbeit auf eine geringere Zahl von Jugendämtern 
zu einer Entlastung der Jugendämter führen 
könnte. Von besonderer Bedeutung ist, daß keine 
repräsentativen Zahlen darüber vorliegen, in wel- 
chem Umfang die Vaterschaftsfeststellungsquote 
in den neuen Bundesländern von derjenigen in den 
alten Bundesländern abweicht. 

Dennoch kann von folgendem ausgegangen wer- 
den: 

— Die oben dargestellte Entlastung der Kommu- 
nen durch den Wegfall der gesetzlichen Amts- 
pflegschaft wird in den neuen Bimdesländern 
nicht eintreten, da dort die gesetzliche Amts- 
pflegschaft nicht gilt. 

— In einer Vielzahl von Fällen wird Sozialhilfe für 
ein nichtehehches Kind zu leisten sein, wenn 
der Vater nicht festgestellt ist. Da die Sozialhilfe 
häufig bis zum Eintritt des Kindes in das 
Erwerbsleben gezahlt werden muß, kann hier- 
durch eine erhebliche finanzielle Belastung 
entstehen, die wegfallen würde, wenn der 
Vater festgestellt und zu Unterhaltsleistungen 
herangezogen werden könnte. Die künftige 
Entlastung bei der Sozialhilfe wird dabei deut- 
lich höher sein als die Kosten, die den Gemein- 
den dadurch entstehen, daß sie Personal der 
Jugendämter für die Durchführung der Vater- 
schaftsfeststellung bereithalten müssen. Es ist 
daher nicht auszuschließen, daß die Vorschläge 
des Entwurfs insgesamt zu einer Kostenminde- 
rung in den neuen Bundesländern führen wer- 
den. Da diese Annahme aber nicht durch reprä- 
sentatives Zahlenmaterial abgesichert werden 
kann, geht der Entwurf auch in diesem Bereich 
von Kostenneutralität aus. 


111. Preiswirkungsklausel 

Da der Entwurf mit seinen Be- und Entlastungen für 
die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden 
insgesamt kostenneutral ist, sind gesamtwirtschaftlich 
betrachtet Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preis- 
niveau und insbesondere das Verbraucherpreisni- 
veau nicht zu erwarten. 


Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) 

Zu Nummer 1 (§ 1629 Abs. 2 Satz 3) 

§ 1629 Abs. 2 Satz 3, der gemäß § 1705 Satz 2 auch für 
nichteheliche Kinder gilt, verweist auf § 1796. Im 
Allgemeinen Teil der Begründung ist unter B III 4 c 
ausführlich dargestellt, welche unerwünschten Kon- 
sequenzen dies bei Aufhebung der gesetzlichen 
Amtspflegschaft hat. Die Verweisung dürfte auf der 
Grundlage der herrschenden Meinung in nahezu 
allen Fällen, in denen die Vaterschaftsfeststellung von 
der Mutter nicht hinreichend betrieben wird, zu einem 
Sorgerechtsentzug und einer hierauf gegründeten 
Pflegerbestellung führen. Eine Einzelfallprüfung da- 
hin gehend, ob die Mutter berechtigte Gründe hat, die 
Vaterschaftsfeststellung nicht zu betreiben, erfolgt 
hierbei im Gegensatz zum Sorgerechtsentzug nach 
§§ 1666, 1705 Satz 2 nicht (hierzu oben unter J VII 11 
des Allgemeinen Teils der Begründung). 

Das mit der Abschaffung der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft verfolgte Ziel, die Eigenverantwortung für die 
Vaterschaftsfeststellung in erster Linie den Müttern 
zuzuweisen und ihnen dabei freiwillige Hilfen anzu- 
bieten, würde verfehlt, wenn nahezu in jedem Fall 
unterlassener Vaterschaftsfeststellung der Mutter 
insoweit die elterliche Sorge entzogen werden und die 
Entscheidung darüber, ob die Vaterschaftsfeststel- 
lung betrieben werden soll, einem Pfleger übertragen 
werden müßte. Artikel 1 Nr. 1 ordnet daher an, daß die 
Verweisung in § 1629 Abs. 2 Satz 3 nicht für die 
Feststellung der Vaterschaft gilt. Die Interessen des 
Kindes an der Kenntnis seiner genetischen Abstam- 
mung werden hierbei gewahrt, da in Fällen der 
Kindeswohlgefährdung ein Sorgerechtsentzug nach 
§ 1705 Satz 2, § 1666 möglich bleibt. Bei dieser Art des 
Sorgerechtsentzugs, der nicht ledighch auf einen 
formalen Interessengegensatz abstellt, ist es aber 
möglich, auch diejenigen Gesichtspunkte zu berück- 
sichtigen, die im Einzelfall dafür sprechen könnten, 
eine Vaterschaftsfeststellung zu unterlassen (z. B. das 
Kind wurde durch Inzest oder Vergewaltigung 
gezeugt, die Vaterschaftsfeststellung würde zu einer 
derartigen psychischen Belastung für die Mutter füh- 
ren, daß das Mutter-Kind-Verhältnis schwer und 
nachhaltig gefährdet wäre). 

Vereinzelt wurde gefordert, die Regelung in § 1705 
einzuordnen. Der Entwurf greift dies nicht auf, da — 
wenn auch nur in besonderen Ausnahmefällen — eine 
Vaterschaftsfeststellung auch für ehehche Kinder in 
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Betracht kommt (hierzu oben imter J VII 8 des 
Allgemeinen Teils der Begründimg). 


Zu Nummer 2 (§§ 1685, 1686, 1689 bis 1692, 1706 
bis 1710) 

Die bisherigen Regelungen über die Beistandschaft 
(§§ 1685, 1686, 1689 bis 1692) imd die gesetzliche 
Amtspflegschaft (§§ 1706 bis 1710) werden auf- 
gehoben. An ihre Stelle treten die Regelimgen 
über die Beistandschaft neuen Rechts (§§ 1712 bis 
1717 E). 

Weitere Vorschriften des BGB brauchen — abgesehen 
von § 1912 Abs. 1 Satz 2 (hierzu Begründung zu 
Nummer 5) — nicht aufgehoben zu werden. Hierbei ist 
zu berücksichtigen, daß der Entwurf nur die Abschaf- 
fung der gesetzlichen Amtspflegschaft, nicht aber der 
bestellten Amtspflegschaft vorschlägt. Vorschriften, 
die für die bestellte Amtspflegschaft von Bedeutimg 
bleiben (etwa § 1791 c Abs. 2), sind daher aufrechtzu- 
erhalten. 


Zu Nummer 3 (SIEBENTER TITEL — 

§§ 1712 bis 1717) 

Zum SIEBENTEN TITEL 

Die bisherige Beistandschaft ist im Fünften Titel 
(„Elterliche Sorge für ehehche Kinder") des Zweiten 
Abschnitts des Vierten Buches in §§ 1685 bis 1692 
geregelt. Die Anwendbarkeit der Vorschriften auf 
nichteheliche Kinder ergibt sich aus der Verweisung 
in § 1705 Satz 2, 

Die gesetzliche Amtspflegschaft ist im Sechsten Titel 
(„Elterliche Sorge für nichtehehche Kinder") des 
Zweiten Abschnitts des Vierten Buches in §§ 1706 bis 
1710 geregelt. 

Der Entwurf schlägt eine einheitliche Regelung 
für eheliche und nichteheliche Kinder vor (hierzu 
oben imter J VII 8 des Allgemeinen Teils der Be- 
gründung). Die Neuregelung wird deshalb weder 
in den Fünften noch in den Sechsten Titel einge- 
stellt, sondern in einen neuen Siebenten Titel, der 
auch sprachlich die Unterscheidung zwischen ehe- 
hchen und nichtehelichen Kindern nicht mehr 
enthält. Der Entwurf nimmt damit für einen Teilbe- 
reich eine Lösung vorweg, die auch bei der Gesamt- 
reform des Kindschaftsrechts angestrebt wird, näm- 
lich den Unterschied in der rechtlichen Behandlimg 
ehelicher und nichtehelicher Kinder soweit wie mög- 
lich zu beseitigen. 

Der neue Siebente Titel trägt die Bezeichnung „Bei- 
standschaft". Durch diesen Begriff wird das neue 
Rechtsinstitut bewußt von der automatisch eintreten- 
den gesetzlichen Amtspflegschaft, die mit einem Ein- 
griff in das Sorgerecht der Mutter eines nichteheli- 
chen Kindes verbunden war, abgegrenzt. 


Zu § 1712 
Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt, imter welchen Voraussetzungen 
eine Beistandschaft eintritt, wer Beistand wird und 
welche Aufgaben er hat. 

Die Beistandschaft tritt nur auf Antrag ein. Die 
Gründe, warum der Entwurf einem Antragsmodell 
und nicht anderen Lösungsmöglichkeiten den Vorzug 
gibt, sind oben unter J des Allgemeinen Teils der 
Begründung dargestellt. 

Der Entwurf verwendet das Wort „Antrag" im untech- 
nischen Sinn. In der Regel wird unter einem Antrag 
ein Verlangen verstanden, über das durch ein Gericht 
oder eine Behörde entschieden werden muß. Hier tritt 
jedoch die Beistandschaft ohne eine solche Entschei- 
dung bereits mit Zugang des Antrags beim Jugendamt 
ein (§ 1714 Satz 1 E). 

Daß das Wort „Antrag" hier im untechnischen Sinn 
verwendet wird, ist unbedenklich. Bereits der jetzige 
Sprachgebrauch des BGB ist nicht einheitlich; so wird 
unter Antrag auch ein Vertragsangebot verstanden 
(§ 145), 

Bei den Vorarbeiten zum Entwurf wurde allerdings 
erwogen, von „Einwilligung" oder — entsprechend 
der österreichischen Regelung (§ 212 Abs. 2 ABGB) — 
von „Zustimmung" zu sprechen. Der Entwurf greift 
diesen Vorschlag aber nicht auf, da er nicht in gleicher 
Weise wie das Wort „Antrag" verdeutlicht, daß die 
Initiative für den Eintritt der Beistandschaft allein vom 
betreffenden Eltemteil ausgeht. Der Charakter der 
Beistandschaft als freiwilliges Hilfsangebot wird hier- 
durch noch stärker betont. 

Für den Antrag ist Schriftform vorgesehen. Dies dient 
der Rechtssicherheit. Der Eingang des Antrags führt 
die Beistandschaft unmittelbar herbei (§ 1714 Satz 1 E) 
und löst damit die gesetzliche Vertretungsmacht des 
Jugendamtsaus (§ 1716Satz2E, § 1915 Abs. 1, § 1793 
Satz 1). Wegen dieser weitreichenden Folgen soll ein 
mündlicher Antrag nicht genügen. In den Stellung- 
nahmen zum Referentenentwurf wurde teilweise vor- 
geschlagen, eine Protokollierung des Antrags durch 
das Jugendamt genügen zu lassen. Hierfür besteht 
aber kein praktisches Bedürfnis. Das Jugendamt wird 
ohnehin Antragsblätter vorrätig halten; mit der Unter- 
schrift der antragstellenden Person ist der Schriftform 
genügt. 

Antragsberechtigt ist grundsätzhch nur ein allein 
sorgeberechtigter Eltemteil; wegen der Einzelheiten 
wird auf die Begründung zu § 1713 E verwiesen. 

Als Beistand ist nur das Jugendamt vorgesehen. 
Beistandschaften durch Einzelpersonen oder Ver- 
bände soll es nicht geben. Sie haben schon nach 
geltendem Recht keine erwähnenswerte praktische 
Bedeutung erlangt (hierzu oben unter C des Allgemei- 
nen Teils der Begründung). Ein Bedürfnis, sie auf- 
rechtzuerhalten, besteht nicht. Bei Beistandschaften 
durch Einzelpersonen oder Vereine müßte der Bei- 
stand erst durch gerichtliche Einzelentscheidung 
bestellt werden; dies wäre umständhch und könnte 
insbesondere für die Vaterschaftsfeststellung zu uner- 
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wünschten Verzögenmgen führen. Hinzu kommt, daß 
das Jugendamt in den vorgesehenen Aufgabenkrei- 
sen der Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltssiche- 
rung besonders sachkundig ist; es liegt im Interesse 
des Kindes, die Beistandschaften auf diese Behörde zu 
konzentrieren. 

Der Wortlaut des Absatzes 1 stellt ausdrücklich klar, 
daß das Jugendamt „Beistand des Kindes" imd nicht 
Beistand des Eltemteils wird. Dies entspricht dem 
geltenden Recht der gesetzlichen Amtspflegschaft. 
Auch bei der Beistandschaft mit Vertretungsmacht ist 
der Beistand Vertreter des Kindes und nicht des 
EltemteÜs. In den Stellungnahmen zum Referenten- 
entwurf wurde teilweise vorgeschlagen, daß auch ein 
Vormimd des Kindes (insbesondere bei Mindeijährig- 
keit der Mutter) die Beistandschaft beantragen kann. 
Der Entwurf greift dies nicht auf, sondern beläßt es aus 
systematischen Erwägungen bei dem allgemeinen 
Grundsatz des Vormimdschaftsrechts, daß der Vor- 
mund umfassend in der Lage sein muß, die Interessen 
des Kindes wahrzvmehmen, und andernfalls ein Mit- 
vormimd oder ein anderer Vonnund zu bestellen ist. 

Verlegt ein Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
vom Inland in einen anderen Staat, erlischt die Bei- 
standschaft von selbst, ohne daß es einer Aufhebung 
bedarf (vgl. noch für die gesetzliche Amtspflegschaft 
KG FamRZ 1992, 472 ff.). Eine ausdrückliche Vor- 
schrift für die Beendigung der Beistandschaft in die- 
sen Fällen ist daher nicht erforderlich. 

Eine Beistandschaft ist nur für die beiden Kemberei- 
che der gesetzlichen Amtspflegschaft bzw. Beistand- 
schaft vorgesehen, nämlich für die Vaterschaftsfest- 
stellung und die Unterhaltssichenmg, hierfür aller- 
dings stets mit Vertretungsmacht (§ 1716 Satz 2 E, 
§ 1915 Abs. 1, § 1793 Satz 1), Maßgeblich hierfür 
waren folgende Gründe: 

Zunächst ist davon auszugehen, daß die Effektivität 
von Beratung und Interessenvertretung nicht mit der 
Zahl der Rechtsinstitute steigt, sondern daß verschie- 
dene konkurrierende Rechtsinstitute die Rechtslage 
eher unübersichtlich imd damit für die Betroffenen 
weniger hilfreich machen. Im Hinblick hierauf 
erscheint zunächst das Rechtsinstitut einer Beistand- 
schaft ohne Vertretungsmacht entbehrlich. In der 
Praxis spielt sie heute neben der Beratungshilfe, der 
Prozeßkostenhilfe und der Beratung durch das 
Jugendamt keine erwähnenswerte Rolle. Dies wird 
darauf zurückzuführen sein, daß die allein sorgebe- 
rechtigten Eltemteile, die als Antragsteller in Frage 
kommen, entweder mit ihren Problemen selbst 
zurechtkommen oder andernfalls eine professionelle 
Beratimg durch Jugendamt oder Rechtsanwalt anstre- 
ben. Für die Aufgabenkreise der neuen Beistand- 
schaft mit Vertretungsmacht, welche der Entwurf 
vorschlägt, werden die Gründe neu überdacht werden 
müssen, die dazu führen, daß der Staat eine kosten- 
lose gesetzliche Vertretung unabhängig von den Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnissen des Kindes 
und dem Vorliegen eines konkreten Fürsorgebedürf- 
nisses anbietet. Auf ein generelles Mißtrauen gegen 
allein sorgeberechtigte Eltemteile, insbesondere 
Mütter nichtehehcher Kinder, kann die Beistand- 
schaft nicht gestützt werden. Zum einen sind diese 
Eltemteile meist selbst in der Lage, das Kind gut zu 


vertreten. Zum anderen ist ein solches Mißtrauen mit 
dem Freiwilligkeitsprinzip der neuen Beistandschaft 
nicht vereinbar. Wäre das Mißtrauen gerechtfertigt, so 
könnte man die Vertretung des Kindes durch das 
Jugendamt nicht davon abhängig machen, daß 
gerade der mit Mißtrauen betrachtete Eltemteü einen 
Antrag stellt. Für die Aufgabenkreise bedeutet dies., 
daß diejenigen Tätigkeiten für die Beistandschaft 
ausscheiden, in denen der Eltemteü entweder Erklä- 
rungen selbst ohne Schwierigkeiten abgeben kann 
oder, wenn er sie nicht abgibt, auch keinen Antrag auf 
Beistandschaft stellen wird. In den Aufgabenkreis 
sollen deshalb Erklänmgen und Anträge, welche die 
Adoption, die Ehelicherklärung oder die zivürechtli- 
che Namensänderung betreffen (hierzu oben unter B 
II 3 des Allgemeinen Teils der Begründvmg), nicht 
einbezogen werden. Soweit ein Eltemteü hier Fragen 
hat (etwa zur Form und zum Adressaten einer Erklä- 
nmg), kann er sich gemäß § 18 Abs. 1 SGB VIII vom 
Jugendamt beraten lassen. 

Die Schwierigkeit einer Aufgabe ist ebenfaüs kein 
Kriterium für die Regelvmg der Aufgabenkreise der 
Beistandschcift. In rechtlich besonders schwierigen 
Fähen wird es ohnehin vielfach sinnvoll sein, einen 
Rechtsanwalt einzuschalten; das Jugendamt wird oft 
bei schwierigen Fragen etwa im Bereich der Vermö- 
genssorge weder die hinreichende Sachkimde noch 
die Erfahrung haben, um die Angelegenheit selbst 
ohne Einschaltung eines Rechtsanwalts zu erledigen. 

Auch die besondere Lage allein sorgeberechtigter 
Eltemteüe ist ohne Hinzutreten weiterer Umstände 
noch kein Gnmd für eine Beistandschaft. Die Geltend- 
machung eigener Rechte ist für den aüein sorgebe- 
rechtigten Eltemteü vielfach schwieriger als die Gel- 
tendmachimg von Rechten des Kindes. So ist der 
Unterhaltsanspmch des Kindes meist leichter durch- 
zusetzen als z. B. der Anspmch einer geschiedenen 
Mutter auf Betreuimgsunterhalt. Dennoch wird in der 
Fachöffentlichkeit eine Beistandschaft für Erwach- 
sene wohl nicht ernsthaft erörtert. Der Entwurf sieht 
deshalb davon ab, die Vermögenssorge oder Teüe der 
Vermögenssorge (etwa die Geltendmachung er- 
brechtlicher Ansprüche) in den Aufgabenkreis der 
Beistandschaft eüizubeziehen. In erbrechtlichen Fra- 
gen werden die gesetzlichen Amtspfleger gegenwär- 
tig — gemessen an der Gesamtzahl der gesetzlichen 
Amtspflegschaften — ohnehin eher selten tätig; in 
schwierigeren Fällen — insbesondere wenn eine 
Klage erhoben werden muß — werden sie häufig 
einen Rechtsanwalt einschalten. 

Im Hinblick darauf, daß die genannten Kriterien eine 
Beistandschaft nicht oder nicht aüein rechtfertigen 
können, schlägt der Entwurf vor, die Beistandschaft 
auf Fälle zu begrenzen, in denen 

— neben der besonderen Situation aüein sorgebe- 
rechtigter Eltemteüe 

— elementare Rechte des Kindes betroffen sind 
und 

— ein besonderes Eigeninteresse des Staates an der 
Durchsetzung dieser Rechte besteht. 

Diese Kriterien erfüllen die beiden Aufgabenkreise 
der Vaterschaftsfeststellung und Unterhaltssiche- 
nmg. Sie sind für die Lebensführung des Kindes von 
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grundlegender Bedeutung. Ohne die auch für die 
Kenntnis der genetischen Abstammung wichtige 
Vaterschaftsfeststellung kann das Kind seine Rechte 
gegen den Vater (Unterhalt, Erbrecht usw.) nicht 
geltend machen. Der Unterhaltsanspruch, der grund- 
sätzlich ohnehin nur bei Bedürftigkeit des Kindes 
besteht (§ 1602), stellt die wirtschaftliche Grundsiche- 
rung des Kindes dar. Der Staat hat ein besonderes 
Eigeninteresse daran, daß die Rechte des Kindes hier 
gewahrt werden, da er andernfalls selbst verpflichtet 
wäre, durch Sozialhilfe oder andere Leistungen für 
das Kind zu sorgen. Im Hinblick hierauf ist es gerecht- 
fertigt und notwendig, über die Beratungshilfe, Pro- 
zeßkostenhilfe und Beratungspflicht des Jugendamts 
hinaus mit der Beistandschaft eine weitere Hilfe 
anzubieten. 

Nach diesen Kriterien besteht kein Bedürfnis, eine 
Beistandschaft für die öffentlich-rechtliche Namens- 
änderung anzubieten. Gleiches gilt für die Ehelich- 
keitsanfechtung und die Anfechtung der Vater- 
schaftsanerkennung durch das Kind. Ein besonderes 
staatliches Eigeninteresse daran, daß das Kind seinen 
„rechtlichen“ Vater verliert, besteht nicht. Durch 
Beratungshilfe und Prozeßkostenhilfe ist das Kind m 
diesen Bereichen hinreichend geschützt. 

Auch bei einer Klage des Vaters auf Unwirksamkeit 
der Vaters chaftsanerkeimung oder bei einer Anfech- 
tung der Vaterschaftsanerkennung besteht kein 
Bedürfnis für eine Vertretung durch einen Beistand. 
Das Kind läuft hier zwar Gefahr, seinen „rechtlichen“ 
Vater zu verlieren. Es ist aber durch den zu seinen 
Gunsten uneingeschränkt geltenden Untersuchungs- 
grundsatz (§ 640 Abs. 1, § 616 Abs. 1, § 640 d ZPO) 
hinreichend geschützt. 

Eine Beistandschaft auf Feststellung oder Nichtfest- 
stellung der Mutterschaft ist entbehrlich, da diese 
Frage in Deutschland keine praktische Bedeutung hat 
(hierzu oben unter B II 3 des Allgemeinen Teüs der 
Begründung). 

Der Entwurf schlägt deshalb als Aufgabenkreis des 
Beistandes nur die beiden Kemtätigkeiten des bishe- 
rigen gesetzlichen Amtspflegers vor, nämlich die Va- 
terschaftsfeststellung und die Unterhaltssicherung. 


Zu Nummer 1 

Der Aufgabenkreis der Vaterschaftsfeststellung um- 
faßt sowohl die Feststellung durch gerichtliche Ent- 
scheidung als auch die Feststellung durch Anerken- 
nung. Das Jugendamt kann insbesondere im Namen 
des Kindes der Anerkeimung zustimmen (§§ 1600 c, 
1600 d Abs. 2). 


Zu Nummer 2 

Nummer 2 entspricht wörtlich dem bisherigen § 1706 
Nr. 2. Wie bisher soll das Jugendamt berechtigt sein, 
aus dem vom Unterhaltspflichtigen Geleisteten einen 
Dritten zu befriedigen, bei dem das Kind unentgeltlich 
in Pflege ist. Hierdurch wird sichergestellt, daß der 
Dritte schnellstmöglich die ohnehin ihm zustehenden 
Beträge bekommt. 


Zu Absatz 2 

Dem Charakter der neuen Beistandschaft als freiwü- 
liges Hilfsangebot entspricht es, daß sie nur in dem 
Umfang eintritt, in dem der Antragsteller dies 
wünscht. Die Mutter eines nichtehelichen Kindes 
kann also ihren Antrag auf eine Beistandschaft zur 
Vaterschaftsfeststellung beschränken, so etwa, wenn 
sie im Gegensatz zum Vater in sehr guten wirtschaft- 
lichen Verhältnissen lebt und deshalb von der Gel- 
tendmachung ohnehin schwer realisierbarer Unter- 
haltsansprüche absehen will. Ebenso ist es möglich, 
daß die Mutter die Geltendmachung von Ansprüchen 
auf eine an Stelle des Unterhalts zu gewährende 
Abfindung ausschließt. 


Zu § 1713 

§ 1713 E enthält nähere Regelungen zur Antragsbe- 
rechtigung und ergänzt hierdurch § 171 2 Abs. 1 E. Im 
übrigen läßt er eine vorgeburtliche Beistandschaft zu 
und erleichtert hierdurch eine frühzeitige Vater- 
schaftsfeststellung (vgl. § 1600 b Abs. 2) und Unter- 
haltssicherung (vgl. § 1615 o). 


Zu Absatz 1 
Zu Satz 1 

Nach der 1. Alternative des Satzes 1 kann den Antrag 
auf Beistandschaft ein Eltemteil stellen, dem für den 
Aufgabenkreis der beantragten Beistandschaft die 
alleinige elterliche Sorge zusteht. 

Antragsberechtigt ist demnach niu ein Eltemteil, 
nicht aber ein Vormund oder Pfleger. Dies ist sachge- 
recht. Bei einer bestellten Vormundschaft oder Pfleg- 
schaft ist der Vormund oder Pfleger so auszuwählen, 
daß er das Kind selbst vertreten kann. Bei der gesetz- 
lichen Amts Vormundschaft (§ 1791 c) ist ohnehin das 
Jugendamt Vormund. 

Auch der Elternteil, dem die elterliche Sorge nicht 
zusteht, kann den Antrag nicht stellen. Damit wird 
klargestellt, daß die Vaterschaftsfeststellung und 
Unterhaltssicherung entweder Aufgabe des anderen 
— allein sorgeberechtigten — Eltemteils ist, der 
seinerseits den Antrag stellen kann, oder Aufgabe des 
Vormunds oder Pflegers. 

Für Kinder, die unter gemeinsamer elterlicher Sorge 
stehen, ist eine Beistandschaft nicht möglich. Dies 
entspricht dem geltenden Recht sowohl der Beistand- 
schaft (§ 1685) als auch der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft (§§ 1705, 1709). Der Entwurf geht nach wie vor 
davon aus, daß Kinder, für die nur ein Eltemteil 
sorgeberechtigt ist, eines besonderen Schutzes bedür- 
fen. 

Der Entwurf stellt auf die alleinige elterliche Sorge 
und nicht auf die tatsächliche Betreuung durch nur 
einen Eltemteil ab. Es ist nicht zu verkennen, daß für 
das Kind — insbesondere im Bereich der Unterhalts- 
sichemng — auch dann Probleme entstehen können, 
wenn es zwar rechtlich unter gemeinsamer Sorge 
i steht, tatsächlich aber — etwa wegen einer Trennung 
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der Eltern — nur von einem Eltemteil betreut wird. 
Eine Anknüpfung an die tatsächliche Betreuung emp- 
fiehlt sich aber aus Gründen der Rechtssicherheit 
nicht, da sich diese wesentlich schwerer feststellen 
rmd nachweisen läßt als die Alleinsorge imd der 
automatische Eintritt der Beistandschaft mit Zugang 
des Antrags (§ 1714 E) eine Anknüpfimg an klare 
Kriterien verlangt. 

Die 2. Alternative des Satzes 1 betrifft das Antrags- 
recht einer werdenden Mutter, der die alleinige elter- 
liche Sorge zustünde, wenn das Kind bereits geboren 
wäre. Die Erleichtenmg der Vaterschaftsfeststellimg 
rmd Unterhaltssichenmg vor der Geburt ist ein wich- 
tiges Ziel des Entwurfs (hierzu oben imter J VII 12 des 
Allgemeinen Teils der Begründimg). Durch das 
Antragsrecht der werdenden Mutter wird sicherge- 
stellt, daß das Jugendamt auch schon vor der Geburt 
des Kindes eingeschaltet werden kann imd dabei — 
im Gegensatz zum geltenden Recht (§18 Abs. 2 SGB 
VIII) — gesetzlicher Vertreter des Kindes ist, also 
insbesondere einer Vaterschaf tsanerkenmmg zustim- 
men (§ 1600 b Abs. 2, §§ 1600 c, 1600 d Abs. 2) oder 
eine einstweilige Verfügrmg auf Zahlimg des Unter- 
halts für die ersten drei Monate (§ 1615 o) beantragen 
kann. 


Zu Satz 2 

Mit dem höchstpersönlichen Charakter des Antrags 
auf Beistandschaft wäre es nicht vereinbar, wenn der 
Antrag durch einen Vertreter gestellt werden könnte. 
Der automatische Eintritt der Beistandschaft mit 
Zugang des Antrags beim Jugendamt (§ 1714 E) 
verlangt überdies eine Anknüpfimg an möglichst 
klare Kriterien. Die Frage, ob das Jugendamt Beistand 
geworden ist, soll deshalb nicht vom Ausgang eines 
Streites darüber abhängig sein können, ob eine Voll- 
macht erteilt und gegebenenfalls wirksam ist. Die 
Notwendigkeit einer persönlichen Antragstellung 
verringert auch die Gefahr, daß Dritte in imangemes- 
sener Weise auf den Entschluß des Eltemteüs, die 
Beistandschaft zu beantragen, Einfluß nehmen. 

Das Verbot einer Antragstellimg durch Vertreter wird 
durch Absatz 2 Satz 3 durchbrochen. Danach kann für 
eine geschäftsunfähige werdende Mutter (nur) ihr 
gesetzlicher Vertreter den Antrag stellen. Auf die 
Begründung zu dieser Vorschrift wird verwiesen. 


Zu Absatz 2 
Zu Satz 1 

Das Kind einer minderjährigen oder geschäftsunfähi- 
gen werdenden Mutter, die unverheiratet ist, ist 
zumindest ln gleichem Maße schutzbedürftig wie das 
Kind einer werdenden Mutter, die volljährig und 
geschäftsfähig ist und der die alleinige elterliche 
Sorge zustünde, weim das Kind bereits geboren wäre. 
Für die Zeit nach der Geburt wird der Schutz dadurch 
bewirkt, daß die gesetzliche Amtsvormimdschaft ein- 
tritt (§ 1791 c). Vor der Geburt ist nur die Bestellung 
eines Pflegers für die Leibesfrucht möglich (§ 1912). 
Die in der 2. Alternative des Absatzes 1 Satz 1 


vorgeschlagene Verbesserung schafft hier für die 
minderjährige oder geschäftsunfähige werdende 
Mutter keine Abhüfe, da dieser im Falle der Geburt 
des Kindes nicht die alleinige elterliche Sorge 
zustünde (§ 1705 Satz 2, § 1673). 

Satz 1 gewährt der werdenden Mutter daher auch ein 
Antragsrecht, wenn das Kind, sofern es bereits gebo- 
renwäre, rmter Vormimdschaft stünde. Damit wird die 
Zeit bis zum Eintritt der gesetzlichen Amtsvormimd- 
schaft (§ 1791 c) überbrückt. Mit der Geburt des 
Kindes erlischt die Beistandschaft, da die Mutter darm 
nicht mehr „werdende Mutter" im Sinne des Absatzes 
2 ist imd ihr ein Antragsrecht nach Absatz 1 Satz 1 
ebenfalls nicht zusteht, da sie nicht die alleinige 
elterliche Sorge hat (§ 1715 Abs. 2 E). 


Zu Satz 2 

Wegen des höchstpersönlichen Charakters der An- 
tragstellung (hierzu oben Begründung zu Absatz 1 
Satz 2) wird eine beschränkt geschäftsfähige wer- 
dende Mutter bei der Antragstellung nicht vertreten; 
sie kann vielmehr den Antrag nur selbst stellen und 
bedarf hierzu nicht der Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters. 


Zu Satz 3 

Satz 3 durchbricht den Grundsatz der höchstpersönli- 
chen Antragstellimg für geschäftsunfähige werdende 
Mütter. Wegen ihrer Geschäftsunfähigkeit kann 
ihnen die Entscheidung über die Antragstellung nicht 
selbst überlassen werden; teilweise werden sie auf 
Grund ihres Zustandes zur Antragstellung auch gar 
nicht in der Lage sein. Der Schutz der Beistandschaft 
soll der Leibesfrucht dennoch nicht vorenthalten wer- 
den; Satz 2 sieht daher eine Antragstellung durch den 
gesetzlichen Vertreter der werdenden Mutter vor. 


Zu § 1714 
Zu Satz 1 

Die vom Entwurf vor geschlagene Beistandschaft stellt 
ein unbedingtes Hilfsangebot dar, das lediglich vom 
Antrag des allein sorgeberechtigten Eltemteüs 
abhängig ist (hierzu unter J VII 5 des Allgemeinen 
Teils der Begründung). Der Eintritt der Beistandschaft 
ist insbesondere nicht von einer gerichtlichen Ent- 
scheidimg abhängig. Satz 1 sieht daher vor, daß die 
Beistandschaft bereits mit Zugang des Antrags beim 
Jugendamt eintritt. 


Zu Satz 2 

Satz 2 stellt klar, daß dies auch dann güt, wenn der 
Antrag vor der Geburt des Kindes gestellt wird. Dies 
erleichtert die vorgeburüiche Vaterschaftsklärung, 
die gegenwärtig nur ohne Vertretimgsmacht (§18 
Abs. 2 SGB VIII) oder durch einen vom Gericht im 
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Einzelfall zu bestellenden Leibesfruchtpfleger 
(§ 1912) betrieben werden kann. 


Zu § 1715 

§ 1715 E enthält Regelungen zur Beendigung der 
Beistandschaft. Sie sind nicht abschließend, sondern 
werden durch die in § 1716 Satz 2 E enthaltene 
Verweisung auf das Pflegschaftsrecht ergänzt (hierzu 
letzter Absatz der Begründung zu § 1716 Satz 2 E). 


Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Beendigung der Beistandschaft auf 
schriftliches Verlangen des Antragstellers. 


Zu Satz 1 

Dem Charakter der neuen Beistandschaft als freiwil- 
liges Hilfsangebot entspricht es, daß der Antragsteller 
die Beistandschaft jederzeit durch schriftliches Ver- 
langen beenden kann. Dies entspricht der Lösung des 
österreichischen Rechts (§ 212 Abs. 5 ABGB). Eine 
anderweitige Regelung, nach der die Beistandschaft 
auch gegen den erklärten Willen des Antragstellers 
bestehen bliebe, könnte die Akzeptanz des neuen 
Rechtsinstituts in Frage stellen. 

Es ist nicht auszuschließen, daß Antragsteller verein- 
zelt die Beendigimg der Beistandschaft zur Unzeit 
herbeiführen, etwa zu einem Zeitpimkt, in dem ein 
gerichtliches Vaterschaf tsfeststellimgsverfahren kurz 
vor dem Abschluß steht. So ist es insbesondere mög- 
lich, daß der Erzeuger eines nichtehelichen Kindes die 
Vaterschaftsfeststellung durch massive Beeinflussung 
der Mutter verhindern will. Bei den Vorarbeiten zum 
Entwurf wurde erwogen, die Beendigung der Bei- 
standschaft von einer Zustimmung des Jugendamtes 
abhängig zu machen und bei Verweigenmg der 
Zustimmung ein Rechtsmittel des Antragstellers hier- 
gegen vorzusehen. Der Entwurf greift diese Überle- 
gungen nicht auf. Eine Zustimmungsbedürftigkeit der 
Beendigung der Beistandschaft könnte bei den allein 
sorgeberechtigten Eltemteilen den Eindruck erwek- 
ken, der Antrag auf Beistandschaft berge ein Risiko in 
sich, dessen Eingehung reiflich überlegt werden 
müsse. Es ist auch nicht anzunehmen, daß es häufig 
zur Unzeit zu einem Verlangen des Antragstellers auf 
Beendigung der Beistandschaft kommen wird. In 
Österreich jedenfalls haben sich aus der dortigen 
Regelung keine erwähnenswerten praktischen 
Schwierigkeiten ergeben. 

Gefährdet der Antragsteller das Kindeswohl, indem er 
die Beendigung der Beistandschaft zur Unzeit herbei- 
führt oder mehrfach die Beistandschaft zunächst 
beantragt imd dann die Beendigung verlangt, so kaim 
dem bereits auf der Grundlage des geltenden Rechts 
begegnet werden. Das Jugendamt hat ohnehin dem 
Vormundschaftsgericht Mitteilimg zu machen, wenn 
die Beistandschaft auf Grund eines Verlangens des 
Antragstellers endet (§ 57a SGB VIII-E). Außerdem 
hat das Jugendamt das Gericht anzurufen, wenn es 


zur Abwendimg einer Gefährdimg des Wohls des 
Kindes das Tätigwerden des Gerichts für erforderlich 
hält (§ 50 Abs. 3 SGB VIII). Das Vormundschaftsge- 
richt wird dann prüfen, welche Maßnahmen zur 
Abwendimg der Gefahr für das Kind erforderlich sind; 
es kann unter den Voraussetzungen des § 1666 BGB 
dem Eltemteil die Sorge etwa für die Vaterschaftsfest- 
stellung entziehen und gemäß § 1909 einen Pfleger 
bestehen. 

Satz 1 stellt auf das Verlangen des „Antragstellers" 
und nicht des allein sorgeberechtigten Elternteils ab. 
Verliert der Antragsteller nämlich die elterliche Sorge 
(etwa durch Sorgerechts ent zug oder Eintritt der 
Geschäftsunfähigkeit), so endet die Beistandschaft 
gemäß Absatz 2, ohne daß es einer Erklärung des 
Antragstellers bedarf (hierzu Begründung zu Ab- 
satz 2). 


Zu Satz 2 

Nach Satz 2 gelten § 1712 Abs. 2 E imd § 1714 E für das 

Verlangen des Antragstellers auf Beendigung der 

Beistandschaft entsprechend. Dies bedeutet: 

— Der Antragsteller kann sein Verlangen auf ein- 
zelne Aufgaben des Beistandes (etwa Geltend- 
machung von Unterhaltsansprüchen) beschrän- 
ken. 

— Die Beistandschaft endet, sobald das schriftliche 
Verlangen des Antragstellers dem Jugendamt 
zugeht. Dies gilt bei einer vorgeburtlichen Bei- 
standschaft auch, wenn die Beendigung vor der 
Geburt des Kindes verlangt wird. 


Zu Absatz 2 

Nach Absatz 2 endet die Beistandschaft auch, sobald 
der Antragsteller keine der in § 1713 E genaimten 
Voraussetzungen mehr erfüllt. Die Beistandschaft 
endet danach, wenn der Eltemteil die Alleinsorge 
verliert 

— diuch Eintritt der Volljährigkeit des Kindes, 

— durch den Tod des Kindes, 

— durch den Tod des Antragstellers, 

— durch Eintritt der Geschäftsunfähigkeit des An- 
tragstellers etwa wegen einer psychischen Krank- 
heit, 

— durch Eintritt der gemeinsamen Sorge (etwa durch 
Heirat der Eltern eines nichtehelichen Kindes oder 
durch Aufhebimg einer Entscheidimg, durch wel- 
che einem Eltemteil eines ehelichen Kindes die 
Sorge entzogen worden war), 

— durch Sorgerechtsentzug, 

— durch Adoption des Kindes durch einen Dritten, 

— durch Ehelicherklärung. 

Auch dies ist eine Auswirkung des Freiwilligkeitsprin- 
zips. Das Bestehen der Beistandschaft soll nur vom 
Willen des allein sorgeberechtigten Eltemteils abhän- 
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gig sein. Endet die Alleinsorge, so soll der neue 
Sorgeberechtigte darüber entscheiden, ob er die Hilfe 
des Jugendamts in Anspruch nehmen will, und gege- 
benenfalls einen eigenen Antrag stellen. Geht die 
elterliche Sorge hinsichtlich der Aufgabenkreise des 
Beistands auf einen Vormund oder Pfleger über, so soll 
überhaupt keine Beistandschaft mehr möglich sein, da 
dieser nicht „Eltemteil" ist. Dies ist sachlich gerecht- 
fertigt, da als Vormund oder Pfleger ohnehin nur 
Personen oder Stellen in Betracht kommen, die geeig- 
net sind, das Kind in dem ihnen übertragenen Aufga- 
benkreis selbst zu vertreten. 

Das Kind ist hinreichend dadurch geschützt, daß nach 
allgemeinen Gnmdsätzen die bisherigen Erklärun- 
gen und sonstigen Rechtshandlungen des Jugend- 
amts, die es im Namen des Kindes abgegeben hat, 
wirksam bleiben. 

Ist das Kind noch nicht geboren, so endet die Beistand - 
Schaft, 

— wenn die Schwangerschaft auf andere Art als 
durch Geburt des Kindes beendet wird oder 

— wenn die werdende Mutter stirbt oder 

— wenn eine volljährige geschäftsfähige werdende 
Mutter heiratet. 

Die vorgeburtliche Beistandschaft endet nicht, wenn 
eine nünder jährige werdende Mutter nach Antrag - 
Stellung volljährig wird, da sie dann zwar nicht mehr 
nach § 1713 Abs. 2 E, jedoch nunmehr nach § 1713 
Abs. 1 E antragsberechtigt ist. Die vorgeburtliche 
Beistandschaft endet auch dann nicht, wenn die 
werdende Mutter nach Antragstellung geschäftsunfä- 
hig wird, da sich ihre Antragsberechtigung dann aus 
§ 1713 Abs. 2 Satz 3 E ergibt. Dort ist zwar vorgesehen, 
daß für eine geschäftsunfähige werdende Mutter nur 
ihr gesetzlicher Vertreter den Antrag stellen kann. 
Aus dem Wort „für" ergibt sich jedoch, daß das 
Antragsrecht nach wie vor der werdenden Mutter 
zusteht und lediglich vom gesetzlichen Vertreter aus- 
geübt wird. 

Absatz 2 führt in vielen Fällen zum gleichen Ergebnis 
wie die in § 1716 Satz 2 E enthaltene Verweisung auf 
das Pflegschaftsrecht und mittelbar (§1915 Abs. 1) auf 
das Vormundschaftsrecht (§ 1882). Aus Gründen der 
Klarheit insbesondere für die vorgeburtliche Bei- 
standschaft ist es aber erforderlich, die Beendigung 
durch Wegfall der in § 1713 E genannten Vorausset- 
zungen ausdrücklich in Absatz 2 zu regeln. 


Zu § 1716 
Zu Satz 1 

Während die gesetzliche Amtspflegschaft heute stets 
zu einer Einschränkung der elterlichen Sorge der 
Mutter eines nicht ehelichen Kindes führt (§ 1705 
Satz 2. § 1630 Abs. 1), ordnet Satz 1 an, daß die 
elterliche Sorge diuch die neue Beistandschaft 


nicht eingeschränkt wird. Wegen der Gründe wird auf 
J VII4 des Allgemeinen Teils der Begründung ver- 
wiesen. 


Zu Satz 2 

Nach Satz 2 gelten die Regelungen über die Pfleg- 
schaft mit Ausnahme derjenigen über die Rechmmgs- 
legung sinngemäß, soweit die §§ 1712 bis 1717 E 
nichts anderes bestimmen. 

Bei den Vorarbeiten zum Entwurf wurde erwogen, die 
weitgehend dem geltenden Recht entsprechende 
Verweisung (hierzu oben unter J VII 13 des Allgemei- 
nen Teils der Begründung) durch ausdrückliche Rege- 
lungen im Beistandschaftsrecht zu ersetzen. Es hat 
sich aber gezeigt, daß dies zu einer starken Erhöhung 
der Zahl der erforderlichen Normen führen würde, da 
zahlreiche Einzelvorschriften etwa über die Vertre- 
tungsbefugnis, die Vergütung, die Aufwandsentschä- 
digung, die Aufsicht des Vormundschaftsgerichts und 
die Beendigung der Beistandschaft für eine einzelne 
Angelegenheit erforderlich würden. Zudem bestünde 
die Gefahr, daß der neue Normenbestand lückenhaft 
wäre und die von Literatur und Rechtsprechimg 
erarbeiteten Lösungen im Pflegschaftsrecht nicht 
ohne weiteres für die Beistandschaft herangezogen 
werden könnten. 

Der Entwurf sieht auch davon ab, nur auf einzelne 
Vorschriften des Pflegschaftsrechts zu verweisen. Die 
generelle Anwendbarkeit des Pflegschaftsrechts bei 
der gesetzlichen Amtspflegschaft und weitgehend 
auch bei der Beistandschaft mit Vertretimgsmacht hat 
in der Praxis — abgesehen von den Punkten, in denen 
der Entwurf Sonderregelungen vorsieht — keine 
Schwierigkeiten bereitet. Mit der Erörterung der 
Frage, wie die im vorliegenden Entwurf vorgeschla- 
gene Pauschalverweisung durch eine Verweisung auf 
einzelne Vorschriften des Pflegschaftsrechts bzw. des 
auf Grund von § 1915 Abs. 1 anwendbaren Vormund- 
schaftsrechts ersetzt werden könnte, kann daher 
gewartet werden, bis nähere Vorstellimgen zur beab- 
sichtigten Reform des Vormundschafts- imd Pfleg- 
schaftsrechts für Minderjährige, die im Anschluß an 
die Reform des Kindschaftsrechts erarbeitet werden 
sollen, vorliegen. 

Die Verweisung auf das Pflegschaftsrecht ist un- 
ter Berücksichtigung der in § 1915 Abs. 1 enthal- 
tenen Weiterverweisung auf das Vormundschafts- 
recht insbesondere für folgende Fragen von Bedeu- 
tung: 

— Das Jugendamt ist — unbeschadet der Vertre- 
tungsbefugnis des antragstellenden Eltemteils 
(Satz 1) — gesetzlicher Vertreter des Kindes 
(§ 1915 Abs. 1, § 1793 Satz 1). Es handelt durch 
denjenigen Beamten oder Angestellten, dem 
nach § 55 Abs. 2 SGB VIII-E die Ausübung der 
Aufgaben des Beistands übertragen worden 
ist. 

— Für die Haftung gelten § 1915 Abs. 1, § 1833. 
Demgemäß bestimmt sich die Haftung nach den 
Grundsätzen, die die Rechtsprechung zur Haftung 
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bei einer Pflichtverletzung des Jugendamts als 
Vormund oder Pfleger entwickelt hat. Es haftet die 
Körperschaft, bei der das Jugendamt errichtet ist, 
für das Handeln des Beamten oder Angestellten, 
dem die Ausübung der Beistandschaft gemäß § 55 
Abs. 2 Satz 1 SGB VIII-E übertragen ist. Neben der 
Haftung aus § 1915 Abs. 1, § 1833 kommt die 
Haftung des Dienstherrn für schuldhafte Amts- 
Pflichtverletzung gemäß § 839 BGB, Artikel 34 GG 
in Betracht, doch ist § 1833 im allgemeinen für das 
Kind günstiger (z. B. Verjährung in drei Jahren bei 
Amtshaftung — § 852,* Verjährung in 30 Jahren bei 
§ 1833 — § 195). Die im Entwurf vorgesehene 
Verweisung auf das Pflegschaftsrecht und die 
damit verbundene Weiterverweisung auf das Vor- 
mundschaftsrecht bringt hier dem Kind also einen 
erheblichen Vorteil. 

— Dem Jugendamt kann keine Vergütung bewil- 
ligt werden (§ 1915 Abs. 1, § 1836 Abs. 4). Ihm 
steht auch keine Aufwandsentschädigung zu 
(§ 1915 Abs. 1, § 1836 a Satz 4, § 1836 Abs. 4). 
Dies entspricht dem geltenden Recht sowohl der 
gesetzlichen Amtspflegschaft als auch der mit 
Vertretungsmacht geführten Beistandschaft 
des Jugendamts. Das vom Jugendamt vertre- 
tene Kind soll auch bei der künftigen Bei- 
standschaft nicht schlechter gestellt werden als 
gegenwärtig ein Mündel, Pflegebefohlener oder 
Betreuter. 

— Das Jugendamt steht unter der Aufsicht des Vor- 
mundschaftsgerichts, das gegen das Jugendamt 
aber kein Zwangsgeld festsetzen kann (§ 1915 
Abs. 1, § 1837 Abs. 2 und 3 Satz 2). Eine Mutter, die 
das Verhalten des Jugendamts beanstanden will 
(etwa mit der Begründung, dieses mache die 
Unterhaltsansprüche des Kindes nicht energisch 
genug geltend), kann sich also an das Vormund- 
schaftsgericht wenden. Dies ist sachgerechter, als 
es eine Einschaltung des Verwaltungsgerichts 
wäre. 

— Ist die Beistandschaft wegen eines eingeschränk- 
ten Antrags nur für eine einzelne Angelegenheit 
(etwa die Vaterschaftsfeststellung) eingetreten, so 
endet sie mit der Erledigung dieser Angelegenheit 
(§ 1918 Abs. 3). Ist eine Beistandschaft bereits vor 
der Geburt des Kindes eingetreten (§ 1714 Satz 2 
E), so endet sie nicht mit der Geburt des Kindes. 
§ 1716 Satz 2 E verweist hier nicht auf den 
geltenden § 1918 Abs. 2, nach dem die Pflegschaft 
für eine Leibesfrucht mit der Geburt des Kindes 
endet. Dies ergibt sich aus den grundlegenden 
Unterschieden der Leibesfruchtpflegschaft und 
der neuen vorgeburtlichen Beistandschaft und 
bedarf keiner ausdrücklichen Regelung. Während 
die Leibesfruchtpflegschaft den Zustand bis zum 
Eintritt einer mit der Geburt wirksam werdenden 
Vormundschaft oder Pflegschaft überbrückt, wird 
bei der vorgeburtlichen Beistandschaft lediglich 
der Zeitpunkt des Eintritts eines im Regelfall für 
die Zeit nach der Geburt bestimmten Rechtsinsti- 
tuts vorverlagert. 

Die Vorschriften über die Rechnungslegung sind von 

der Verweisung auf das Pflegschaftsrecht ausgenom- 


men, da für ihre Anwendung kein praktisches Bedürf- 
nis besteht (hierzu oben unter J VII 13 des Allgemei- 
nen Teils der Begründung). 


Zu § 1717 

Die Vorschrift begrenzt den Eintritt von Beistand- 
schaf ten deutscher Jugendämter auf Fälle mit ausrei- 
chender Inlandsberührung und regelt zugleich als 
Sondervorschrift zu Artikel 24 EGBGB die Vorausset- 
zungen für die Anwendung des deutschen Sach- 
rechts. 

Das Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 
über die Zuständigkeit der Behörden und das anzu- 
wendende Recht auf dem Gebiet des Schutzes von 
Minderjährigen (MSÜ; BGBl. 1971 II S. 217, 1150) 
wäre nur einschlägig, wenn die Beistandschaft durch 
eine Schutzmaßnahme angeordnet würde. Die vorge- 
sehene Beistandschaft wird einer solchen Maßnahme 
nach Artikel 1 MSÜ aber nicht gleichgestellt werden 
können, da sie zwar nur auf Antrag, im übrigen aber 
ohne jede weitere Einzelentscheidung einer staatli- 
chen Stelle eintritt. Sie unterfiele also wie die bishe- 
rige Amtspflegschaft ohne Sonderregelungen dem 
Artikel 24 EGBGB bzw. als gesetzliches Gewaltver- 
hältnis gegebenenfalls dem Artikel 3 MSÜ. Wie auf 
der Grundlage des bisherigen Rechts besteht daher 
das Bedürfnis nach einer Sonderregelung, die § 17 17 E 
vorsieht. 

Die Beistandschaft soll nur eintreten, wenn das Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland 
hat. 

Die Staatsangehörigkeit des Kindes ist hierbei uner- 
heblich. Es spielt auch keine Rolle, ob im Ausland 
gleichzeitig eine Beistandschaft für das Kind besteht; 
bei gewöhnlichem Aufenthalt des Kindes im Inland 
kann in vielen Fällen ein Bedürfnis für die Vertretung 
gerade durch ein deutsches Jugendamt vorhanden 
sein. Insoweit entspricht die Vorschrift dem bislang für 
die gesetzliche Amtspflegschaft geltenden § 1709 
Abs. 1. Auch die gesetzliche Amtspflegschaft für ein 
Kind, das in Deutschland geboren ist und hier seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, tritt unabhängig davon 
ein, ob im Ausland gleichzeitig eine Pflegschaft oder 
Vormundschaft besteht. Das gleiche gilt, weim sich 
die Nichtehelichkeit des Kindes erst aus einer späte- 
ren Entscheidung ergibt und die Amtspflegschaft erst 
dann eintritt (§ 1709 Abs. 1 Satz 3 i.V. m. § 1791 c 
Abs. 1 Satz 2). Lediglich in dem Fall, daß ein Kind im 
Ausland geboren wurde und später seinen gewöhnli- 
chen Aufenthalt im Inland nimmt, verhindert das 
Bestehen einer inländischen oder ausländischen Vor- 
mundschaft oder Pflegschaft den Eintritt der gesetzli- 
chen Amtspflegschaft (§ 1709 Abs. 2 Satz 2 BGB). 
Durch diese Ausnahmeregelung des geltenden 
Rechts soll verhindert werden, daß die Amtspfleg- 
schaft automatisch auch in Fällen eintritt, in denen für 
sie kein Bedarf vorhanden ist. Einer solchen Aus- 
nahme bedarf es dagegen nicht für die vorge- 
schlagene Beistandschaft, die nicht von Gesetzes 
wegen, sondern nur auf Antrag eines Elternteils 
eintritt. 
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Der gewöhnliche Aufenthalt ist gemäß Satz 2 
auch Voraussetzung für den Eintritt einer vor der 
Geburt des Kindes beantragten Beistandschaft. In 
diesem Fall ist auf den Aufenthalt der Mutter abzu- 
stellen. 


Zu Nummer 4 

Durch Nummer 3 wird ein neuer SIEBENTER TITEL 
in den Zweiten Abschnitt des Vierten Buches ein- 
gefügt. Die bisherigen Überschriften „SIEBENTER 
TITEL" und „ACHTER TITEL" werden deshalb 
zu den Überschriften „ACHTER TITEL" und 
„NEUNTER TITEL". 


Zu Nummer 5 (§ 1912 Abs. 1 Satz 2) 

§ 1912 Abs. 1 Satz 2 ist aufzuheben. Auf Grund der im 
Entwurf vor geschlagenen Regelungen besteht für die 
Vorschrift kein Bedürfnis mehr. 

Nach § 1912 Abs. 1 Satz 1 erhält eine Leibesfrucht zur 
Wahrung ihrer künftigen Rechte, soweit diese einer 
Fürsorge bedürfen, einen Pfleger. Auch ohne diese 
Voraussetzungen kann für eine Leibesfrucht auf 
Antrag des Jugendamts oder der werdenden Mutter 
ein Pfleger bestellt werden, wenn anzunehmen ist, 
daß das Kind nichtehelich geboren werden wird 
(§ 1912 Abs. 1 Satz 2). Die Fürsorge steht jedoch den 
Eltern insoweit zu, als ihnen die elterliche Sorge 
zustünde, wenn das Kind bereits geboren wäre (§1912 
Abs. 2). Dies gilt nach allgemeiner Meinung auch 
dann, wenn die elterliche Sorge im Falle der Geburt 
nur einem Eltemteü, z. B. der Mutter eines nichtehe- 
lichen Kindes, zustünde. Der Pfleger für eine Leibes- 
frucht kann also nur dann bestellt werden, wenn das 
Kind, seine Geburt unterstellt, nicht unter elterlicher 
Sorge stünde. 

Nach geltendem Recht wird der Mutter eines 
nichtehelichen Kindes in den alten Bundesländern 
die elterliche Sorge für die in § 1706 bezeichneten 
Angelegenheiten vorenthalten (hierzu oben unter 
B II des Allgemeinen Teils der Begründung). Die- 
se Einschränkung soll durch den Entwurf weg- 
fallen (Artikel 1 Nr. 2 E). Die werdende Mutter 
kann also für das Kind, das voraussichtlich nicht- 
ehelich geboren wird, selbst der vorgeburtlichen 
Vaterschaftsanerkennung zustimmen (§ 1600 b 

Abs. 2, §§ 1600 c, 1600 d Abs. 2) oder eine einstwei- 
lige Verfügung auf Zahlung des für die ersten drei 
Monate dem Kind zu gewährenden Unterhalts (§1615 
o) beantragen. Hinzu kommt, daß der Entwurf auch 
eine vorgeburtliche Beistandschaft (§ 1713 E) vor- 
sieht. Eine Notwendigkeit, die Leibesfruchtpfleg- 
schaft für ein voraussichtlich nichteheliches Kind 
auch ohne konkretes Fürsorgebedürfnis zuzulassen, 
besteht daher nicht mehr. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit) 

Zu Nummer 1 (§ 36) 

Die Änderung ist notwendig, da nach künftigem Recht 
die Pflegschaft nach § 1706 BGB entfällt. 


Zu Nummer 2 (§ 36 a) 

Die Sonderregelung für die Bestellung eines Pflegers 
schon vor der Geburt, die sich im Recht der gesetzli- 
chen Amtspflegschaft findet (§ 1708 BGB), entfällt 
künftig. Die vorgeburtliche Bestellung eines Pflegers 
ist weiterhin möglich (§§ 1909, 1915 Abs. 1, § 1774 
Satz 2 BGB); die Bestellung wird mit der Geburt des 
Kindes wirksam. 

Wie sich aus §§ 1713, 1714 Satz 2 BGB-E ergibt, kann 
eine Beistandschaft auch schon vor der Geburt des 
Kindes beantragt werden. Die Beistandschaft tritt ein, 
sobald der Antrag dem Jugendamt zugeht (§ 1714 
Satz 1 BGB-E). Insoweit soll für die gerichtliche 
Zuständigkeit § 36 a entsprechend gelten. Maßgeb- 
lich ist danach der Wohnsitz bzw. der Aufenthalt der 
werdenden Mutter. 


Zu Nummer 3 (§ 36 b) 

Die Streichimg ist notwendig, da es nach künftigem 
Recht keine Pflegschaft kraft Gesetzes mehr geben 
wird. 


Zu Nummer 4 (§ 37) 

Es handelt sich hierbei um eine Folge änderung. 


Zu Nummer 5 (§ 40) 

Es handelt sich hier ebenfalls um eine Folgeände- 
rung. 


Zu Nummer 6 (§ 43) 

Nach künftigem Recht wird der Beistand nicht mehr 
durch das Gericht bestellt; die Beistandschaft tritt 
vielmehr ein, sobald der Antrag dem Jugendamt 
zugeht (§ 1714 Satz 1 BGB-E). Der Wortlaut des § 43 
Abs. 2 ist dieser Änderung anzupassen. 


Zu Nummer 7 (§ 47) 

§ 47 betrifft die Tätigkeit deutscher Vormundschafts - 
gerichte bei konkurrierender Zuständigkeit ausländi- 
scher Gerichte. Weil die Absätze 1 und 2 von einem 
Institut ausgehen, das von einem Gericht angeordnet 
wird, können diese Vorschriften auf die Beistand- 
schaft neuen Rechts keine Anwendung mehr finden. 
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Die Verweisung in Absatz 3 Satz 1 für die Beistand- 
schaft sowie Absatz 3 Satz 2 sind daher zu streichen. 
Für die Abgrenzung des Aufgabenbereichs der deut- 
schen Jugendämter in grenzüberschreitenden Fällen 
güt § 1717 BGB-E. 


Zu Nummer 8 (§ 48) 

Gemäß § 57 SGB VIII-E wird die Geburt eines nicht- 
ehehchen Kindes durch den Standesbeamten dem 
Jugendamt angezeigt; dieses ist für die in § 57 a SGB 
VIII-E vorgesehene Mitteilung an das Vormund- 
schaftsgericht zuständig. Schon bislang wird die in 
§ 48 vorgesehene Mitteilung des Standesbeamten an 
das Vormundschaftsgericht im Falle der Geburt eines 
nichtehelichen Kindes wegen § 57 SGB VIII über das 
Jugendamt geleitet. Eine doppelte Regelung der 
Anzeigepflicht des Standesbeamten sowohl im FGG 
als auch im SGB VIII erscheint überflüssig. Nach 
Wegfall der gesetzhchen Amtspflegschaft für nicht- 
eheliche Kinder ist es auch nicht mehr notwendig, 
dem Vormundschaftsgericht jede Geburt eines nicht- 
ehelichen Kindes anzuzeigen; vielmehr genügt die 
Mitteilung in den Fällen, in denen eine Beistandschaft 
besteht. Dies sieht § 57 a SGB VIII-E vor. 


Zu Nummer 9 (§ 49) 

Bei dieser Aufhebung handelt es sich um eine Folge- 
änderung auf Grund des Wegfalls der gesetzlichen 
Amtspflegschaft. 


Zu Nummer 10 (§ 57) 

Nach neuem Recht ist nur mehr das Jugendamt 
Beistand (§ 1712 Abs. 1 BGB-E). Da dem Jugendamt 
keine Vergütung bewilligt werden kann (§ 1716 Satz 2 
BGB-E i. V. m. § 1915 Abs. 1, § 1836 Abs. 4 BGB), ist 
auch eine Regelung über die Beschwerdeberechti- 
gung des Gegenvormunds gegen eine BewiUigungs- 
verfügung überflüssig. 


Zu Nummer 11 (§ 58) 

Die gemeinschaftliche Fühnmg einer Beistandschaft 
durch mehrere Personen ist künftig nicht mehr mög- 
lich, da Beistand stets nur das Jugendamt sein karm 
(§ 1712 Abs. 1 BGB-E). 


Zu Nummer 12 (§ 60) 

§ 60, der für einzelne Verfügungen die sofortige 
Beschwerde vorsieht, ist anzupassen, da künftig Bei- 
stand nur noch das Jugendamt, nicht aber eine private 
Person sein kann, die Beistandschaft automatisch 
eintritt und das Jugendamt als Beistand nicht mehr 
durch eine gerichtliche Verfügung entlassen werden 
kaim. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch) 


Das Umstellen vom System der gesetzlichen Amts- 
pflegschaft auf ein System, bei dem auf Antrag jedes 
allein sorgeberechtigten Eltemteils das Jugendamt 
Beistand für 

— die Feststellung der Vaterschaft sowie 

— die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 

wird (§1712 Abs. 1 BGB-E), bringt auch die Änderung 
einer Reihe von Vorschriften im Achten Buch Sozial- 
gesetzbuch mit sich. 

Der Vierte Abschnitt des Dritten Kapitels enthält 
bisher Vorschriften über die Pflegschaft und Vor- 
mundschaft für Kinder und Jugendliche. Daneben 
enthält er auch Regelungen für die Gegenvormund- 
schaft und Beistandschaft; wegen der geringen Zahl 
dieser Rechtsinstitute beschränkt sich die Regelung 
meist darauf, daß bestimmte Vorschriften über die 
Pflegschaft und Vormundschaft entsprechend anzu- 
wenden sind. 

Auch wenn künftig die gesetzliche Amtspflegschaft 
abgeschafft wird, so heißt das nicht, daß es keine 
Amtspflegschaft mehr geben wird. § 55 Abs. 1 enthält 
eine Legaldefinition von Amtspflegschaft und Amts- 
vormundschaft: Das Jugendamt wird Pfleger oder 
Vormund in den durch das Bürgerliche Gesetzbuch 
vorgesehenen Fällen. Dazu gehören auch die Fälle 
der bestellten Amtspflegschaft, die es nach der 
Abschaffung der gesetzlichen Amtspflegschaft weiter 
geben wird (§§ 1909, 1915 Abs. 1, § 1791 b BGB). 

Da sich die bisherigen Regelungen im SGB VIII in der 
Hauptsache auf die Amtspflegschaft und Amtsvor- 
mundschaft beziehen, ist im neuen Recht eine aus- 
drückliche Einbeziehung der Beistandschaft notwen- 
dig geworden. Die Führung von Beistandschaften 
wird in Zukunft eine der Hauptaufgaben des Jugend- 
amts darstellen. Daher soll die Bedeutung der Füh- 
rung dieser Geschäfte auch in den §§ 53 ff. ihren 
Niederschlag finden. 

Die Zuständigkeitsregelungen für die Beistandschaft 
lehnen sich weitgehend an das ausführliche Rege- 
lungssystem der §§ 85 ff., das durch das Erste Gesetz 
zur Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
vom 16. Februar 1993 (BGBl. I S. 239) novelliert 
wurde, an. 


Zu Nummer 1 (§ 18) 

Beratung und Unterstützung 

bei der Ausübung der Personensorge 

Das geltende Recht sieht vor, daß die Mutter einen 
Anspruch darauf hat, daß vor der Geburt die Feststel- 
lung der Vaterschaft durch geeignete Ermittlungen 
und sonstige Maßnahmen vorbereitet wird, wenn 
anzunehmen ist, daß ein Kind nichtehelich geboren 
wird. Eine solche Regelung ist notwendig, da bisher 
weder der Amtsvormund noch der Amtspfleger vor 
der Geburt des Kindes tätig werden konnten; sowohl 
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Amtspflegschaft als auch Amtsvormundschaf t werden 
erst mit der Geburt eines nichtehelichen Kindes wirk- 
sam, Damit gibt es gegenwärtig vor der Geburt 
folgende Hilfsmöglichkeiten: 

— Ermittlungen und sonstige Maßnahmen durch das 
Jugendamt nach § 18 Abs. 2, 

— die Bestellung eines Pflegers für eine Leibesfrucht 
nach § 1912 BGB. 

Der Entwurf sieht vor, daß bereits vor der Geburt des 
Kindes eine Beistandschaft beantragt werden kann 
(§ 1713 BGB-E) und diese auch vor der Geburt 
wirksam wird (§ 1714 Satz 1 BGB-E). Damit kann die 
werdende Mutter — auch wenn sie in der Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt ist — eine Beistandschaft wirk- 
sam beantragen (§ 1713 Abs. 2 Satz 2 BGB-E). Für eine 
geschäftsunfähige werdende Mutter kann ihr gesetz- 
licher Vertreter den Antrag stellen (§ 1713 Abs. 2 
Satz 3 BGB-E). Diese Regelung bewirkt eine Verbes- 
serung gegenüber § 18 Abs. 2, da nunmehr das 
Jugendamt mit Vertretungsmacht für das Kind han- 
deln und beispielsweise schon seine Zustimmung als 
gesetzlicher Vertreter des Kindes zur Vaterschafts- 
anerkennung (§ 1600c Abs. 1, § 1600d Abs. 2 Satz 1 
BGB) geben kann. 

Der bisherige § 18 Abs. 1 Satz 2 wird aus systemati- 
schen Gründen zu Absatz 4. Die Absätze 1 bis 3 
enthalten nur Ansprüche von Müttern und Vätern. 
Diese Regelung soll nicht durch den Anspruch junger 
Volljähriger, der bisher in § 18 Abs. 1 Satz 2 enthalten 
ist, unterbrochen werden. 


Zu Nummer 2 (3. Kapitel, 4. Abschnitt) 

Beistandschaft, Pflegschaft und Vormundschaft 
für Kinder und Jugendliche 

Schon in der Überschrift des 4. Abschnitts des 3. Ka- 
pitels soll zum Ausdruck kommen, daß künftig die 
Führung der Beistandschaft eine der Hauptaufgaben 
der Jugendämter darstellen wird. 


Zu Nummer 3 (§ 52 a) 

Beratung und Unterstützung von Müttern 
nichtehelicher Kinder 

Über das Beratungsangebot von § 18 hinaus soll nach 
dem Entwurf eine Verpflichtung des Jugendamts 
normiert werden, Mütter von nichtehelichen Kindern 
über 

1. die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung, 

2. die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft festgestellt 
werden kann, insbesondere bei welchen Stellen 
ein Vaterschaftsanerkenntnis abgegeben werden 
kann, 

3. die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Erfüllung 
von Unterhaltsansprüchen oder zur Leistung einer 
an Stelle des Unterhalts zu gewährenden Abfin- 
dung nach § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 beurkunden zu 
lassen, 


4. die Möglichkeit, eine Beistandschaft zu beantra- 
gen sowie über die Rechtsfolgen einer solchen 
Beistandschaft 

zu informieren. 

Dabei soll nicht die Beistandschaft im Vordergrund 
stehen, aber andererseits deutlich gemacht werden, 
daß für Mütter, die mit der Feststellung der Vater- 
schaft und der Geltendmachung von Unterhaltsan- 
sprüchen für das Kind Schwierigkeiten haben oder 
aus sonstigen Gründen die Hilfe des Jugendamts 
wünschen, jederzeit die Möglichkeit besteht, eine 
Beistandschaft zu beantragen. 

Das Jugendamt hat der Mutter ein persönliches 
Gespräch anzubieten. Das Gespräch soll in der Regel 
in der persönlichen Umgebung der Mutter stattfinden, 
wenn diese es wünscht (siehe hierzu oben unter J VII 9 
des Allgemeinen Teils der Begründung). 

Falls das Jugendamt davon Kenntnis hat, daß ein Kind 
nichtehelich geboren wird, kann es die werdende 
Mutter schon vor der Geburt nach § 53a Abs. 1 E 
informieren (§ 53 a Abs. 2 E). 

Diese Unterrichtungspflicht des Jugendamts soll im 
Abschnitt über Beistandschaft, Pflegschaft und Vor- 
mundschaft für Kinder und Jugendliche und nicht im 
Abschnitt „Leistungen der Jugendhilfe" geregelt wer- 
den, um klarzustellen, daß hier nicht nur ein Anspruch 
auf Beratung und Unterstützung besteht, sondern daß 
das Jugendamt von sich aus auf die Mütter nichtehe- 
licher Kinder zugehen soll, um sie frühzeitig zu 
informieren und so insbesondere die Feststellung der 
Vaterschaft sicherzustellen. 


Zu Nummer 4 (§ 53) 


Beratung und Unterstützung 
von Pflegern und Vormündern 

§ 53 betrifft die Verpflichtung des Jugendamts, dem 
Vormundschaftsgericht Personen und Vereine vorzu- 
schlagen, die sich im Einzelfall als Pfleger oder 
Vormund eignen, sowie Pfleger und Vormünder zu 
beraten. Die in § 53 Abs. 4 enthaltene Verweisung ist, 
soweit sie die Beistahdschaft betrifft, künftig entbehr- 
lich. 


Zu Nummer 5 (§ 54) 


Erlaubnis zur Übernahme 
von Vereinsvormundschaften 

Da nach künftigem Recht nur mehr das Jugendamt, 
nicht aber ein rechtsfähiger Verein Beistand sein soll, 
kommt auch eine solche Erlaubniserteilung durch das 
Landesjugendamt nicht mehr in Betracht. 
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Zu Nummer 6 (§ 55) 

Beistandschaft, Amtspflegschaft 
und Amtsvormundschaft 

Das geltende Recht enthält in § 55 Abs. 1 eine Legal- 
definition von Amtspflegschaft und Amtsvormund- 
schaft: Das Jugendamt wird Pfleger oder Vormund in 
den durch das Bürgerliche Gesetzbuch vorgesehenen 
Fällen. Um die künftige Bedeutung der Führung der 
Beistandschaft zu unterstreichen, soll in § 55 aus- 
drücklich die Tätigkeit des Jugendamts als Bei- 
stand aufgenommen werden. In Absatz 2 wird ver- 
deutlicht, daß das Jugendamt auch die Ausübung 
der Aufgaben des Beistands einzelnen seiner Beam- 
ten oder Angestellten überträgt und die Übertragung 
zu den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung 
gehört. 

Eine Bezeichnung der durch das Jugendamt geführ- 
ten Beistandschaft beispielsweise als „Amtsbeistand- 
schaft" ist entbehrlich, da im Gegensatz zur Pfleg- 
schaft oder Vormundschaft bei der Beistandschaft nur 
das Jugendamt Beistand werden kann (§ 1712 Abs. 1 
BGB-E), 

Es wurde im Entwurf darauf verzichtet, eine ausdrück- 
liche Qualifikation für Beamte oder Angestellte, die 
die Aufgaben des Beistands ausüben, festzulegen. Bei 
dem Personenkreis, der künftig im Rahmen der Bei- 
standschaft tätig wird, ist aber insbesondere an dieje- 
nigen zu denken, die bisher mit der Ausführung der 
Amtspflegschaft betraut waren. Dies ist vor aUem 
deshalb sinnvoll, weil der bisher zur Amtspflegschaft 
gehörende Aufgabenkreis zu einem großen Teil mit 
dem Aufgabenkreis der künftigen Beistandschaft 
identisch ist. Hier köimen die Erfahrungen, die 
Beamte und Angestellte als Amtspfleger gewormen 
haben, in sinnvoller und für das Wohl des Kindes 
förderlicher Weise weiter genutzt werden. 


Zu Nummer 7 (§ 56) 

Führung der Beistandschaft, der Amtspflegschaft 
und der Amtsvormundschaft 

Bei der Beistandschaft wird es sich künftig um eine der 
Hauptaufgaben des Jugendamts handeln. Dies soll 
dadurch zum Ausdruck kommen, daß sich künftig § 56 
unmittelbar (und nicht nur durch Verweisung in § 58) 
auf die Beistandschaft bezieht. 

§ 56 Abs. 2 und 3 müssen nicht auf die Tätigkeit des 
Jugendamts als Beistand ausgedehnt werden. § 56 
Abs, 2 enthält die Tatbestände, bei denen das Jugend- 
amt als Amtspfleger oder Amtsvormund von den 
Beschränkungen des Einzelpflegers und Einzelvor- 
munds im Rahmen der Vermögenssorge befreit ist. Als 
Beistand wird das Jugendamt nur bei der Feststellung 
der Vaterschaft und der Geltendmachung von Unter- 
haltsansprüchen, also nur bei der Personen- und nicht 
bei der Vermögenssorge, tätig. Auch § 56 Abs. 3, der 
eine möglichst einfache und zweckmäßige Verwal- 
hmg der Mündelgelder ermögUcht, braucht nicht auf 
die Beistandschaft erstreckt zu werden, da das 


Jugendamt die im Rahmen seiner Tätigkeit als Bei- 
stand erlangten Unterhaltsbeträge entweder an die 
Mutter weiterleiten muß oder, soweit sich das Kind bei 
einem Dritten entgeltlich in Pflege befindet, den 
Dritten aus dem vom Unterhaltspflichtigen Geleiste- 
ten direkt befriedigen kann. Eine Anlage des als 
Unterhalt Geleisteten ist nicht vorgesehen. 

Schließlich war auch § 56 Abs. 4 nicht zu ändern. 
Durch die regelmäßige Verpflichtung des Jugend- 
amts, die Notwendigkeit einer Fortführung der Amts- 
pflegschaft oder Amtsvormundschaft zu überprüfen, 
soll die vom Gesetzgeber gewünschte stärkere In- 
anspruchnahme von Einzelpersonen oder Verei- 
nen für die Aufgaben des Pflegers oder des Vor- 
munds gefördert werden. Da nur das Jugendamt 
Beistand werden kann, ist deshalb eine Übertragung 
der Beistandschaft auf Einzelpersonen oder Vereine 
nicht möglich und daher eine solche Überprüfungs- 
pflicht unnötig. 


Zu Nummer 8 (§ 57) 


Mitteilungspflichten des Standesbeamten 

Nach geltendem Recht ist vorgesehen, daß der 
Standesbeamte dem Vormundschaftsgericht unter 
anderem die Geburt eines nichtehelichen Kindes 
anzuzeigen hat. Diese Pflicht des Standesbeam- 
ten aus § 48 FGG wird durch § 57 dahin gehend 
modifiziert, daß die nach § 48 FGG zu erstattende 
Anzeige unverzüglich dem Jugendamt zu übersenden 
ist. Das Jugendamt hat die Anzeige an das Vormund- 
schaftsgericht weiterztdeiten und ihm den Eintritt der 
Pflegschaft oder Vormundschaft mitzuteüen (§ 57 
Satz 3), 

Aus Gründen der Rechtsklarheit sieht der Entwurf 
nunmehr eine Streichung der Verpflichtung des Stan- 
desbeamten, die Geburt eines nichtehelichen Kindes 
dem Vormunds chaftsgericht zu melden, in § 48 FGG 
vor. Vielmehr soll die Mitteilungspflicht des Standes- 
beamten mm einheitlich und unmißverständlich in 
§ 57 Satz 1 E geregelt werden. Nach der Konzeption 
des Entwurfs soll das rehgiöse Bekenntnis der Mutter 
nur mehr dann angegeben werden, weim die Mutter 
minderjährig ist und deshalb eine gesetzliche Amts- 
vormundschaft eintritt (§ 1791 c BGB). Bei der Füh- 
rung der Vormundschaft kann das religiöse Bekeimt- 
nis oder die Weltanschauung des Mündels und seiner 
Familie von Bedeutung sein (siehe etwa § 1801 Abs. 2 
BGB), 

In anderen Fällen ist die Mitteilung des religiösen 
Bekenntnisses der Mutter nicht nötig, da es bei 
der Führung der Beistandschaft wegen des einge- 
schränkten Aufgabenkreises künftig nicht mehr 
auf das religiöse Bekenntnis ankommen wird. Der 
Geburtseintrag ist ohnehin nicht immer vollstän- 
dig, da nach § 21 Abs. 1 Nr. 1 PStG die rechtliche 
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit der Eltern zu 
einer Kirche nur mit ihrem Einverständnis eingetra- 
gen wird. 


48 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7011 


Zu Nummer 9 (§ 57 a) 

Mitteilungen bei einer Beistandschaft 

In § 57 a E sollen einheitlich die Mitteilungspflichten 
des Jugendamts geregelt werden. Wie nach gelten- 
dem Recht soll zum einen der Eintritt der Vormund- 
schaft dem Vormundschaftsgericht mitgeteilt werden. 
Die Tatsache allein, daß ein Kind nichtehelich gebo- 
ren ist, soll nicht mehr ohne weiteres an das Vormimd- 
schaftsgericht weitergegeben werden, da an die 
nichteheliche Geburt als solche keine Aufgaben des 
Vormimdschaftsgerichts geknüpft sind. Erst wenn 
eine Beistandschaft beantragt wurde, muß das Vor- 
mundschaftsgericht über den Eintritt der Beistand- 
schaft informiert werden, damit es seinen Fürsorge- 
und Aufsichtspflichten nach § 1716 Satz 2 BGB-E, 
§ 1915 Abs. 1, §§ 1837 ff. BGB nachkommen kann. Bei 
Beendigung der Beistandschaft auf Verlangen des 
Antragstellers (§ 1715 Abs. 1 Satz 1 BGB-E) ist das 
Vormimdschaftsgericht darüber zu informieren, da 
dieses Verlangen nur an das Jugendamt gerichtet 
werden muß imd das Vormimdschaftsgericht auch 
nicht auf andere Weise — wie etwa bei Volljährigkeit 
des Kindes — diesen Beendigungsgrund ersehen 
kaim. 


Zu Nummer 10 (§ 58) 

Gegenvormundschaft des Jugendamts 

Da die Regelungen über die Beistandschaft unmittel- 
bar in die Vorschriften des Vierten Abschnitts auf ge- 
nommen werden sollen, ist die Verweisung in § 58 
entbehrlich. 


Zu Nummer 11 (§ 85) 

Sachliche Zuständigkeit 

Nach der Konzeption des Entwurfs kann nur mehr das 
Jugendamt Beistand werden. Daher ist die Erteilung 
der Erlaubnis zur Übernahme einer Beistandschaft in 
§ 54 und damit auch die diesbezüghche Zuständigkeit 
des überörtiichen Trägers nach § 85 Abs. 2 Nr. 10 
entbehrüch. 


Zu Nummer 12 (§ 87 c) 

Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, für 
die Amtspflegschaft und die Amtsvormundschaft 

Schon in der Überschrift soll zum Ausdruck kommen, 
daß die Führung der Beistandschaft einen großen Teil 
der Arbeit der Jugendämter einnehmen wird. 

In Absatz 1 ist das Wort „Pflegschaften" zu streichen, 
da nach der Abschaffung der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft keine Pflegschaft mehr mit der Geburt eines 
nichtehelichen Kindes kraft Gesetzes eintritt. Das 
gleiche gilt für Absatz 2, da hier die Konzeption einer 
gesetzlichen Amtspflegschaft zugrunde gelegt ist. 


Durch die Verweisung in § 87 c Abs. 5 Satz 1 auf 
Absatz 1 Satz 1 und 3 soll sicher gestellt werden, daß 
das Jugendamt zuständig ist, in dessen Bereich die 
Mutter ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder hilfs- 
weise ihren tatsächlichen Aufenthalt hat. Durch die 
Aufspaltung in „Beratung und Unterstützung nach 
§ 52 a" und „Beistandschaft" soll klargestellt werden, 
daß nicht zwangsläufig das Jugendamt, das nach 
§ 52 a zur Unterrichtung verpflichtet ist, auch das 
Jugendamt ist, das später die Beistandschaft führt. 
Dies ist etwa in den Fällen bedeutsam, in denen die 
Mutter nach der Beratung und Unterstützung nach 
§ 52 a und vor der Beantragung einer Beistandschaft 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt wechselt. Für den 
Aufenthaltswechsel bei bestehender Beistandschaft 
gilt Absatz 5 Satz 2. 


Zu Nummer 13 (§ 87 d) 

Örtliche Zuständigkeit für weitere Aufgaben 
im Vormundschaftswesen 

In § 87 d soll in Absatz 1 und in Absatz 2 jeweils die 
Verweisung auf die Beistandschaft gestrichen wer- 
den, da künftig nur mehr das Jugendamt Beistand sein 
kann und daher die Aufgaben nach den §§53 und 54 
für die Beistandschaft entfallen. Damit entfällt auch 
die Notwendigkeit für eine Regelung der örtlichen 
Zuständigkeit. 


Zu Nummer 14 (§ 99) 

Erhebungsmerkmale 

Schließhch muß bei der Kinder- und Jugendhilfe- 
statistik der Abschaffung der gesetzlichen Amts- 
pflegschaft und der Neuordnung des Instituts der 
Beistandschaft Rechnung getragen werden. Künf- 
tig soll Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen 
über die Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft sowie 
Beistandschaft die Zahl der Kinder- und Jugendlichen 
unter 

— gesetzlicher Amtsvormundschaft, 

— bestellter Amtsvormundschaft, 

— bestellter Amtspflegschaft sowie 

— Beistandschaft, 

geghedert nach Geschlecht, Art des Tätigwerdens des 
Jugendamts sowie nach deutscher und ausländischer 
Staatsangehörigkeit, sein. Diese Regelung in Ab- 
satz 4, die im wesen thchen dem geltenden Recht folgt, 
trägt der Abschaffung der gesetzlichen Amtspfleg- 
schaft Rechnung. 


Zu Artikel 4 (Änderung 

sonstigen Bundesrechts) 

Die Rechtsordnung verwendet in vielen Gesetzen die 
Bezeichnung „Beistand". Im Prozeßrecht ist der Bei- 
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stand eine von der Partei oder den Beteiligten hinzu- 
gezogene Person, die in der Verhandlung neben ihr 
oder ihrem Prozeßbevoilmächtigten auftritt und das 
Wort ergreifen kann. Er ist in allen Verfahrensordnun- 
gen vorgesehen (vgl. § 90 ZPO, § 67 VGWO, § 62 
Abs. 1 FGO, § 73 Abs. 5, 6 SGG, § 13 FGG). Diese 
Regelungen, die den Beistand betreffen, werden 
durch den Entwurf nicht berührt. 


Zu § 1 (Reichs- imd Staatsangehörigkeitsgesetz) 

Nach § 19 Abs. 2 Satz 2 bedarf die Mutter zu dem 
Antrag auf Entlassung des Kindes aus der Staatsange- 
hörigkeit der Genehmigimg des Beistands, wenn sich 
der Wirkungskreis eines der Mutter bestellten Bei- 
stands auf die Sorge für die Person des Kindes 
erstreckt. Die Formulierung dieser Vorschrift beruht 
noch auf der Beistandschaft alten Rechts, die die 
Bestellung eines Beistandes nur für die Mutter eines 
ehelichen Kindes vorsah. Nachdem ein Beistand nach 
geltendem Recht gemäß § 1685 Abs. 1 BGB jedem 
personensorgeberechtigten Eltemteil bestellt werden 
kann, gilt die Beschränkung des Antragsrechts nach 
allgemeiner Meimmg auch für den Vater, soweit ein 
Beistand bestellt ist. Diese Vorschrift kann gestrichen 
werden, da durch die Beistandschaft neuen Rechts die 
elterliche Sorge nicht eingeschränkt werden soll 
(§ 1716 Satz 1 BGB-E). 


Zu § 2 (Zivilprozeßordnung) 

Der Entwurf sieht vor, daß durch die Beistandschaft 
die elterliche Sorge nicht eingeschränkt wird (§ 1716 
Satz 1 BGB-E). Um zu verhindern, daß in einem Prozeß 
durch den sorgeberechtigten Eltemteil und durch das 
Jugendamt widerstreitende Erklänmgen abgegeben 
werden, soll die Vertretimg durch das Jugendamt den 
Vorrang haben mit der Folge, daß der sorgeberech- 
tigte Eltemteil insoweit die Fähigkeit verliert, den 
Prozeß als gesetzlicher Vertreter des Kindes zu führen 
(§ 53 a E) . Dies gilt sowohl, wenn das Jugendamt klagt, 
als auch, wenn es an Stelle des sorgeberechtigten 
Eltemteils in den Prozeß eintritt. Diese teilweise 
Einschränkimg der gesetzlichen Vertrehmgsmacht 
des sorgeberechtigten Eltemteils ist hinnehmbar, da 
dieser jederzeit die Beendigung der Beistandschaft 
verlangen kann (§ 1715 Abs. 1 Satz 1 BGB-E). 


Zu § 3 (Kostenordnimg) 

Zu Nummer 1 (§ 92) 

Vormundschaft, Dauerbetreuung, 

-Pflegschaft und -beistandschaft 

Die Streichimg ist durch die Aufhebung des § 1710 
bedingt; einen weiteren Fall, in dem kraft Gesetzes 
eine Vormimdschaft in eine Pflegschaft übergeht, 
kennt das Gesetz nicht. 


Zu Nummer 2 (§ 94) 

Einzelne Verrichtungen des Vormimdschaftsgerichts 
und des Familiengerichts 

Die Verweisung auf § 1689 entfällt, da diese Vorschrift 
aufgehoben wird. Eine vergleichbare Tätigkeit des 
Gerichts (Mitwirkung bei der Aufnahme eines Vermö- 
gensverzeichiüsses) ist nach neuem Recht nicht mehr 
vorgesehen. 


Zu § 4 (Einführungsgesetz 

zum Bürgerlichen Gesetzbuche) 

Zu Nummer 1 (Artikel 222) 

Übergangsvorschrift zum Beistandschaftsgesetz 

Übergangsvorschriften sind sowohl bei den bisheri- 
gen gesetzlichen Amtspflegschaften als auch bei den 
Beistandschaften nach bisherigem Recht notwendig. 

Gesetzliche Amtspflegschaften werden grundsätzlich 
zu Beistandschaften nach den §§ 1712 bis 1717 
BGB-E. Der bisherige Amtspfleger wird nach Arti- 
kel 222 Abs. 1 Satz 2 E Beistand. Soweit das Vormxmd- 
schaftsgericht dem Jugendamt als Beistand die Gel- 
tendmachung von Unterhaltsansprüchen oder die 
Vermögenssorge nach § 1690 Abs. 1 BGB übertragen 
hat, werden diese Beistandschaften ebenfalls zu Bei- 
standschaften nach den §§ 1712 bis 1717 BGB-E 
(Artikel 222 Abs. 2 Satz 1 E). 

Zeitlich begrenzte Übergangsvorschriften sind für 
folgende Fallkonstellationen notwendig: 

— Anders als bisher bei den gesetzlichen Amtspfleg- 
schaften sollen nach neuem Recht „alle sonstigen 
Angelegenheiten, die die Feststellxmg oder Ände- 
nmg des Eltem-Kindes-Verhältnisses oder des 
Familiennamens des Kindes betreffen" (§ 1706 
Nr. 1 BGB), sowie „die Regelung von Erb- und 
Pflichtteilsrechten, die dem Kind im Falle des 
Todes des Vaters imd seiner Verwandten zuste- 
hen" (§ 1706 Nr. 3 BGB), nicht mehr zum Aufga- 
benkreis des Jugendamts als Beistand gehören. 

— Im Gegensatz zur Beistandschaft des geltenden 
Rechts kann künftig auch nicht mehr die Vermö- 
genssorge ganz oder teilweise auf das Jugendamt 
übertragen werden. 

— Schließlich können nach bisherigem Recht nicht 
nur Jugendämter, sondern auch Vereine imd Ein- 
zelpersonen als Beistände bestellt werden. Nach 
§ 17 12 Abs. 1 BGB-E wird in Zukunft nur mehr das 
Jugendamt Beistand. 

Um Übergangsschwierigkeiten in den oben genann- 
ten Fällen zu vermeiden, sieht der Entwurf vor, daß 
erst etwa sechs Monate nach Inkrafttreten des Geset- 
zes andere als die in § 1712 Abs. 1 BGB-E bezeichne- 
ten Aufgaben wegfallen (Artikel 222 Abs. 1 Satz 3 
Halbsatz 2, Abs. 2 Satz 2 i. V. m. Abs. 1 Satz 3 Halb- 
satz 2 E) und Beistandschaften, die nicht vom Jugend- 
amt geführt werden, erst zu diesem Zeitpunkt enden 
(Artikel 222 Abs. 3 i. V. m. Abs. 2 E). 
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Die elterliche Sorge der Mutter eines nichtehelichen 
Kindes wird durch diese Übergangsvorschriften nicht 
mehr in unnötiger Weise beeinträchtigt, da die Mutter 
mit Inkrafttreten dieses Gesetzes die uneinge- 
schränkte Sorge erhält (§ 1716 Satz 1 BGB-E); zudem 
kann sie jederzeit das Ende der Beistandschaft verlan- 
gen (§ 1715 Abs. 1 Satz 1 BGB-E). 

Beistandschaften, die vom Jugendamt geführt werden 
und bei denen weder die Geltendmachung von Unter- 
haltsansprüchen noch die Vermögenssorge nach 
§ 1690 Abs. 1 BGB übertragen wurde, sollen am Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes enden (Artikel 222 
Abs. 2 Satz 3 E). 


Zu Nummer 2 (Artikel 230) 

Umfang der Geltung; Inkrafttreten 

Im sechsten Teil des EGBGB ist das Inkrafttreten imd 
das Übergangsrecht aus Anlaß der Einführung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und des EGBGB im Bei- 
trittsgebiet geregelt. Nach Artikel 230 Abs. 1 gelten 
unter anderem die §§ 1706 bis 1710 BGB im Beitritts- 
gebiet nicht. Da durch den Entwurf die §§ 1706 bis 
1710 BGB aufgehoben werden, ist diese Regelimg in 
Artikel 230 Abs. 1 entbehrlich. 


Es handelt sich insoweit um eine vorläufige Fassung 
des Änderungsbefehls. Wie die Fassimg letztlich aus- 
sehen könnte, wird vom Ausgang des Gesetzge- 
bimgsverfahrens zum Kündigungsfristengesetz (Bun- 
destags-Drucksache 12/4902) abhängen, in dessen 
Rahmen § 622 BGB neu gefaßt werden soll (vgl. dort 
Artikel 2, 6 des Gesetzentwurfs). 


Zu § 5 (Soldatengesetz) 

In § 21 Satz 1 ist imter anderem geregelt, daß der 
Soldat zur Übernahme des Amtes eines Beistands der 
Genehmigung seines Disziplinarvorgesetzten bedarf. 
Da nach künftigem Recht nur mehr das Jugendamt, 
nicht aber Einzelpersonen Beistand werden können, 
ist ein solches Genehmigimgserfordemis überflüs- 
sig. 


Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrcdttreten des Geset- 
zes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr, 01 — neu — (§ 1600c Abs. 3 
— neu — BGB) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 01 
einzufügen: 

,01. Dem § 1600 c wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Die Zustimmimg ist schon vor der 
Geburt des Kindes zulässig. " ' 

Begründung 

Aus der Neuregelimg der Beistand schaft in den 
§§ 1712ff. BGB geht hervor, daß auch schon vor der 
Geburt eines Kindes für die Feststellung der Vater- 
schaft ein Beistand für das Kind beantragt werden 
kann. Nach der Begründung des Entwurfs (S. 33) 
sollen die im Gesetzentwxirf vor geschlagenen 
Regelungen eine wirksame Vaterschaftsanerken- 
nung schon vor der Geburt ermöglichen, und zwar 
ohne daß es der Bestellung eines Leibesfruchtpfle- 
gers nach § 1912 BGB bedürfe. Dies geschehe 
dadurch, daß in allen Fällen die nach § 1600 b 
Abs. 2 BGB erforderliche Zustimmung des Kindes 
zur Vaterschaftsanerkennung entweder durch 
Erklärung der Mutter selbst oder durch einen 
Beistand möglich sei. 

Diese Auffassung trifft nicht zu, da das Kind noch 
nicht existiert und infolgedessen auch noch nicht 
vertreten werden kann. Um die Zustimmung des 
Kindes, vertreten durch seine Mutter, einen Bei- 
stand oder einen Leibesfruchtpfleger schon vor der 
Geburt zu ermöglichen, ist es daher erforderlich, 
in § 1600 c BGB entsprechend der Regelung in 
§ 1600b Abs. 2 BGB klarzustellen, daß die Zustim- 
mung des Kindes, vertreten durch die Kindesmut- 
ter, einen Beistand oder einen Pfleger schon vor der 
Geburt zulässig und möglich ist. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1713 Abs. 1 Satz 3 
— neu — BGB) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist dem § 1713 Abs. 1 folgender 
Satz anzufügen: 

„Der Antrag kann auch von einem nach § 1776 
berufenen Vormund gestellt werden. " 

Begründung 

In der Begründung des Entwurfs zu § 1713 BGB 
wird angeführt, daß bei einer bestellten Vormund- 
schaft der Vormund und Pfleger so auszuwählen 
ist, daß er das Kind selbst vertreten kann. Das hätte 
zur Folge, daß einem/r nach § 1776 Berufenen die 
Vormundschaft nicht übertragen werden kann, 
wenn er/sie das Kind in Vaterschaftsfeststellungs- 


klagen oder Unterhaltsklagen nicht selbst vertre- 
ten kann. Die vorgeschlagene Änderung stellt 
einerseits klar, daß auch zukünftig ein nach § 1776 
als Vormimd Berufener oder eine Berufene nur aus 
den in § 1778 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 BGB genannten 
Gründen ohne seine/ihre Zustimmung übergan- 
gen werden darf. Andererseits eröffnet sie Vor- 
mündern, die aufgrund letztwilliger Verfügimg der 
Eltern bzw. eines Eltemteils berufen wurden — und 
somit nicht aufgrund eigener Planung, sondern 
wegen eines Todesfalls plötzlich zur Elternschaft 
gelangt sind — , die Möglichkeit, bei der Feststel- 
lung der Vaterschaft und bei Unterhaltsklagen 
staatliche Hilfe in Anspruch zu nehmen. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1715 Abs. 2 BGB) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist § 1715 Abs. 2 wie folgt zu 
fassen: 

„(2) Die Beistandschaft endet auch, sobald 

1 . der Antragsteller keine der in § 17 13 genannten 
Voraussetzimgen mehr erfüllt, 

2. die Vaterschaft fest gestellt und die Regelung 
des Unterhalts erreicht ist und die Unterhalts- 
pflicht über die Dauer eines Jahres regelmäßig 
erfüllt worden ist, 

3. der Antragsteller unbekannten Aufenthaltes 
ist, 

4. das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland begründet hat. Dies gilt für die Bei- 
standschaft vor Geburt des Kindes entspre- 
chend. " 

Begründung 

Die Beistandschaft sollte auch dann beendet wer- 
den, wenn die Vaterschaft festgestellt ist und 
titiüierte Zahlungsansprüche erfüllt bzw. Unter- 
haltszahlungen ein Jahr seit ihrer Festlegung 
regelmäßig geleistet worden sind. Dieser Vor- 
schlag folgt der Überlegung, daß der Zweck der 
Beistandschaft mit der Feststellung der Vaterschaft 
und der Regelung des Unterhalts erreicht ist und 
die regelmäßige Erfüllung der Unterhaltsverpfüch- 
tungen über die Dauer eines Jahres erwarten läßt, 
daß der Unterhaltspflichtige auch künftig leisten 
wird. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt Säumig- 
keit auftreten, kaim der unterstützte Eltemteil die 
Beistandschaft durch einen neuen Antrag wieder 
aufleben lassen. 

Verzieht der Antragsteller unbekannten Aufent- 
haltes, entfällt die Notwendigkeit einer Fortfüh- 
nmg der Beistandschaft. Gleiches gilt, wenn das 
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Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt in das Aus- 
land verlegt hat. 


4, Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1716 Satz 2, 3 und 4 
— neu — BGB) und 
Artikel 3 Nr. 9 (§ 57 a SGB VIII) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist § 1716 Satz 2 durch folgende 
Sätze zu ersetzen: 

„Im übrigen gelten die Vorschriften über die Pfleg- 
schaft mit Ausnahme derjenigen über die Rech- 
nungslegimg sinngemäß. Das Vormundschaftsge- 
richt führt die Aufsicht über das Jugendamt nur 
insoweit, als es auf Antrag des Kindes gegen ein 
pflichtwidriges Verhalten des Jugendamts ein- 
schreitet. §§ 1791, 1791c Abs. 3, § 1915 Abs. 1 sind 
nicht anzuwenden. " 

Als Folge ist in Artikel 3 Nr. 9 § 57 a wie folgt zu 
fassen: 

„§57a 

Mitteilungspflichten des Jugendamts 

Das Jugendamt hat dem Vormundschaftsgericht 
unverzüglich den Eintritt einer Vormundschaft mit- 
zuteilen. " 


Begründung 

Der Wirkungskreis des Jugendamts bei der neuge- 
regelten Beistandschaft erfordert keine allgemeine 
Aufsicht des Vormundschaftsgerichts. Nachdem 
das Jugendamt aufgrund zutreffender Erwägun- 
gen nicht mehr zur Rechnungslegung verpflichtet 
ist, wird in der Regel die allgemeine behördliche 
Aufsicht ausreichen. Um die ansonsten notwendige 
Eröffnung eines Rechtswegs vor dem Verwaltimgs- 
gericht zu vermeiden, soll das Vormundschaftsge- 
richt auf Antrag der Kinder in Fällen pflichtwidri- 
gen Verhaltens des Jugendamts einschr eiten kön- 
nen. 

Es ist dann auch nicht erforderlich, daß das Vor- 
mundschaftsgericht dem Jugendamt den Eintritt 
der Beistandschaft bescheinigt (vgl. § 1791 c BGB). 
Nachdem die Beistandschaft auf Antrag eines 
Eltemteils eintritt, erscheint es ausreichend, wenn 
das Jugendamt selbst eine Bestätigung über den 
gestellten Antrag und die damit verbundenen 
Rechtsfolgen ausstellt. Auch hierin läge eine Entla- 
stimg der Vormundschaftsgerichte von einer sach- 
lich nicht gebotenen Routinetätigkeit. 

Entfällt die Aufsicht des Vormundschaftsgerichts 
über das Jugendamt als Beistand in der bisherigen 
Form, bedarf es keiner Mitteilung des Eintritts oder 
der Beendigung einer Beistandschaft gemäß § 57 a 
SGB VIII. Das betroffene Kind kann sich in den dem 
Vormundschaftsgericht nun vorbehaltenen Fällen 
mit einem Antrag direkt an das Vormundschaftsge- 
richt wenden. 


5. Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 52a Abs. 1 SGB VIII) 

In Artikel 3 Nr. 3 ist § 52 a Abs. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„(1) Das Jugendamt hat unverzüglich nach der 
Geburt eines nichtehelichen Kindes der Mutter 
Beratung und Unterstützung bei der Vaterschafts- 
feststellimg imd der Geltendmachung von Unter- 
haltsansprüchen des Kindes anzubieten. Hierbei 
hat es insbesondere auf die Bedeutung der Vater- 
schaftsfeststellung für das Kind und die Möglich- 
keit, eine Beistandschaft zu beantragen, hinzuwei- 
sen und der Mutter ein persönliches Gespräch 
anzubieten." 

Begründung 

Die sehr detaillierte inhaltliche Ausgestaltung der 
Beratung und Unterstützung von Müttern nicht- 
ehelicher Kinder nach § 52 a Abs. 1 SGB VIII sollte 
auf eine allgemeine Hinweispflicht insbesondere 
über die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung 
für das Kind imd die Möglichkeit einer freiwilligen 
Beistandschaft reduziert werden. Kein anderes 
Beratungsangebot des KJHG wird in einer solch 
ausdifferenzierten Art und Weise beschrieben. 
Vielmehr sind die Mitarbeiter von Jugendämtern 
erfahren genug, einer gesetzlichen Aufklärungs- 
pflicht in ausreichendem Umfang und entspre- 
chend den gesetzgeberischen Intentionen nachzu- 
kommen. 

Des weitem erscheint ein Gesprächsangebot des 
Jugendamts in der Umgebung der Mutter (Haus- 
besuch) angesichts des damit verbundenen hohen 
Zeit- und Reisekostenaufwands überzogen. Die 
Jugendämter sollten vielmehr einen Standardbrief 
mit den wesentlichen Informationen entwickeln 
und zugleich zu einem persönlichen Gespräch 
einladen. 

Dieses Anliegen entspricht auch einem Petittim der 
Kommunalen Spitzenverbände, die sogar die Auf- 
fassung vertreten, daß die beabsichtigte Fassung 
des § 52 a SGB VIII gegen das Recht der kommu- 
nalen Selbstverwaltung verstoßen würde. Der 
Gesetzgeber hätte lediglich die Möglichkeit, die 
Kommunen grundsätzlich zur AufgabenerfüUimg 
zu verpflichten. In welcher Weise und mit welchen 
Methoden dies geschehe, müsse unter fachlicher 
Abwicklung des Einzelfalls dem jeweiligen örtli- 
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe überlas- 
sen bleiben. 


6. Zu Artikel 3 Nr. 8 (§ 57 SGB VIII) und 

Artikel 4 § 6 — neu — (§ 21 a — neu — 

PStG) 

a) In Artikel 3 Nr. 8 ist § 57 wie folgt zu fassen: 
„§57 

Prüfungspflicht des Jugendamts 

Erhält das Jugendamt eine Mitteilung des 
Standesbeamten nach § 21 a Abs. 2 Personen- 
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Standsgesetz, so prüft es, ob Maßnahmen nach 
§ 50 Abs. 3 Satz 1 erforderlich sind." 


b) In Artikel 4 ist nach § 5 folgender § 6 anzufü- 
gen: 


,§ 6 

Änderung des Personenstandsgesetzes 


Nach § 21 des Personenstandsgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 211-1, veröffentlichten bereinigten Fas- 
simg, das zuletzt durch . . . geändert worden ist, 
wird folgender § 21a eingefügt: 

«§ 21a 


(1) Der Standesbeamte hat die Geburt eines 
nichtehelichen Kindes unverzüglich dem Ju- 
gendamt anzuzeigen; die Anzeige darf nur fol- 
gende Daten enthalten: 

1 . Vor- xmd Famüiermame sowie Geburtsdatum 
des Kindes, 


2. Vor- und Familieimame sowie Anschrift 
(Haupt- oder alleinige Wohnimg) der Mut- 
ter. 


Ist die Mutter mindeijährig, so ist ihr religiöses 
Bekeimtnis anzugeben, wenn es im Geburtsein- 
trag enthalten ist. 

(2) Ist nach Ablauf eines Jahres nach der 
Geburt des Kindes dessen Vater noch nicht am 
Rande des Geburtseintrags im Geburtenbuch 
vermerkt, so hat der Standesbeamte dies unver- 
züglich dem Jugendamt, dem die Mitteilung 
nach Absatz 1 zugegangen ist, anzuzeigen."' 


Begründung 

a) Der Entwurf schlägt vor, die in § 57 SGB VIII 
enthaltene Mitteilimgspfücht des Standesbe- 
amten neu zu fassen. Diese neugefaßte Mittei- 
limgspflicht des Standesbeamten soUte aber, da 
sie sich an den Standesbeamten und nicht an das 
Jugendamt richtet, in das Personenstandsgesetz 
eingestellt und im Achten Buch Sozialgesetz- 
buch gestrichen werden. 

Mit der genauen Bezeichnung der Daten, die 
dem Jugendamt zu übermitteln sind, wird 
sichergesteUt, daß das Amt nur die Daten erhält, 
die es zur Erfüllimg seiner Aufgabenstellung 
benötigt. 

b) Angesichts der Bedeutimg, die das VN- Abkom- 
men zum Schutz der Rechte des Kindes und das 
Bimdesverfassungsgericht der Kenntnis von der 
eigenen Abstammung beimessen, sind Maß- 
nahmen zur Sicherstellimg der Vaterschaf tsfest- 
steUung notwendig. Diese kann nicht ins Belie- 
ben der Mutter gesteht werden, deren Interes- 


sen denen des Kindes hier zuwiderlaufen kön- 
nen. Es besteht die Gefahr, daß die Beistand- 
schaft aus Unkenntnis, Sorglosigkeit oder imter 
dem Einfluß Dritter unterbleiben könnte. Unter 
Vemeidimg der Nachteüe des Zeitschranken- 
modeUs ist daher die „ zweite WeUe " unverzicht- 
bar. Die in der Begründimg zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung dagegen vorgebrachten 
Gründe überzeugen nicht bzw. müssen wegen 
der Schutzwürdigkeit der Interessen des Kindes 
insoweit zurücktreten. 

Da sich auch diese Mitteilimgspflicht an den 
Standesbeamten richtet, sollte sie ins Personen- 
standsgesetz aufgenommen werden. 

Der ergänzende Hinweis zur Prüfung von Maß- 
nahmen nach § 50 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII 
erscheint notwendig zur Verdeutlichimg, daß 
die Anzeige des Standesbeamten keine automa- 
tische Einleitung eines vormimdschaftsgericht- 
lichen Verfahrens, sondern zunächst lediglich 
eine Überprüfung durch das Jugendamt zui 
Folge hat. 

Die Vorschrift gehört systematisch ins SGB 
VIII. 

c) Um dem Standesbeamten nach einem eventuel- 
len Umzug der Mutter weitere Nachforschun- 
gen zu ersparen, soll die Anzeige an das 
Jugendamt gerichtet sein, dem die nichteheli- 
che Geburt ein Jahr zuvor gemeldet wurde. 
Damit ist jedoch keine Zuständigkeitsregelimg 
für die Tätigkeit des Jugendamts verbunden. 


7. Zu Artikel 4 § 4 Nr. 1 (Artikel 222 Abs. 1 Satz 4 

— neu — EGBGB) 

In Artikel 4 § 4 Nr. 1 ist dem Artikel 222 Abs. 1 
folgender Satz anzufügen: 

„Dies gilt nicht für die Abwicklimg laufender 
erbrechtlicher Verfahren nach § 1706 Nr. 3 
BGB." 

Begründung 

Die in der Übergangsregelimg des Gesetzentwurfs 
vorgeschlagene Frist von sechs Monaten für die 
Fortgeltimg der gesetzlichen Amtspflegschaft für 
nichteheliche Kinder ist angesichts der erfahrungs- 
gemäß langwierigen Dauer von Erbschaftsprozes- 
sen zu kurz. Eine vorzeitige Beendigimg der durch 
das Jugendamt eingeleiteten gerichtlichen Verfah- 
ren erscheint — auch aus Gründen des Kindes- 
wohls — nicht sinnvoll. Es soUte daher im Rahmen 
der Übergangsregelung die Abwicklung laufender 
erbrechtlicher Verfahren ermöglicht werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 


Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 01 — neu — § 1600 c 
Abs. 3 — neu — BGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 3 — § 1713 Abs, 1 
Satz 3 — neu — BGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr, 3 — § 1715 Abs. 2 
BGB) 

Dem in § 1715 Abs. 2 Nr, 4 BGB in der Fassung 
der Stellungnahme enthaltenen Vorschlag wird im 
Grundsatz zugestimmt. Aus systematischen Gründen 
wird jedoch einer Regelung des Beendigungsgrundes 
in § 1717 BGB-E der Vorzug gegeben. § 1717 Satz 1 
BGB-E sollte danach folgende Fassimg erhalten: „Die 
Beistandschaft tritt nur ein, wenn das Kind seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat; sie endet, 
wenn das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland begründet." 

Den in § 1715 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BGB in der Fassung 
der Stellimgnahme enthaltenen Beendigungsgrün- 
den wird nicht zugestimmt (die vorgeschlagene Num- 
mer 1 entspricht § 17 15 Abs. 2 BGB in der Fassung des 
Regienmgsentwurfs ) . 

Würde die Beistandschaft automatisch enden, sobald 
die Vaterschaft festgestellt und die Regelung des 
Unterhalts erreicht ist imd die Unterhaltspflicht über 
die Dauer eines Jahres regelmäßig erfüllt worden ist, 
so hätte dies in vielen Fällen zur Folge, daß den 
betroffenen Eltemteüen und Kindern bei später erfor- 
derlichen Anpassungen der Unterhai tstitel keine 
Unterstützimg zuteü würde. Die regelmäßige Erfül- 
lung der Unterhaltsverpflichtungen über die Dauer 
eines Jahres bietet nämlich keinesfalls die Gewähr, 
daß der Unterhaltspflichtige auch künftig den jeweils 
geschuldeten Betrag freiwillig leisten wird. Auch die 
Möglichkeit einer neuen Antragstellung würde den 
berechtigten Interessen des Kindes nicht gerecht, da 
nicht gewährleistet wäre, daß die erforderlichen 
Anpassungen des Unterhaltstitels durchgeführt wür- 
den, zumal die Antragsberechtigten vielfach die Mög- 
lichkeiten der Anpassungen nicht überblicken wer- 
den. 

Auch in dem FaU, daß der Antragsteller unbekannten 
Aufenthalts ist, darf die Beistandschaft nicht automa- 
tisch enden. Der Zeitpunkt der Beendigung wäre in 
diesen Fällen in der Regel nicht genau feststellbar, 
was insbesondere mit Ungewißheiten hinsichtlich der 


Wirksamkeit von Handlungen des Jugendamts als 
gesetzlichem Vertreter des Kindes verbunden wäre. 
Auch wäre es oftmals nicht zweckmäßig, begormene 
Gerichtsverfahren nicht fortzuführen, nur weil der 
Aufenthalt des Antragstellers (vielleicht nur vorüber- 
gehend) imbekannt und das Jugendamt deshalb nicht 
mehr vertretungsbefugt ist. 


Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 3 — § 1716 Satz 2, 3 
und 4 — neu — BGB — und 
Artikel 3 Nr. 9 — § 57 a SGB VIII) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 5 (Artikel 3 Nr. 3 — § 52 a Abs. 1 
SGB VIII) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag des Bundesrates birgt die Gefahr in 
sich, daß die den Müttern nichtehelicher Kinder 
vermittelten Informationen nicht eindringlich genug 
sind, um ihnen die für die Vaterschaftsfeststellung und 
die Unterhaltssicherung erforderlichen Kenntnisse zu 
verschaffen. Dies wäre mit Sicherheit der Fall, wenn 
sich das Jugendamt — wie in der Begründung der 
Stellimgnahme vorgeschlagen — mit der Übersen- 
dung eines Standardbriefs, in dem nicht einmal alle in 
§ 52 a Abs. 1 Nr, 1 bis 4 SGB VIII-E genannten 
Hinweise enthalten sind, begnügen würde. Eine man- 
gelhafte Information der Mütter wäre wiederum mit 
negativen Folgen für das von der Verfassung 
geschützte Recht des Kindes auf Kenntnis seiner 
Abstammung, aber auch im Hinblick auf die Inan- 
spruchnahme öffentlicher Leistungen (Sozialhilfe, 
Unterhaltsvorschuß) verbunden. Die guten Erfahrun- 
gen in Österreich, insbesondere die dort sehr hohe 
Quote von Vaterschaftsfeststellungen (siehe E III im 
Allgemeinen Teil der Begründung des Regierungs- 
entwurfs) beruhen nach übereinstimmenden Aussa- 
gen dortiger' Praktiker ganz maßgeblich auf einer 
intensiven und umfassenden Beratung der Mütter. 
Angesichts der bei vielen alleinstehenden Müttern — 
zumal kurze Zeit nach der Geburt — vorhandenen 
Schwierigkeiten, das Jugendamt aufzusuchen, ist es 
auch keineswegs überzogen, daß das Gespräch in der 
Regel in der persönlichen Umgebung der Mutter 
stattfinden soU, wenn diese es wünscht. 


Zu Nummer 6 (Artikel 3 Nr. 8 — § 57 SGB VIII — 
und Artikel 4 § 6 — neu — § 21 a 
— neu — PStG) 

Dem Vorschlag wird im Grundsatz zugestimmt. 
Jedoch muß — da durch das Gesetz zur Neuordnung 
des Familiennamensrechts (FamNamRG) vom 16. De- 
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zember 1993 (BGBl. I S. 2054) bereits ein neuer § 21 a 
in das Personenstandsgesetz eingeführt wurde — der 
vorgesehene § 21 a PStG zu § 21 b PStG werden. Was 
die Organisation der Anzeigepflicht des Standesbe- 
amten betrifft, so behält sich die Bundesregienmg vor, 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
einen abweichenden Vorschlag zu unterbreiten, der 
auch dem Anliegen der Länder auf Mitteilimg der 
Vaterschaftsfeststellimg zur Kontrolle von Unterhalts- 
vorschußleistimgen Rechnung tragen soll. 


Zu Nummer 7 (Artikel 4 § 4 Nr. 1 — Artikel 222 
Abs. 1 Satz 4 — neu — EGBGB) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Auch wenn in Einzelfällen innerhalb der im Regie- 
rungsentwurf vorgesehenen Übergangsfrist von sechs 
Monaten anhängige Erbschaftsprozesse nicht durch 
das Jugendamt als gesetzlichem Vertreter des Kindes 
zu Ende geführt werden können, so wird diese Zeit- 
spaime doch ausreichen, die Vertretung z. B. auf einen 
Rechtsanwalt zu übertragen (imd dafür gegebenen- 
falls Prozeßkostenhilfe zu beantragen). Blieben die 
Jugendämter im Rahmen der künftigen Beistand- 


schaft bis zur endgültigen Abwicklung laufender 
Verfahren mit Erbschaftsangelegenheiten betraut, so 
hätte dies (etwa bei langdauemden Erbschaftsprozes- 
sen, schwierigen Nachlaßauseinandersetzimgen oder 
Fällen von Testamentsvollstreckung) zur Folge, daß 
insoweit noch bis annähernd 18 Jahre nach Inkrafttre- 
ten des Beistandschaftsgesetzes erbrechtliche Aufga- 
ben zu bewältigen wären, was auch aus personalpoli- 
tischen und organisatorischen Gründen nicht wün- 
schenswert ist. 


Schlußbemerkung 

Soweit den Vorschlägen des Bundesrates zugestimmt 
wird, sind Auswirkimgen auf Einzelpreise imd das 
allgemeine Preisniveau nicht zu erwarten. Die Vor- 
schläge betreffen teilweise nur die rechtstechnische 
Ausgestaltung der Bestimmimgen. Soweit nach Num- 
mer 6 der Stellimgnahme eine zusätzliche Benach- 
richtigungspflicht des Standesbeamten eingeführt 
werden soll, dient dies der Vaterschaftsfeststellung 
und ist geeignet, die öffentlichen Kassen hinsichtlich 
der Ausgaben für Sozialhilfe und Unterhaltsvorschuß 
zu entlasten. 
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